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Sehr geehrte Mandanten, 

 
nach wie vor tut sich die Finanzverwaltung bei der steuermindernden 
Verrechnung von Verlusten schwer. So z. B. auch bei Werbungskosten-
überschüssen aus der Vermietung einer Ferienwohnung. 
Dabei sind die Regelungen dafür schon seit langem klar: Bei einer  
ausschließlich an wechselnde Feriengäste vermieteten und in der  
übrigen Zeit bereitgehaltenen Ferienwohnung ist grundsätzlich und 
ohne weitere Prüfung von der Vermietungsabsicht auszugehen, wenn 
die ortsübliche Vermietungszeit von Ferienwohnungen (ohne dass  
Vermietungshindernisse gegeben sind) nicht erheblich unterschritten 
wird. Diese Voraussetzung ist erfüllt, wenn mehr als 75 % der ortsüb-
lichen Vermietungszeit erreicht werden. 
Bei der Prüfung dieser Voraussetzung möchte das Finanzamt nun  
jedoch offensichtlich Äpfel mit Birnen vergleichen. Denn tatsächlich hat 
der Fiskus in einem Sachverhalt vor dem FG Mecklenburg-Vorpommern 
im Fall einer Ferienwohnung nicht nur weitere Ferienwohnungen zum 
Vergleich herangezogen, sondern sämtliche Beherbergungsmöglich-
keiten. 
Mit Urteil vom 23.10.2019 (Az: 3 K 266/15) haben die Richter dazu 
jedoch eine ganz klare Auffassung: Bei der Berechnung ist nicht auf die 
ortsübliche Auslastung der insgesamt angebotenen Betten/Schlafge-
legenheiten abzustellen, sondern vielmehr nur auf vergleichbare  
Ferienwohnungen. 
Zu der Frage, ob Äpfel Äpfel bleiben dürfen und Birnen Birnen oder ob 
Äpfel auch Birnen sind, muss nun jedoch noch der BFH (Az: IX R 33/19) 
Stellung nehmen und klarstellen, wie die Prüfung der ortsüblichen  
Vermietungszeit im Detail zu erfolgen hat. 
 
Bei all dem Obst wünschen wir eine informative Lektüre. 
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• Kfz-Halter kann bei Verstoß gegen Parkordnung auf  

»erhöhtes Parkentgelt« haften 

• Fahrerlaubnisentzug: Epileptiker muss Anfallsfreiheit darlegen 
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• Verbraucher: Mehr Schutz vor Pfändungen 

• Schmerzensgeld: Einen großen Schritt muss eine Bahnkundin schon  

machen können 

• Krankenkasse muss Gebühren für Transport im Rettungswagen erstatten 

• Wandern im Wald erfolgt auf eigene Gefahr
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Hinweis: 
Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-

wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Service 

weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt. Bitte 

haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung für 

die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informationen 

übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie des-

halb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine verbindli-

che Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Aktuelle Daten und Fristen  
 

Abgabefristen beim Finanzamt 

Montag, 11. Mai 2020  

- Lohnsteueranmeldung einschließlich Kirchensteuer 

- Umsatzsteuer 

 

Montag, 25. Mai 2020 

- ZM-Meldungen 

 

Zahlungsfristen bei den Krankenkassen 

Mittwoch, 27. Mai 2020 

- Zahlungseingang Sozialversicherungsbeiträge bei den Kranken-

kassen 

 

Sonstiges 

Freitag, 15. Mai 2020 

- Grundbesitzabgabe 

- Gewerbesteuer 
 
 

Der Verkäufer oder der Abnehmer muss den Gegenstand der Lieferung 

tatsächlich in das übrige Gemeinschaftsgebiet befördern oder versen-

den. Wenn z.B. ein Unternehmer aus Österreich Ware bei einem deut-

schen Unternehmer bestellt und die Ware nicht nach Österreich, sondern 

z.B. an eine deutsche Niederlassung des Österreichers geliefert wird, 

hat die Ware das Inland (Deutschland) nicht verlassen. Es erfolgte somit 

keine Warenbewegung aus einem Mitgliedsstaat (hier Deutschland) in 

einen anderen Mitgliedsstaat (hier Österreich). 

In diesem Beispielfall kann daher keine umsatzsteuerfreie innergemein-

schaftliche Lieferung vorliegen. Dass die Rechnungsstellung an den Un-

ternehmer aus Österreich geht, ist irrelevant. Einen Nachweis, dass die 

Ware in das EU-Ausland gelangt ist, schaffen Sie am einfachsten über 

eine sog. Gelangensbestätigung. Der Kunde muss Ihnen hier bestätigen, 

welche Ware er wann, wie und wo erhalten hat. 

Grundsätzlich kann der Empfänger auch in einer einfachen Mail den 

Empfang der Ware bestätigen. Der Inhalt muss jedoch den vom Gesetz-

geber bereitgestellten Vorlagen entsprechen. 

Eine weitere Voraussetzung ist, dass der Abnehmer ein ausländischer 

Unternehmer ist, der im Zeitpunkt der Lieferung eine gültige Umsatz-

steuer-Identifikationsnummer besitzt. Hier ist zu beachten, dass eine 

nachträglich erteilte IdNr. nicht zur Steuerfreiheit der Lieferung führt. In 

manchen Mitgliedstaaten kann es vorkommen, dass eine gültige IdNr. 

für eine bestimmte Zeit als ungültig erklärt wird. Dies kann z.B. der Fall 

sein, wenn der Unternehmer seine Steuerschulden nicht beglichen hat. 

Erfolgt die Warenlieferung in diesem Zeitraum, führt dies dazu, dass die 

Lieferung als steuerpflichtig zu behandeln ist. Der vereinnahmte Betrag 

stellt dann die Bruttoeinnahme dar (inklusive 19 % USt). Sie müssen 

somit die enthaltene Umsatzsteuer an das Finanzamt bezahlen, obwohl 

Sie keine Umsatzsteuer in der Rechnung ausgewiesen und vom Waren-

empfänger erhalten haben. 

Es sollte daher vor jeder Lieferung geprüft werden, ob die USt-IdNr.  

noch Gültigkeit hat. Unternehmer können hierfür einfache und  

qualifizierte Bestätigungsanfragen beim Bundeszentralamt für Steuern 

(www.bzst.de) stellen. 

 

Ab dem 01.01.2020 ist eine weitere Voraussetzung, dass der Lieferer 

seiner Verpflichtung zur Abgabe der zusammenfassenden Meldung ord-

nungsgemäß nach gekommen ist. Für die Abgabe der sog. ZM-Meldung 

wird auch eine gültige ausländische USt-IdNr. benötigt. Aus diesem 

Grund erhält die IdNr. in Zukunkft eine noch wesentlichere Bedeutung. 

 

Für weitere Informationen und eine individuelle Beratung steht Ihnen 

die SHP-Beratergruppe jederzeit gerne zur Verfügung. Nutzen Sie 

unser Know-how und schreiben Sie uns eine E-Mail oder rufen Sie uns 

einfach an.

Neues aus 
der Kanzlei

Ist eine Warenlieferung ins EU-Ausland immer umsatzsteuerfrei?
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Steuerzahler
Alle 

TTermine: Steuern und Sozialversicherung

11.06.

Umsatzsteuer

Lohnsteuer

Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Einkommensteuer

Kirchensteuer

Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.06. für den Eingang der 

Zahlung.

TZahlungen per Scheck gelten erst drei Taage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

Tschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Taage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juni 2019

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juni 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.06.2019.

Legale grenzüberschreitende Gestaltungen: 
BStBK gegen Anzeigepflichten

ede zu 57In seiner Eröffnungsr 7.. Deutschen Steuerberaterkongress am 

13.05.2019 hat der Präsident der Bundessteuerberaterkammer (BSt-

BK) Raoul Riedlinger seinen Schwerpunkt auf Europa und die Europä-

ische Union gelegt. 

Diese wolle den Berufsstand der Steuerberater stärker in die Pflicht 

nehmen: Nach Vorgaben der EU-Kommission sollen legale grenz-

überschreitende Steuergestaltungen angezeigt werden, wenn sie be-

stimmte Kriterien erfüllen. Riedlinger kritisiert diese Anzeigepflichten. 

Die BStBK lehne die geplante Einführung einer Anzeigepflicht für rein 

nationale Gestaltungsmodelle ab. Schließlich stünden der Finanzver-

waltung ausreichend Instrumente zur Verfügung, um unerwünschte 

Auf der anderen Seite kritisiere die EU-Kommission den Berufsstand 

der Steuerberater im Hinblick auf die Vorbehaltsaufgaben und habe 

im Sommer 2018 ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutsch-

land eingeleitet. Die EU-Kommission halte das System der Vorbe-

haltsaufgaben für „inkohärent“ und „unverhältnismäßig“. Riedlinger 

bemängelt in diesem Zusammenhang die Widersprüchlichkeit der 

Politik der EU-Kommission. Einerseits führe sie jede Menge Berichts-

pflichten von „Steuerintermediären“ ein, andererseits leiste sie einer 

Qualitätsabsenkung Vorschub, „indem sie die Steuerberatung in die 

Hände von Dienstleistern geben will, die kein Berufsrecht kennen, kei-

ne Qualitätsstandards haben und keiner Aufsicht unterliegen.“ In den 

Augen Riedlingers passt dies „schlicht und einfach nicht zusammen“. 

Die Kommission solle sich für eine Seite entscheiden.

Bundessteuerberaterkammer, PM vom 13.05.2019

Steuerberater vergisst Anfechtung: 
eine WiederK reinsetzung

TLegt ein Steuerberater für seinen Mandanten nur gegen einen Teeil der 

aufgrund einer Betriebsprüfung ergangenen Bescheide Einspruch ein, 

kommt hinsichtlich der „übersehenen“ Bescheide keine Wiedereinset-

zung in den vorigen Stand in Betracht. Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Münster entschieden.

Das Finanzamt erließ aufgrund einer Betriebsprüfung für die Streitjah-

re 2013 bis 2015 gegenüber dem Antragsteller geänderte Umsatzsteu-

er-, Einkommensteuer- und Gewerbesteuermessbescheide. Mit den 

Einkommensteuerbescheiden waren auch Festsetzungen des Solida-

ritätszuschlags, der Kirchensteuer, eines Verspätungszuschlags sowie 

Zinsen verbunden. Der Steuerberater des Antragstellers legte gegen 

die Bescheide über Einkommensteuer, Kirchensteuer, Verspätungszu-

schlag und Zinsen sowie die Gewerbesteuermessbescheide Einsprüche 

ein. Nach Ablauf der Einspruchsfrist gab er zudem eine Einspruchsbe-

gründung hinsichtlich der Umsatzsteuerbescheide ab.

Die zugleich beantragte Aussetzung der Vollziehung lehnte das Finanz-

amt in Bezug auf die Umsatzsteuer ab, weil die Einsprüche verspätet 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gestaltungen aufzudecken. „Zu nennen sind hier zeitnahe Betriebs-

prüfungen aber auch das – allen Beteiligten zumutbare – Studium der 

Fachliteratur“, so Riedlinger.

eingelegt worden seien. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sei 

nicht zu gewähren, weil die Einspruchsfrist fahrlässig versäumt worden 

sei. Der Antragsteller berief sich demgegenüber auf handschriftliche 
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Umsatzsteu-

was lediglich 

Er sei bereits 

ezug auf die 

dskräftig. Die 

gen Stand lä-

cht schuldlos

hinaus die Wirkung entfalten, dass sich ein negativer Gesamtbetrag 

der Einkünfte erhöhe. Diesem Umstand sei bei der Verlustfeststellung 

nach § 10d Absatz 4 Satz 4 Einkommensteuer Rechnung zu tragen.

FG Köln, Urteil vom 12.12.2018, 10 K 1730/17; Rev.: IX R 3/19

TVerluste aus nebenberuflicher Täätigkeit als 
Übungsleiter steuerlich grundsätzlich abziehbar 

 
 

 

Vermerke seines Steuerberaters, wonach auch gegen die Umsatzsteu

erbescheide Einsprüche hätten eingelegt werden sollen, was lediglich 

im Einspruchsschreiben übersehen worden sei.

Das FG lehnte den gerichtlichen Aussetzungsantrag ab. Er 

unzulässig, weil es an einem Rechtsschutzbedürfnis in Bezug auf 

Umsatzsteuerbescheide fehle. Denn diese seien bestandskräftig. Die 

Voraussetzungen für eine Wiedereinsetzung in den vorigen 

gen nicht vor, da der Antragsteller die Einspruchsfrist nicht schuldlos 

habe. Sein Steuerberaterversäumt r,, dessen Verschulden dem Antrag-

steller zuzurechnen sei, habe vielmehr die an ihn als Rechtskundigen 

zu stellenden strengen Sorgfaltsanforderungen nicht erfüllt. Bei einer 

gewissenhaften Bearbeitung des Einspruchs habe ihm die fehlende 

Anfechtung der Umsatzsteuerbescheide auffallen müssen. Gerade in 

Fällen einer Vielzahl zeitgleich ergehender Verwaltungsakte sei von 

Steuerberatern ein besonders sorgfältiges Handeln zu verlangen.

Finanzgericht Münster, Beschluss vom 25.03.2019, 5 V 483/19 U

Altersentlastungsbetrag bei Verlustabzug 
trotz Erhöhung nicht ausgeglichenen Verlusts 
zu berücksichtigen

Der Altersentlastungsbetrag ist im Rahmen der Verlustfeststellung 

auch dann zu berücksichtigen, wenn sich hierdurch ein nicht ausge-

glichener Verlust weiter erhöht. Dies hat das Kölner FG entschieden.

Die Kläger wurden zusammen zur Einkommensteuer veranlagt. Der 

der Einkünfte belief sich beim Kläger auf -27Gesamtbetrag 7..597 Euro 

und bei der Klägerin auf -1.095 Euro. Für den Kläger wurde ein Al-

tersentlastungsbetrag von 1.216 Euro und für die Klägerin von 1.095 

Euro abgezogen. Das Finanzamt ließ die Altersentlastungsbeträge bei 

der Feststellung des zum 31.12. verbleibenden Verlustabzugs unbe-

rücksichtigt und stellte den verbleibenden Verlust für den Kläger auf 

26.381 Euro fest. Für die Klägerin unterblieb eine Feststellung.

Mit ihrer hiergegen erhobenen Klage hatten die Kläger Erfolg. Laut 

FG Köln ist ein im Einkommensteuerbescheid angesetzter Altersent-

lastungsbetrag bei der Verlustfeststellung zum 31.12. auch dann zu 

berücksichtigen, wenn sich hierdurch ein nicht ausgeglichener Verlust 

weiter erhöht. Im Rahmen des Verlustausgleichs sei der Altersentlas-

tungbetrag mit positiven Einkünften zu verrechnen und könne darüber 

TVerluste aus einer nebenberuflichen Täätigkeit als Übungsleiter können 

auch dann steuerlich berücksichtigt werden, wenn die Einnahmen den 

so genannten Übungsleiterfreibetrag nach § 3 Nr. 26 des Einkommen-

steuergesetzes in Höhe von 2.400 Euro pro Jahr nicht übersteigen.

Im Streitfall hatte der Kläger als Übungsleiter Einnahmen in Höhe von 

108 Euro erzielt. Dem standen Ausgaben in Höhe von 608,60 Euro ge-

genüber. Die Differenz von 500,60 Euro machte der Kläger in seiner 

TEinkommensteuererklärung 2013 als Verlust aus selbstständiger Täätig-

keit geltend. Das Finanzamt berücksichtigte den Verlust jedoch nicht. 

Es vertrat die Auffassung, Betriebsausgaben oder Werbungskosten aus 

Tder Täätigkeit als Übungsleiter könnten steuerlich nur dann berücksich-

tigt werden, wenn sowohl die Einnahmen als auch die Ausgaben den 

Übungsleiterfreibetrag übersteigen. Das Finanzgericht (FG) gab der 

dagegen erhobenen Klage statt.

Der BFH bestätigte die Auffassung des FG, dass ein Übungsleiter, der 

steuerfreie Einnahmen unterhalb des Übungsleiterfreibetrags erzielt, 

die damit zusammenhängenden Aufwendungen steuerlich geltend 

machen kann, soweit sie die Einnahmen übersteigen. Andernfalls wür-

de der vom Gesetzgeber bezweckte Steuervorteil für nebenberufliche 

Übungsleiter in einen Steuernachteil umschlagen.

Der BFH hat die Sache allerdings zur nochmaligen Verhandlung und 

Entscheidung an das FG zurückverwiesen. Dieses wird nunmehr prüfen 

müssen, ob der Kläger die Übungsleitertätigkeit mit der Absicht der 

Gewinnerzielung ausgeübt hat. Diese Frage stellt sich, weil die Einnah-

men des Klägers im Streitjahr nicht einmal annähernd die Ausgaben 

gedeckt haben. Sollte das FG zu der Überzeugung gelangen, dass keine 

Gewinnerzielungsabsicht vorlag, wären die Verluste steuerlich nicht zu 

berücksichtigen. 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.11.2018, VIII R 17/16
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Termine: Steuern und Sozialversicherung 

 

11.5 

● Umsatzsteuer 
● Lohnsteuer 
● Kirchensteuer zur Lohnsteuer 
 

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.5. für den Eingang der 

Zahlung. 

 

15.5. 

● Gewerbesteuer 
● Grundsteuer 
 

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 18.5. für den Eingang der 

Zahlung. 

 

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen 

 

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Mai 2020 

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Januar 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.5.2020. 

 

Solidaritätszuschlag: War 2011 verfassungsgemäß 

Der Solidaritätszuschlag war im Jahr 2011 verfassungsgemäß. Dies hat 

der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden. 

Die Kläger erzielten im Jahr 2011 Einkünfte unter anderem aus nicht-

selbstständiger Arbeit und in geringem Umfange aus Gewerbebetrieb, 

für die Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag festgesetzt wurden. 

Sie begehrten, aus Gründen der Gleichbehandlung den Solidaritätszu-

schlag für ihre gesamten Einkünfte so zu berechnen, als handele es sich 

um Einkünfte aus Gewerbebetrieb. In diesem Fall wäre nämlich Gewer-

besteuer auf die Einkommensteuer angerechnet worden und der Soli-

daritätszuschlag wäre im Ergebnis geringer ausgefallen. Der BFH hat 

die Erhebung des Solidaritätszuschlages im Jahr 2011 für verfassungs-

gemäß erachtet. Er hat auch die geringere Belastung der Einkünfte aus 

Gewerbebetrieb beim Solidaritätszuschlag mit Blick auf deren typische 

Gesamtbelastung durch Einkommensteuer, Solidaritätszuschlag und Ge-

werbesteuer nicht beanstandet. 

Die Entscheidung misst dem Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers 

für die Erhebung der Ergänzungsabgabe sowie seiner Typisierungsbe-

fugnis für deren Ausgestaltung maßgebende Bedeutung zu. 

 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 14.11.2018, II R 63/15 

 

Wohnungsreinigung für Eltern:  

Keine steuerlich begünstigte haushaltsnahe Dienstleistung 

Reinigt ein Kind wöchentlich die Wohnung eines Elternteils, ist es ihm 

bei notwendigen Einkäufen behilflich und erstattet der Elternteil dem 

Kind lediglich die dabei angefallenen Fahrtkosten, so kann der Elternteil 

für die Fahrtkostenerstattungen nicht die Steuerermäßigung für haus-

haltsnahe Dienstleistungen (§ 35a Absatz 2 Einkommensteuergesetz – 

EStG) in Anspruch nehmen. Dies hat das Finanzgericht (FG) des Saar-

landes entschieden. 

Es stellt in diesem Zusammenhang klar, dass der in 35a Absatz 2 EStG 

gesetzlich nicht definierte Begriff der "Dienstleistungen" nur solche 

Leistungen umfasst, die entgeltlich ausgeführt werden. Die Dienstleis-

tung müsse durch eine Dienstleistungsagentur oder einen selbststän-

digen Dienstleister erfolgen. 

Selbst wenn man aber der Auffassung folgen würde, dass Dienstleis-

tungen im Sinne des § 35a Absatz 2 Satz 1 2. Alternative EStG auch von 

nahen Angehörigen erbracht werden könnten, die nicht gewerbsmäßig 

handeln, so wäre hierfür ein Vertrag zu fordern, der bürgerlich-rechtlich 

wirksam vereinbart worden ist und dessen Gestaltung und Durchfüh-

rung dem zwischen Fremden Üblichen entspricht. 

 

Finanzgericht des Saarlandes, Urteil vom 15.05.2019, 1 K 1105/17 
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Stundung: Ermessensfehler bei Ablehnung 

Die Ablehnung einer Stundung ist ermessensfehlerhaft, wenn die Be-

hörde bei ihrer Ermessensentscheidung von einem unzutreffenden 

Sachverhalt ausgeht (hier: Bezug von Leistungen zur Grundsicherung). 

Dies stellt das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg klar und fügt 

hinzu, dass der Umstand, dass ein Antragsteller im Kindergeldverfahren 

seine Mitwirkungspflichten verletzt hat, für sich genommen nicht aus-

reiche, um seine Stundungswürdigkeit zu verneinen und auf eine Prü-

fung der Stundungsbedürftigkeit zu verzichten. 

Die als Arbeitnehmerin beschäftigte Klägerin hatte für ihre beiden Kin-

der S und T Kindergeld bezogen, das sie in Höhe eines Teilbetrages von 

1.296 Euro zurückzahlen musste. Für die Rückforderung war der In-

kasso-Service der Familienkasse zuständig, bei dem die Klägerin einen 

Stundungsantrag stellte. Der Inkasso-Service lehnte den Antrag ab. Das 

Einspruchsverfahren blieb erfolglos. Die beklagte Familienkasse meinte, 

die Rückforderung beruhe auf einer Verletzung der Mitwirkungspflicht 

der Klägerin. Sie habe nicht rechtzeitig das Ende der Ausbildung ihres 

Kindes S mitgeteilt. Daher sei es zur Überzahlung von Kindergeld ge-

kommen. Die Klägerin habe weder vorgetragen noch nachgewiesen, 

sämtliche Finanzierungsmöglichkeiten ausgeschöpft zu haben. Erlass-

bedürftigkeit sei auch nicht anzunehmen. Die Klägerin beziehe Grund-

sicherungsleistungen nach dem Sozialgesetzbuch II und sei durch die 

Pfändungsfreigrenzen geschützt. Ihr Existenzminimum sei gesichert und 

vor Vollstreckungseingriffen geschützt. Vorliegend könne im Rahmen 

einer Interessenabwägung weder eine Stundungswürdigkeit noch eine 

Stundungsbedürftigkeit angenommen werden. 

Die Klägerin macht geltend, sie habe weder ihre Mitwirkungspflichten 

verletzt noch sei sie derzeit in der Lage, die Rückstände auf einmal oder 

in Raten zu begleichen. Sie habe Schulden. Erst ab 01.01.2020 könne 

sie mit den bestehenden Gläubigern kleinere Ratenzahlungen verein-

baren. Bis dahin hätten sich ihre Schulden an diese verringert und sie 

könnte dann die Familienkasse bedienen. 

Das FG hob die Ablehnungsentscheidung über die Stundung auf und 

verpflichtete die Beklagte, die Klägerin unter Beachtung der Rechtsauf-

assung des Gerichts neu zu bescheiden. Die Beklagte habe die gesetz-

lich gezogenen Grenzen ihres Ermessens (§ 222 Abgabenordnung (AO)) 

bei ihrer Stundungsentscheidung infolge einer Ermessensunterschrei-

tung nicht eingehalten. Sie unterschreite ihr Ermessen, wenn sie von 

fehlerhaften Tatsachen ausgehe. Die Klägerin habe entgegen den Aus-

führungen der Beklagten keine Leistungen zur Grundsicherung bezo-

gen. Infolgedessen sei eine Einziehung der Forderung möglich und 

könne eine erhebliche Härte für die Klägerin bedeuten. Die Einziehung 

könne dazu führen könne, dass die Klägerin die mit anderen Gläubigern 

vereinbarten Ratenzahlungen bis Ende 2019 nicht mehr erfüllen könne. 

Der Anspruch sei durch eine Stundung auch nicht dauerhaft gefährdet, 

da der Klägerin ab 01.01.2020 nach Tilgung anderweitiger Verbindlich-

keiten Mittel zur Rückzahlung von Kindergeld zur Verfügung stünden. 

Berücksichtige die Beklagte diese Umstände nicht, setze sie sich nicht 

hinreichend mit dem Sinn und Zweck der Norm § 222 AO auseinander. 

Eine Stundung diene dazu, den Einzug der Forderung zeitweilig, aber 

nicht dauerhaft hinauszuschieben. Im Streitfall liege kein Fall dauerhaf-

ter Zahlungsunfähigkeit vor. Persönliche Stundungsgründe könnten vor-

liegen, da eine Stundung die wirtschaftliche Existenz der Klägerin 

ermöglichen könne. Die Beklagte stelle ausschließlich darauf ab, dass 

die Klägerin das Ausbildungsende des Kinds nicht rechtzeitig mitgeteilt 

habe und es dadurch zu einer Rückforderung gekommen sei, die sich 

anhand des geführten Schriftwechsels nachvollziehen lasse. Dies reiche 

jedoch nicht aus, um die Stundungswürdigkeit zu verneinen und auf 

eine Prüfung der Stundungsbedürftigkeit zu verzichten. Im Streitfall 

komme hinzu, dass nach Aktenlage nicht ausgeschlossen sei, dass bei 

Mitteilung des Ausbildungsbeginns das Ausbildungsende erkennbar ge-

wesen sei und infolgedessen die für die Festsetzung des Kindergelds 

zuständige Familienkasse schon früher nach dem Ausbildungsende 

hätte nachfragen können beziehungsweise in Kenntnis des voraussicht-

lichen Endes Kindergeld möglicherweise zu Unrecht weiterbezahlt habe. 

 

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 18.09.2019, 12 K 

234/19, rechtskräftig

Erweiterte Kürzung bei Gewerbesteuer: Beteiligung 
an GbR kann Grundbesitz sein

Unterliegt eine grundstücksverwaltende Gesellschaft nur kraft ihrer 

Rechtsform der Gewerbesteuer, kann sie die erweiterte Kürzung bei 

der Gewerbesteuer auch dann in Anspruch nehmen, wenn sie an einer 

rein grundstücksverwaltenden, nicht gewerblich geprägten Personen-

gesellschaft beteiligt ist. Dies hat der Große Senat des Bundesfinanz-

hofs (BFH) zu § 9 Nr. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) 

entschieden. 

Gewerblich tätige Personen- und Kapitalgesellschaften unterliegen der 

Gewerbesteuer. Soweit sich allerdings solche Gesellschaften auf die 

Verwaltung ihres eigenen Grundbesitzes beschränken, ist der daraus 

Terwirtschaftete Gewinn durch den Taatbestand der erweiterten Kürzung 

in diesem Umfang vollständig von der Gewerbesteuer ausgenommen. 

Klägerin in dem Revisionsverfahren, das zur Vorlage an den Großen 

Senat führte, war eine gewerblich geprägte GmbH & Co. KG, die an 

einer rein vermögensverwaltenden GbR beteiligt war. Diese GbR war 

wiederum Eigentümerin einer Immobilie. Die Klägerin machte für ihre 

aus der Beteiligung an der GbR bezogenen anteiligen Mieterträge die 

erweiterte Kürzung geltend. Das Finanzamt lehnte dies ab, weil die Be-

teiligung an der GbR im Sinne des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG kein eigener 

Grundbesitz der Klägerin sei, sondern Grundbesitz der GbR. 

Der vorlegende IV. Senat des BFH wollte dieser Auffassung des Finanz-

amtes nicht folgen, sah sich an einer entsprechenden Entscheidung 

aber durch ein Urteil des I. BFH-Senats vom 19.10.2010 (I R 67/09) 

om 21.07gehindert. Er rief daher mit Vorlagebeschluss v 7..2016 (IV

R 26/14) den Großen Senat zur Klärung der Rechtsfrage an. Der IV. 

Senat war der Ansicht, dass steuerrechtlich das Eigentum einer ver-

mögensverwaltenden Personengesellschaft den hinter ihr stehenden 

Gesellschaftern anteilig zuzurechnen sei. Ein im zivilrechtlichen Eigen-

tum der Personengesellschaft stehendes Grundstück sei daher eigener 

Grundbesitz der Gesellschafter der GbR.

Dem folgte der Große Senat. Ob eigener Grundbesitz im Sinne der 

gewerbesteuerrechtlichen Kürzung vorliegt, richte sich nach den all-

Berücksichtigung des gewerbesteuerrechtlichen Belastungsgrundes 

sei unter eigenem Grundbesitz im Sinne des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 

der zum Betriebsvermögen des Unternehmers gehörende Grundbesitz 

zu verstehen. Auch aus dem historischen Regelungskontext und der 

Entstehungsgeschichte der Norm sah sich der Große Senat bei dieser 

Auslegung, die zugunsten der Steuerpflichtigen wirkt und für den Im-

mobilienbereich von großer Bedeutung ist, bestätigt. 

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 25.09.2018, GrS 2/16

Gemischt genutztes Gebäude: Zur Aufteilung von 
Vorsteuerbeträgen nach Flächenschlüssel

Das Finanzgericht (FG) Düsseldorf hat einen Rechtsstreit über die Auf-

teilung von Vorsteuerbeträgen bei einem gemischt genutzten Gebäu-

de nach über zehn Jahren endgültig beendet. 

Im Streitjahr 2004 wurde ein von der Klägerin errichtetes Wohn- und 

Geschäftsgebäude mit Tiefgaragenstellplätzen fertiggestellt. Das Ge-

bäude wurde teilweise umsatzsteuerfrei und teilweise umsatzsteuer-

pflichtig vermietet. Die Klägerin ermittelte den Anteil der abziehbaren 

Vorsteuerbeträge für die Errichtung und den Unterhalt des Gebäudes 

nach dem so genannten objektbezogenen Umsatzschlüssel, also nach 

dem Verhältnis der steuerpflichtigen zu den steuerfreien Ausgangsum-

sätzen.

Das beklagte Finanzamt vertrat demgegenüber die Auffassung, dass 

die Vorsteuer nach dem so genannten Flächenschlüssel aufzuteilen sei 

und reduzierte den von der Klägerin begehrten Vorsteuerabzug. Soweit 

die Vorsteuer auf die steuerfrei vermietete Gebäudefläche entfalle, 

scheide ein Vorsteuerabzug der Klägerin aus.

Im ersten Rechtsgang gab das FG Düsseldorf der Klägerin mit Urteil 

vom 11.09.2009 (1 K 996/07 U) teilweise Recht. In dem von beiden 

Beteiligten betriebenen Revisionsverfahren holte der Bundesfinanz-

hof (BFH) eine Vorabentscheidung des Europäischen Gerichtshofs ein 

(EuGH, Urteil vom 09.06.2014, C-332/14). Anschließend entschied 

der BFH mit Urteil vom 10.08.2016 (XI R 31/09), dass bei der Her-

stellung eines gemischt genutzten Gebäudes für den Vorsteuerabzug 

Unternehmer

gemeinen ertragssteuerrechtlichen Grundsätzen. Nach der Systema-

tik und dem Regelungszweck der erweiterten Kürzung sowie unter 

der objektbezogene Flächenschlüssel regelmäßig eine präzisere Auf-

teilung der Vorsteuer als der Umsatzschlüssel ermögliche. Dies gelte 

6

   

nicht, wenn die Nutzflächen wegen ihrer unterschiedlich

tung (zum Beispiel Höhe der Räume, Dicke der Wände 

Innenausstattung) nicht miteinander vergleichbar seien.

Die Sache wurde zur weiteren Sachaufklärung an das FG

zurückverwiesen. Im zweiten Rechtsgang hat dieses die

endgültig abgewiesen. Die Vorsteuer sei im Streitfall zu

dem Flächenschlüssel aufgeteilt worden. Der Steuerpfli

die Feststellungslast für erhebliche Ausstattungsunter
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Die Aufspaltung der Verfügungsmacht an einem Gegenstand mit der 

Folge, dass mehrere Personen das Recht innehaben, über einen Gegen-

stand wie ein Eigentümer zu verfügen, entspreche damit der Rechts-

position des Miteigentümers, der nach § 747 Bürgerliches Gesetzbuch 

über seinen Miteigentumsanteil frei verfügen könne. 

Miteigentum nach Bruchteilen sei seinem Wesen nach dem Alleinei-

gentum gleichartig, sodass der Miteigentümer dieselbe Rechtsposition 

om 10.05.2007habe wie ein Eigentümer (Bundesgerichtshof, Urteil v 7,, 

V ZB 6/07). Bestätigt werde diese Auffassung dadurch, dass das Mit-

eigentum als Bruchteil an einem Gegenstand im Wirtschaftsleben wie 

ein Gegenstand behandelt werde.

Das BMF hat das BFH-Urteil zum Anlass für eine Änderung des Um-

satzsteuer-Anwendungserlasses (UStAE) genommen. Danach wird 

Abschnitt 3.5 wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird in der Nummer 5 der Punkt am Ende durch ein 

Semikolon ersetzt und folgende Nummer 6 angefügt: „6. 1die Über-

tragung von Miteigentumsanteilen (Bruchteilseigentum) an einem 

Gegenstand im Sinne des § 3 UStG (vgl. BFH-Urteil vom 18. Februar 

2016, V R 53/14, BStBl 2019 II S. XXX) - siehe auch für Anlagegold 

Abschnitt 25c.1. 2Zur Übertragung eines Miteigentumsanteils zur Si-

cherheit vgl. Abschnitt 3.1 Abs. 3 Satz 1 und Abschnitt 1.2 Abs. 1.“

b) In Absatz 3 wird Nummer 2 gestrichen. 

Laut BMF sind die Grundsätze seines aktuellen Schreibens in allen of-

fenen Fällen anzuwenden. Bei vor dem Datum der Veröffentlichung im 

Bundessteuerblatt ausgeführten Leistungen werde es jedoch – auch 

für Zwecke des Vorsteuerabzugs – nicht beanstandet, wenn zwischen 

den Beteiligten entsprechend der bisherigen Verwaltungsauffassung 

übereinstimmend von sonstigen Leistungen ausgegangen wird. 

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 23.05.2019, III C 2 - S 

7100/19/10002 :002

 

die Feststellungslast für erhebliche Ausstattungsunter

die Anwendung des objektbezogenen Umsatzschlüssels r

würden. Im Streitfall könne trotz der Unterschiede in Bau

stattung nicht davon ausgegangen werden, dass sich die H

kosten des Gebäudes nicht mehr annähernd gleichmäßig a

flächen des Gebäudes verteilen würden. Angesichts der 

Unterschiede in der Bauausführung, die teils zu höheren 

niedrigeren Herstellungskosten geführt hätten, ließe sich 

teln, ob die Ausstattung der steuerpflichtig vermieteten La

einem solchen Maße von der Ausstattung der steuerfrei 

Wohnungen abweiche, dass die Nutzflächen nicht mehr 

und die Aufteilung nach Flächen nicht mehr sachgerecht s

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 20.07.2018, 1 K 

rechtskräftig

Umsatzsteuer: Veräußerung von 
Miteigentumsanteilen als Lieferung

In einem aktuellen Schreiben des Bundesfinanzminister

geht es um die umsatzsteuerliche Behandlung der Veräu

Miteigentumsanteilen an einem Gegenstand.

Das BMF nimmt Bezug auf ein Urteil des Bundesfinanz

vom 18.02.2016, wonach der BFH unter Aufgabe seine

Rechtsprechung davon ausgeht, dass der Miteigentumsant

Gegenstand geliefert wird (V R 53/14). Der BFH halte e

lung der Übertragung des Miteigentumsanteils an einem 

als sonstige Leistung als nicht mit Unionsrecht vereinbar u

hierzu auf das Urteil des Europäischen Gerichtshofes vom

(C-63/04, Centralan Property Ltd.). 
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Vorsteuerabzug für Büro:  

Entspricht Erfordernis fristgebundener Abgabe unternehmensbe-

zogener Zuordnungsentscheidung Unionsrecht? 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat Zweifel, ob das Unionsrecht einer  

nationalen Rechtsprechung entgegensteht, nach der im Fall eines so 

genannten Zuordnungswahlrechtes beim Leistungsbezug der Vorsteu-

erabzug ausgeschlossen ist, wenn bis zum Ablauf der gesetzlichen  

Abgabefrist für die Umsatzsteuer-Jahreserklärung die Zuordnungsent-

scheidung gegenüber dem Finanzamt nicht getroffen wurde. Er hat den 

Europäischen Gerichtshof (EuGH) um Klärung gebeten. 

Der Kläger, der einen Gerüstbaubetrieb unterhält, errichtete ein Einfa-

milienhaus mit einer Gesamtnutzfläche von ca. 150 m², wovon auf ein 

Zimmer ("Arbeiten") circa 17 m² entfielen (Fertigstellung 2015). Erst 

in der am 28.09.2016 beim Finanzamt eingegangenen Umsatzsteuer-

Jahreserklärung für 2015 – nicht aber in den zuvor eingereichten Um-

satzsteuer-Voranmeldungen – machte der Kläger für die Errichtung des 

Arbeitszimmers anteilig Vorsteuern geltend. Das Finanzamt versagte 

den Vorsteuerabzug wegen der nicht rechtzeitig (bis zum 31. Mai des 

Folgejahres als gesetzlicher Abgabetermin der Steuererklärung) erfolg-

ten Zuordnung des Zimmers zum Unternehmensvermögen. 

Der BFH vertritt im Vorlagebeschluss die Auffassung, dass nach den von 

ihm zur Zuordnungsentscheidung entwickelten Kriterien die Revision 

des Klägers gegen das klageabweisende Urteil unbegründet wäre. 

Zweifelhaft sei jedoch, ob ein Mitgliedstaat eine Ausschlussfrist für die 

Zuordnung zum Unternehmensvermögen vorsehen dürfe. Zwar gehe 

das Unionsrecht in Artikel 168a Absatz 1 der Richtlinie 2006/112/EG 

des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys-

tem ausdrücklich von einer "Zuordnung" von Gegenständen aus. Es ent-

halte jedoch keine näheren Regelungen hierzu. Mit dem Vorabent- 

scheidungsersuchen soll auch geklärt werden, welche Rechtsfolgen 

eine nicht (rechtzeitig) getroffene Zuordnungsentscheidung hat. Sollte 

der EuGH die bisherige 

(nationale) Handhabung als zu restriktiv ansehen, würde das die Mög-

lichkeit eines Vorsteuerabzugs bei unternehmerischer Tätigkeit und so 

genannter gemischter Nutzung erleichtern. 

In einem weiteren Verfahren, das den Erwerb einer Photovoltaikanlage 

durch einen Privatmann betrifft, hat der BFH mit Beschluss vom selben 

Tag (XI R 7/19) ebenfalls den EuGH angerufen.  

 

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 18.09.2019, XI R 3/19 

 

Ablauf der Festsetzungsfrist auch bei Abschluss einer  

Außenprüfung ohne Aufhebung des Nachprüfungsvorbehalts 

Die Festsetzungsfrist läuft nach einer Außenprüfung auch dann ab, wenn 

es das Finanzamt unterlässt, den Vorbehalt der Nachprüfung aufzuheben, 

obwohl die Außenprüfung zu keiner Änderung der Besteuerungsgrund-

lagen führte und dies im Prüfungsbericht dokumentiert wurde. Dies er-

gibt sich aus einem Urteil des Finanzgerichts (FG) Baden-Württemberg. 

Die klagende GmbH, ein Bauunternehmen, hatte im Streitjahr 2012 auf-

grund der damaligen Verwaltungsauffassung die Umsatzsteuer für die 

an sie erbrachten Bauleistungen einbehalten und abgeführt (Reverse-

Charge). Die Umsatzsteuererklärung 2012 ging 2013 beim beklagten Fi-

nanzamt ein und stand einer Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der 

Nachprüfung gleich. Eine 2016 durchgeführte Außenprüfung führte in 

Bezug auf die Umsatzsteuer 2012 bis 2014 zu keinen Änderungen, was 

im Bericht vom 20.01.2017 auch vermerkt wurde. Der Vorbehalt der 

Nachprüfung blieb gleichwohl bestehen. Im Oktober 2018 beantragte die 

Klägerin, die Umsatzsteuerfestsetzung für 2012 zu mindern, weil die von 

ihr 2012 bezogenen Bauleistungen, die sie nicht zur Ausführung von ei-

genen Bauleistungen, sondern für so genannte Bauträgerumsätze ver-

wendet habe, nicht mehr als Reverse-Charge-Umsätze nach § 13b des 

Umsatzsteuergesetzes (UStG) zu behandeln seien. Das Finanzamt lehnte 

den Änderungsantrag ab. Der geltend gemachte Anspruch auf Rücker-

stattung der bezahlten Umsatzsteuer sei bereits mit Ablauf 2017 ver-

jährt. 

Das FG bestätigt die Rechtsauffassung des Finanzamtes und weist die 

Klage ab. Die vierjährige Festsetzungsfrist des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nr. 

2 der Abgabenordnung (AO) habe mit Ablauf des Kalenderjahres 2013 

begonnen und mit Ablauf des Kalenderjahres 2017 geendet. Der Antrag 

auf Änderung nach § 164 Absatz 2 AO sei erst 2018 beim Finanzamt ein-

gegangen und habe keine Ablaufhemmung mehr auslösen können. Nur 

ein "vor Ablauf der Festsetzungsfrist" gestellter Antrag führe dazu, dass 

April 2020
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Vorsteuerabzug für Büro:  

Entspricht Erfordernis fristgebundener Abgabe unternehmensbe-

zogener Zuordnungsentscheidung Unionsrecht? 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat Zweifel, ob das Unionsrecht einer  

nationalen Rechtsprechung entgegensteht, nach der im Fall eines so 

genannten Zuordnungswahlrechtes beim Leistungsbezug der Vorsteu-

erabzug ausgeschlossen ist, wenn bis zum Ablauf der gesetzlichen  

Abgabefrist für die Umsatzsteuer-Jahreserklärung die Zuordnungsent-

scheidung gegenüber dem Finanzamt nicht getroffen wurde. Er hat den 

Europäischen Gerichtshof (EuGH) um Klärung gebeten. 

Der Kläger, der einen Gerüstbaubetrieb unterhält, errichtete ein Einfa-

milienhaus mit einer Gesamtnutzfläche von ca. 150 m², wovon auf ein 

Zimmer ("Arbeiten") circa 17 m² entfielen (Fertigstellung 2015). Erst 

in der am 28.09.2016 beim Finanzamt eingegangenen Umsatzsteuer-

Jahreserklärung für 2015 – nicht aber in den zuvor eingereichten Um-

satzsteuer-Voranmeldungen – machte der Kläger für die Errichtung des 

Arbeitszimmers anteilig Vorsteuern geltend. Das Finanzamt versagte 

den Vorsteuerabzug wegen der nicht rechtzeitig (bis zum 31. Mai des 

Folgejahres als gesetzlicher Abgabetermin der Steuererklärung) erfolg-

ten Zuordnung des Zimmers zum Unternehmensvermögen. 

Der BFH vertritt im Vorlagebeschluss die Auffassung, dass nach den von 

ihm zur Zuordnungsentscheidung entwickelten Kriterien die Revision 

des Klägers gegen das klageabweisende Urteil unbegründet wäre. 

Zweifelhaft sei jedoch, ob ein Mitgliedstaat eine Ausschlussfrist für die 

Zuordnung zum Unternehmensvermögen vorsehen dürfe. Zwar gehe 

das Unionsrecht in Artikel 168a Absatz 1 der Richtlinie 2006/112/EG 

des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys-

tem ausdrücklich von einer "Zuordnung" von Gegenständen aus. Es ent-

halte jedoch keine näheren Regelungen hierzu. Mit dem Vorabent- 

scheidungsersuchen soll auch geklärt werden, welche Rechtsfolgen 

eine nicht (rechtzeitig) getroffene Zuordnungsentscheidung hat. Sollte 

der EuGH die bisherige 

(nationale) Handhabung als zu restriktiv ansehen, würde das die Mög-

lichkeit eines Vorsteuerabzugs bei unternehmerischer Tätigkeit und so 

genannter gemischter Nutzung erleichtern. 

In einem weiteren Verfahren, das den Erwerb einer Photovoltaikanlage 

durch einen Privatmann betrifft, hat der BFH mit Beschluss vom selben 

Tag (XI R 7/19) ebenfalls den EuGH angerufen.  

 

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 18.09.2019, XI R 3/19 

 

Ablauf der Festsetzungsfrist auch bei Abschluss einer  

Außenprüfung ohne Aufhebung des Nachprüfungsvorbehalts 

Die Festsetzungsfrist läuft nach einer Außenprüfung auch dann ab, wenn 

es das Finanzamt unterlässt, den Vorbehalt der Nachprüfung aufzuheben, 

obwohl die Außenprüfung zu keiner Änderung der Besteuerungsgrund-

lagen führte und dies im Prüfungsbericht dokumentiert wurde. Dies er-

gibt sich aus einem Urteil des Finanzgerichts (FG) Baden-Württemberg. 

Die klagende GmbH, ein Bauunternehmen, hatte im Streitjahr 2012 auf-

grund der damaligen Verwaltungsauffassung die Umsatzsteuer für die 

an sie erbrachten Bauleistungen einbehalten und abgeführt (Reverse-

Charge). Die Umsatzsteuererklärung 2012 ging 2013 beim beklagten Fi-

nanzamt ein und stand einer Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der 

Nachprüfung gleich. Eine 2016 durchgeführte Außenprüfung führte in 

Bezug auf die Umsatzsteuer 2012 bis 2014 zu keinen Änderungen, was 

im Bericht vom 20.01.2017 auch vermerkt wurde. Der Vorbehalt der 

Nachprüfung blieb gleichwohl bestehen. Im Oktober 2018 beantragte die 

Klägerin, die Umsatzsteuerfestsetzung für 2012 zu mindern, weil die von 

ihr 2012 bezogenen Bauleistungen, die sie nicht zur Ausführung von ei-

genen Bauleistungen, sondern für so genannte Bauträgerumsätze ver-

wendet habe, nicht mehr als Reverse-Charge-Umsätze nach § 13b des 

Umsatzsteuergesetzes (UStG) zu behandeln seien. Das Finanzamt lehnte 

den Änderungsantrag ab. Der geltend gemachte Anspruch auf Rücker-

stattung der bezahlten Umsatzsteuer sei bereits mit Ablauf 2017 ver-

jährt. 

Das FG bestätigt die Rechtsauffassung des Finanzamtes und weist die 

Klage ab. Die vierjährige Festsetzungsfrist des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nr. 

2 der Abgabenordnung (AO) habe mit Ablauf des Kalenderjahres 2013 

begonnen und mit Ablauf des Kalenderjahres 2017 geendet. Der Antrag 

auf Änderung nach § 164 Absatz 2 AO sei erst 2018 beim Finanzamt ein-

gegangen und habe keine Ablaufhemmung mehr auslösen können. Nur 

ein "vor Ablauf der Festsetzungsfrist" gestellter Antrag führe dazu, dass 
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die Festsetzungsfrist insoweit nicht ablaufe, bevor über den Antrag  

unanfechtbar entschieden worden sei (§ 171 Absatz 3 AO). Der Ablauf 

der Festsetzungsfrist sei auch nicht wegen der Außenprüfung nach § 171 

Absatz 4 AO gehemmt gewesen. Danach laufe die Festsetzungsfrist nicht 

ab, "bevor" "nach Bekanntgabe der Mitteilung nach § 202 Absatz 1 Satz 

3 drei Monate verstrichen sind". Nach § 202 Absatz 1 Satz 3 AO genüge 

es, wenn die Außenprüfung zu keiner Änderung der Besteuerungsgrund-

lagen führe, dass dies dem Steuerpflichtigen schriftlich mitgeteilt wird. 

Im Streitfall sei im Bericht über die Außenprüfung zur Umsatzsteuer  

jeweils ausgeführt "ohne Änderung". Eine Mitteilung im Sinne des § 202 

Absatz 1 Satz 3 AO könne auch in einem diesbezüglichen ausdrücklichen 

Hinweis im Prüfungsbericht liegen. Die Feststellung "ohne Änderung" sei 

ein schriftlicher Hinweis nach § 202 Absatz 1 Satz 3 AO. 

Die Mitteilung sei eindeutig. Dem Hinweis sei zweifelsfrei zu entnehmen, 

dass die Prüfung zu keiner Änderung der Besteuerungsgrundlagen  

geführt habe. Dies genüge, um das Gebot einer ausdrücklichen schriftli-

chen Mitteilung zu erfüllen. Die Mitteilung habe (lediglich) Dokumenta-

tions- und Protokollfunktion. Unbeachtlich sei, ob sie rechtmäßig sei. 

Daher könne dahin gestellt bleiben, ob die Außenprüfung unter Berück-

sichtigung der geänderten Rechtsprechung zu § 13b UStG mit der Mit-

teilung "keine Änderung" hätte enden dürfen. 

Etwas Anderes ergebe sich nicht dadurch, dass nach § 164 Absatz 3 Satz 

3 AO der Vorbehalt der Nachprüfung nach einer Außenprüfung aufzuhe-

ben "ist", wenn sich keine Änderungen ergeben. Unterlasse das Finanz-

amt die Aufhebung des Vorbehalts, stehe der Steuerbescheid weiterhin 

unter einem wirksamen Vorbehalt der Nachprüfung und könne nach § 

164 Absatz 2 AO geändert werden. Der Gesetzgeber habe sich ausdrück-

lich nicht dafür entschieden, dass der Vorbehalt der Nachprüfung nach 

einer Außenprüfung entfalle, sondern der Finanzbehörde aufgegeben, 

diesen aufzuheben. Dies gelte auch, wenn nach einer Außenprüfung mit-

geteilt wird, sie habe zu keiner Änderung geführt. Die nach dem Wortlaut 

des § 164 Absatz 3 Satz 3 AO ("ist") bestehende Verpflichtung zur  

Aufhebung des Vorbehalts, trotz bestehender Unsicherheiten über die  

Anwendung von § 13b UStG, mache den Bescheid über eine Aufhebung 

des Vorbehalts der Nachprüfung nicht zu einem "aufgrund der Außen-

prüfung zu erlassenden Steuerbescheid" nach § 171 Absatz 4 AO mit der 

Folge, dass die Festsetzungsfrist bis zu dessen Erlass gehemmt sei. § 164 

Absatz 3 Satz 3 AO führe lediglich zu einem Anspruch des Steuerpflichti-

gen. Komme das Finanzamt seiner Pflicht aus § 164 Absatz 3 Satz 3 AO 

nicht nach, habe der Steuerpflichtige die Möglichkeit, die Aufhebung 

durch einen Rechtsbehelf durchzusetzen. Geschehe dies nicht, könne die 

Festsetzungsfrist ablaufen und der Vorbehalt der Nachprüfung entfallen 

(§ 164 Absatz 4 Satz 1 AO). Es sei ein allgemeiner Rechtsgrundsatz, dass 

Verfahrensfehler, die zu Rechtsverletzungen führen, gerügt werden  

müssen. In diesem Sinne sehe § 27 Absatz 19 UStG auch aus Gründen 

des Vertrauensschutzes vor, dass der Leistungsempfänger die Erstattung 

der Steuer zu fordern habe, die er in der Annahme entrichtete, Steuer-

schuldner zu sein. Hieran fehle es für das Streitjahr vor Ablauf der Fest-

setzungsfrist. 

 

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 25.09.2019, 12 K 516/19, 

nicht rechtskräftig, Revision beim Bundesfinanzhof, XI R 37/19
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WWertpapierhandel: Bundesrat billigt neue Regeln

Ab 21.07.2019 gilt europaweit die EU-Prospektverordnung. Sie soll für 

mehr Anlegerschutz sorgen: durch bessere Informationen bei Angebot 

und Zulassung im Wertpapierhandel an den Börsen. Die vom Bundes-

tag dazu beschlossenen innerstaatlichen Änderungen hat der Bundes-

rat am 07.06.2019 abschließend gebilligt.

Zahlreiche Vorschriften des Wertpapierprospektgesetzes, die nun di-

rekt in der EU-Verordnung geregelt sind, können damit wegfallen.

Großbritannien kann im Fall des Brexits in den Kreis der so genannten

Drittländer mit tauglichen Deckungswerten aufgenommen werden

– genau wie Japan, Kanada, Schweiz, USA, Australien, Neuseeland,

Singapur.

Bei öffentlichen Wertpapierangeboten von kleinen und mittleren Un-

ternehmen sowie bei Zweitemissionen börsennotierter Unternehmen 

gelten künftig vereinfachte Informationsvorgaben.

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht wird zur zustän-

digen Behörde im Sinne der EU-Prospektverordnung bestimmt und 

bleibt damit weiterhin für die Prospektgenehmigung zuständig. Zur 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben erhält sie die erforderlichen Befugnisse 

– zum Beispiel im Zusammenhang mit Handelseinschränkungen und 

-aussetzungen.

Die Bußgeldtatbestände des Wertpapierprospektgesetzes und des 

Wertpapierhandelsgesetzes werden angepasst, um Verstöße gegen 

die EU-Prospektverordnung und die einschlägigen nationalen Bestim-

mungen sanktionieren zu können.

Das Gesetz wird nun über die Bundesregierung dem Bundespräsi-

denten zur Unterzeichnung zugeleitet. Es soll im Wesentlichen am 

21.07.2019 in Kraft treten – zeitgleich zur EU-Prospektverordnung.

om 07Bundesrat, PM v 7..06.2019

Entgeltklausel für Bankauskünfte ist wirksam

Eine Entgeltklausel für Bankauskünfte in Höhe eines Betrages von 

25 Euro ist unbedenklich. Dies urteilte das Oberlandesgericht (OLG) 

diene der Information Dritter über die „wirtschaftlichen Verhältnisse 

des Kunden, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit“.  

Der Kläger und Berufungskläger ist ein eingetragener Verein, dessen 

Zweck der Schutz von Verbrauchern ist. Er hat von der beklagten 

Bank die Unterlassung der Verwendung einer Preisklausel verlangt. 

Die Beklagte verwendet ein Preis- und Leistungsverzeichnis, in dem 

„Bankauskünfte“ mit 25 Euro in Rechnung gestellt werden. In den 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) der Beklagten findet sich 

die Regelung, dass eine Bankauskunft „allgemein gehaltene Feststel-

lungen und Bemerkungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse des 

Kunden, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit“ enthalte. Der 

Kläger hält die Preisklausel für unwirksam. Es handele sich um eine 

kontrollfähige Preisnebenabrede. Diese beziehe sich pauschal auf eine 

„Bankauskunft“ ohne nähere Spezifizierung des Begriffes. Nach der ge-

botenen kundenfeindlichsten Auslegung umfasse sie damit alle bank-

seitigen Auskünfte, auch solche, zu denen die Beklagte gesetzlich oder 

vertraglich verpflichtet sei.

Das Landgericht hatte die Klage, die noch eine weitere Preisklausel be-

traf, insoweit abgewiesen. Es handele sich nicht um eine prüffähige 

Preisnebenabrede, sondern um die einer AGB-rechtlichen Inhaltskon-

trolle nicht unterworfene Bepreisung einer zusätzlichen Leistung. Die 

hiergegen eingelegte Berufung des Klägers hatte vor dem OLG keinen 

Erfolg. Auch nach Einschätzung des OLG ist die beanstandete Klausel 

einer AGB-rechtlichen Inhaltskontrolle entzogen, da sie ein Entgelt für 

eine echte Zusatzleistung im Sinne der AGB der Beklagten festsetze.

Die Bezeichnung des Entgelttatbestandes mit „Bankauskunft“ im 

Preisverzeichnis der Beklagten mache ausreichend klar, dass es sich um 

eine Bankauskunft im Sinne der AGB handele und nicht jede Auskunft 

der Bank gemeint sei, die sich der Bankkunde auch etwa im Zusam-

menhang mit der Führung seines Kontos erbitte. Die Prüfung der Klau-

sel habe in zwei Schritten zu erfolgen. Zunächst seien die AGB einheit-

lich so auszulegen, wie ihr Wortlaut von verständigen und redlichen 

Vertragspartnern unter Abwägung der Interessen der normalerweise 

beteiligten Kreise verstanden werde. Rechtsbegriffe seien demnach 

gemäß ihrer juristischen Bedeutung zu verstehen. Erst in einem zwei-

Kapital-

 

 

 

 

Frankfurt am Main. Es handele sich bei der Auskunftserteilung durch 

die Bank um eine zusätzliche Leistung, die von sonstigen Gebühren für 

Kontoführung et cetera nicht abgedeckt sei. Eine solche Bankauskunft 

ten Schritt sei – bei einer danach bestehenden Mehrdeutigkeit – von 

der (scheinbar) kundenfeindlichsten Auslegung auszugehen. Die für 

den ersten Schritt maßgeblichen Auslegungsgrundsätze wiesen hier 
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darauf hin, dass die Preisklausel sich nur auf die „Banka

vorgenannten, engen Sinne beziehe, da es sich um einen R

handele. Damit fehle es bereits an einer Mehrdeutigkeit

sodass sich die Frage der kundenfeindlichsten Auslegung

stelle.

Eine Entgeltklausel für Bankauskünfte sei unbedenklich, 

um eine zusätzliche Leistung handele, die von den sonst

ren für Kontoführung et cetera nicht abgedeckt sei mei
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gerin gegen steigende Zinsen abgesichert, allerdings die Möglichkeit 

verloren, von fallenden Zinsen zu profitieren.

Im Streitjahr 2014 löste die Klägerin das seinerzeit noch über rund 1,8 

Millionen Euro valutierende Darlehen durch ein anderes Darlehen (mit 

einem deutlich niedrigeren Festzins) ab. Außerdem kündigte sie den 

Zinsswap-Vertrag, wofür sie einen „Auflösungsbetrag“ von 171.750 

Euro an die Bank zahlen musste. Da es das beklagte Finanzamt ablehn-

te, diese Zahlung im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 2014 

als Werbungskosten bei den Einkünften der Klägerin aus Vermietung 

und Verpachtung anzuerkennen, klagte die Klägerin.

Das FG gab ihr Recht und ließ den Werbungskostenabzug zu. Der BFH, 

so das FG, habe in seinem Urteil vom 13.01.2015 (IX R 13/14) zwar 

eine durch vorzeitige Beendigung eines Swap-Vertrages ausgelöste 

Ausgleichzahlung nicht den Einkünften aus Vermietung und Verpach-

tung zugerechnet. In dem dort entschiedenen Fall sei allerdings nur die 

Swap-Vereinbarung und nicht das zugrunde liegende Darlehen vorzei-

tig gekündigt worden. Dieser „isolierte close-out“ löse die inhaltliche 

Verknüpfung von Grund- und Sicherungsgeschäft mit der Folge, dass 

eine Zurechnung zu den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 

ausscheide. Im Streitfall sei die Sachlage allerdings eine andere und 

vergleichbar mit Situationen, in denen Vorfälligkeitsentschädigungen 

als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpach-

tung zum Abzug zugelassen würden, weil das Objekt nach wie vor ver-

mietet werde.

Das FG hat die Revision gegen sein Urteil zugelassen.

om 09.04.2019, 4 K 1734/17Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil v 7,, 

nicht rechtskräftig

 

ren für Kontoführung et cetera nicht abgedeckt sei, mei

Eine solche Bankauskunft diene der Information Dritter üb

schaftlichen Verhältnisse des Kunden, seine Kreditwür

Zahlungsfähigkeit“. Die beanstandete Klausel sei zudem 

missverständlich formuliert, sodass auch eine Unwirksam

Verstoßes gegen das Transparenzgebot ausscheide.

Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Urteil vom 24.05

5/18, rechtskräftig

Zinsswap-Vertrag vorzeitig beendet: Ausglei
Wzahlungen als Weerbungskosten abzugsfähig

Ausgleichzahlungen für die vorzeitige Beendigung eine

Vertrages sind als Werbungskosten bei den Einkünften aus

und Verpachtung abzugsfähig, wenn der Vertrag zur Abs

gen Zinsänderungsrisiken in Bezug auf ein für die vermie

bilie aufgenommenes (variabel verzinsliches) Darlehen ab

wurde und die Immobilie nach Beendigung des Vertrag

vermietet wird. Dies hat das Finanzgericht (FG) Rheinlan

schieden.

Die Klägerin nahm zur Finanzierung eines Mietobjekts i

Bankdarlehen über seinerzeit rund vier Millionen DM au

zehn Jahre ein fester und sodann ein variabler Zinssat

wurde. Zur Absicherung der nach Ablauf des Zinsbindun

erwarteten Zinsänderungsrisiken schlossen die Klägerin u

über die dann noch offene Restschuld einen so genannte

Zinsswap ab. Dazu verpflichtete sich die Klägerin zur Za

vereinbarten Festzinses an die Bank, die sich im Gegenzug

von – an einen börsenabhängigen Referenzzinssatz gekop

riablen Zinsen an die Klägerin verpflichtete. Damit hatte 
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Aufsicht bei Cum-Ex-Transaktionen:Bundesregierung soll ihre  

Verantwortlichkeit darlegen 

Wie die Bundesregierung ihre Verantwortung bezüglich der Aufsicht 

über inländische Finanztransaktionen sieht, will die FDP-Fraktion in 

einer Kleinen Anfrage (BT-Drs. 19/18148) erfahren, in der es um die 

Aufarbeitung des Cum-Ex-Skandals geht. 

Die Abgeordneten verweisen auf den Abschlussbericht des Untersu-

chungsausschusses des Deutschen Bundestages zum Cum-Ex-Skandal, 

in dem deutlich gemacht werde, dass das Bundesfinanzministerium 

mehrfach auf die Problematik von Cum-Ex-Transaktionen hingewiesen 

worden sei. 

Die Bundesregierung soll unter anderem erklären, wie es zu dem An-

stieg der inländischen Transaktionen der Abwicklungsstelle Clearstream 

ab 2005 gekommen ist und ob die Bundesregierung beziehungsweise 

die zuständigen Aufsichtsbehörden sich nach den Gründen für diesen 

Anstieg erkundigt haben. 

 

Deutscher Bundestag, PM vom 02.04.2020 

 

Finanztransaktionssteuer:  

Keine Gefahr einer Abwanderung des Aktienhandels ins Ausland 

Der Bundesregierung liegen keine Kenntnisse vor, dass sich der börs-

licher Handel von Aktien im Rahmen der geplanten Finanztransakti-

onssteuer ins Ausland verlagern könnte. Dies erklärt sie in ihrer 

Antwort (BT-Drs. 19/17083) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion 

(BT-Drs. 19/16424). 

Danach werden in Deutschland bei einem Steuersatz von 0,2 Prozent 

auf Aktientransaktionen Einnahmen in einer Größenordnung von 1,25 

Milliarden Euro erwartet, schreibt die Regierung unter Berufung auf 

eine Aufkommensschätzung der EU-Kommission. Auf den wichtigsten 

europäischen Handelsplätzen gebe es bereits eine Steuer auf den Ak-

tienhandel oder sie sei national geplant. Der deutsche Richtlinien-

entwurf orientiere sich an der bereits in Frankreich existierenden 

Finanztransaktionssteuer. 

Die Finanztransaktionssteuer soll ein wichtiger Beitrag zur Finanzie-

rung der Grundrente sein. Wie die Bundesregierung erläutert, soll die 

Steuer nach dem Richtlinienvorschlag auf den Erwerb von Aktien von 

börsennotierten Unternehmen erhoben werden, die ihren Hauptsitz 

im Inland haben. Dabei würden nur Unternehmen einbezogen, deren 

Marktkapitalisierung eine Milliarde Euro übersteige. Der Entwurf er-

öffne in einzelnen 

EU-Mitgliedstaaten die Möglichkeit, Befreiungen für die Altersvor-

sorge vorzusehen. 

 

Deutscher Bundestag, PM vom 21.02.2020 

 

Steuerbefreiung nur für inländische Investmentfonds verstößt 

nicht gegen Kapitalverkehrsfreiheit 

Bezieht ein in einem anderen EU-Mitgliedsstaat ansässiger und im In-

land nicht niedergelassener Investmentfonds Dividenden inländischer 

Aktiengesellschaften, unterliegt er mit diesen Dividenden der be-

schränkten Steuerpflicht. Die nur auf inländische Investmentfonds an-

wendbare Steuerbefreiungsvorschrift des § 11 Absatz 1 Satz 2 

Investmentsteuergesetz alter Fassung (InvStG a.F.) ist mit der Kapital-

verkehrsfreiheit zu vereinbaren. Dies hat das Hessische Finanzgericht 

(FG) entschieden. 

Die Beteiligten streiten im Wesentlichen darüber, ob § 11 InvStG in den 

in den Jahren 2009 bis 2013 gültigen Fassungen gegen die Kapitalver-

kehrsfreiheit verstößt. Gek lagt hatte eine in Luxemburg ansässige So-

ciété d’Investissiment á Capital Variable (SICAV) in der Rechtsform einer 

Société Anonyme (S.A.). Sie hielt Aktien deutscher Unternehmen und 

bezog, ohne über eine Niederlassung in Deutschland zu verfügen, in 

den Streitjahren 2009 bis 2013 Ausschüttungen inländischer Kapitalge-

sellschaften, auf die – unter Berücksichtigung des auf das DBA-Luxem-

burg gestützten und von der Depotbank der Klägerin durchgeführten 

Erstattungsverfahrens – im Ergebnis 15 Prozent Kapitalertragsteuer ent-

fielen. Die Klägerin beantragte erfolglos die Erstattung dieser Kapital-

ertragsteuern. Zur Begründung berief sie sich darauf, dass § 11 InvStG 

in europarechtswidriger Weise nur inländische Investmentfonds steu-

erfrei stelle. 

Das Hessische FG wies die Klage als unbegründet ab. Der Klägerin stehe 

kein (Kapitalertragsteuer-)Erstattungsanspruch zu. Sie falle als auslän-
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Aktiengesellschaften, unterliegt er mit diesen Dividenden der be-

schränkten Steuerpflicht. Die nur auf inländische Investmentfonds an-
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Investmentsteuergesetz alter Fassung (InvStG a.F.) ist mit der Kapital-
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(FG) entschieden. 
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ciété d’Investissiment á Capital Variable (SICAV) in der Rechtsform einer 
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bezog, ohne über eine Niederlassung in Deutschland zu verfügen, in 

den Streitjahren 2009 bis 2013 Ausschüttungen inländischer Kapitalge-

sellschaften, auf die – unter Berücksichtigung des auf das DBA-Luxem-

burg gestützten und von der Depotbank der Klägerin durchgeführten 

Erstattungsverfahrens – im Ergebnis 15 Prozent Kapitalertragsteuer ent-

fielen. Die Klägerin beantragte erfolglos die Erstattung dieser Kapital-

ertragsteuern. Zur Begründung berief sie sich darauf, dass § 11 InvStG 

in europarechtswidriger Weise nur inländische Investmentfonds steu-

erfrei stelle. 

Das Hessische FG wies die Klage als unbegründet ab. Der Klägerin stehe 
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discher Investmentfonds nicht unter die nationale nur für inländische 

Investmentfonds geltende Steuerbefreiungsvorschrift des § 11 Absatz 

1 Satz 2 InvStG. 

Die unterschiedliche Behandlung in- und ausländischer Investmentfonds 

stelle keinen Verstoß gegen die europarechtlich garantierte Kapitalver-

kehrsfreiheit dar. Zwar liege eine Ungleichbehandlung von ausländi-

schen und inländischen Investmentfonds durch die Regelung des § 11 

Absatz 1 InvStG vor. Doch sei diese durch Kohärenz und die Notwendig-

keit der Wahrung einer ausgewogenen Aufteilung der Besteuerungsbe-

fugnisse gerechtfertigt. 

Kohärenz setze den Ausgleich von Vor- und Nachteilen im Rahmen einer 

Gesamtbetrachtung unter Einbeziehung des Anteilseigners voraus, 

wobei der Ausgleich weder mathematisch zu verstehen sei noch in der-

selben Person eintreten müsse. Aufgrund des bei der inländischen 

Fondsbesteuerung geltenden Transparenzprinzips bestehe ein unmittel-

barer Zusammenhang zwischen der Besteuerung des Investmentfonds 

und des Anteilseigners, sodass bei der Vergleichsbetrachtung der Steu-

erbelastung die Besteuerung des Anteilseigners mit einzubeziehen sei. 

Unter Berücksichtigung der Besteuerung des Anteilseigners werde im 

Rahmen einer Gesamtbetrachtung durch die nationale Befreiungsvor-

schrift eine ausgewogene Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse ge-

wahrt. Denn die Einheit von Fonds und Anteilsinhaber werde unter 

Einbeziehung der Anrechnungsvorschriften im Ergebnis nur einmal be-

lastet. Im Rahmen der Vergleichsbetrachtung sei dabei nicht nur eine 

Differenzierung zwischen inländischen und ausländischen Investment-

fonds, sondern auch eine Unterscheidung danach vorzunehmen, ob es 

sich beim Anteilsinhaber um einen Steuerin- oder einen Steuerausländer 

handele und ob er an einem in- oder ausländischen Investmentfonds 

beteiligt sei. 

Eine verbleibende Ungleichbehandlung bei der Steueranrechnung sei 

entsprechend dem Verhältnismäßigkeitsprinzip vorrangig durch eine eu-

roparechtskonforme Auslegung, hier des § 4 Absatz 2 InvStG, auszuglei-

chen. Die Regelung ist nach Auffassung des FG auch vor dem 

Hintergrund der neueren Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 

europarechtskonform. Das Urteil des FG ist noch nicht rechtskräftig. Die 

Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen I R 1/20 

anhängig.  

Finanzgericht Hessen, Urteil vom 21.08.2019, 4 K 2079/16, nicht rechts-

kräftig 

 

Sparer:  

Weiterhin breites Angebot verfügbar 

Den Verbrauchern steht nach Einschätzung der Bundesregierung auch 

weiterhin eine breite Palette an Spar- und Vorsorgeoptionen zur Verfü-

gung. Dies gelte auch für den Bereich verzinslicher Spareinlagen, heißt 

es in einer Antwort der Bundesregierung (BT-Drs. 19/18204) auf eine 

Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (BT-Drs.19/17480), die sich nach dem 

Umgang mit Negativzinsen erkundigt hatte. 

Wie weiter erläutert wird, handelt es sich bei negativen Einlagezinsen 

um eine Verwahr- oder Einlagegebühr, die die Bank für die Entgegen-

nahme des Kapitals in Rechnung stelle. Die Gebühr stelle Werbungs-

kosten dar. Soweit Einkünfte aus Kapitalvermögen vorhanden seien, 

würden diese Werbungskosten vom Sparerpauschbetrag erfasst. 

 

Deutscher Bundestag, PM vom 03.04.2020 

 

Langfristige Anlagen in Wertpapieren:  

Keine Spekulationsfrist geplant 

In Deutschland wurden zum Jahresende 2019 23,465 Millionen Wert-

papierdepots geführt. Der Kurswert pro Depot habe 50.035 Euro betra-

gen, berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort 

(BT-Drs. 19/18042) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion 

(BT-Drs. 19/17455). Danach lag der durchschnittliche Kurswert je Depot 

im Jahre 2010 noch bei 30.967 Euro. 

Wie die Bundesregierung weiter mitteilt, unterliegen Gewinne aus der 

Veräußerung von Wertpapieren dem Abgeltungssteuersatz von 25 Pro-

zent. Im Rahmen einer Günstigerprüfung könne die Anwendung der 

tariflichen Einkommensteuer beantragt werden, wenn dies zu einer 

niedrigeren Steuerbelastung führe. Die Einführung einer Spekulations-

frist für langfristige Anlagen in Wertpapieren sei derzeit nicht geplant. 

 

Deutscher Bundestag, PM vom 07.04.2020
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erbesitz
-

Bebautes Grundstück: BMF stellt Arbeitshilfe zu 
Aufteilung des Gesamtkaufpreises zur Verfügung

Wie das Bundesfinanzministerium (BMF) aktuell mitteilt, steht auf 

seinen Seiten (www.bundesfinanzministerium.de) eine Arbeitshilfe 

zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für ein bebautes Grundstück 

(Kaufpreisaufteilung) mit Stand vom Mai 2019 zur Verfügung. Diese 

ist unter dem Pfad „Themen/Steuern“ unter dem Unterpunkt „Letzte 

Meldungen“ zu finden.

Hintergrund: Zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage für Absetzun-

gen für Abnutzung von Gebäuden (§ 7 Absatz 4 bis 5a Einkommensteu-

ergesetz) ist es in der Praxis häufig erforderlich, einen Gesamtkaufpreis 

für ein bebautes Grundstück auf das Gebäude, das der Abnutzung un-

terliegt, sowie den nicht abnutzbaren Grund und Boden aufzuteilen.

Nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung ist ein Gesamtkaufpreis 

für ein bebautes Grundstück nicht nach der so genannten Restwertme-

Tthode, sondern nach dem Verhältnis der Verkehrswerte oder Teeilwerte 

auf den Grund und Boden einerseits sowie das Gebäude andererseits 

aufzuteilen (vgl. Bundesfinanzhof, Urteil vom 10.10.2000, IX R 86/97).

Die obersten Finanzbehörden von Bund und Ländern stellen laut BMF 

eine Arbeitshilfe als xls-Datei zur Verfügung, die es unter Berücksich-

tigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung ermöglicht, in einem 

typisierten Verfahren entweder eine Kaufpreisaufteilung selbst vorzu-

nehmen oder die Plausibilität einer vorliegenden Kaufpreisaufteilung 

zu prüfen. Zusätzlich stehe eine Anleitung für die Berechnung zur Auf-

teilung eines Grundstückskaufpreises zur Verfügung.

tet wurden. Sie machen unter Berufung auf Mängel der Wohnungen 

jeweils Gewährleistungsansprüche geltend und begehren dabei unter 

anderem wegen der „Gefahr von Schimmelpilzbildung“ in den gemie-

teten Räumen die Feststellung einer näher bezifferten Minderung der 

von ihnen geschuldeten Monatsmiete (§ 536 Bürgerliches Gesetzbuch 

– BGB) sowie die Zahlung eines Kostenvorschusses für die Mängelbe-

seitigung.

In beiden Verfahren hat das Berufungsgericht eine Minderung der je-

weiligen Bruttomiete festgestellt und im Verfahren VIII ZR 271/17 die 

Beklagte überdies zur Zahlung eines Kostenvorschusses in Höhe von 

12.000 Euro zur Anbringung einer Innendämmung verurteilt. Dies hat 

es jeweils (unter anderem) maßgeblich auf die Erwägung gestützt, 

dass in den Wohnungen in den Wintermonaten aufgrund von Wärme-

brücken in den Außenwänden eine „Gefahr der Schimmelpilzbildung“ 

bestehe. Zwar hätten die Wohnungen zur Zeit ihrer Errichtung den gel-

tenden Bauvorschriften und DIN-Vorgaben sowie den damaligen Re-

geln der Baukunst entsprochen. Nach der Verkehrsanschauung dürfe 

ein Mieter allerdings auch ohne besondere vertragliche Vereinbarung 

stets einen „Mindeststandard zeitgemäßen Wohnens“ erwarten, der 

heutigen Maßstäben gerecht werde.

Auf die Revisionen der Kläger hat der BGH entschieden, dass Wärme-

brücken in den Außenwänden nicht als Sachmangel einer Mietwoh-

nung anzusehen sind, wenn dieser Zustand mit den zum Zeitpunkt der 

Errichtung des Gebäudes geltenden Bauvorschriften und technischen 

Normen in Einklang steht.

TEin Mangel, der die Taauglichkeit der Mietsache zum vertragsgemäßen 

Immobilien

 

g p g g

Bundesfinanzministerium, PM vom 13.05.2019

Mietwohnung älterren Baujahrs: Schimmelpilzgefahr 
kein Mangel

Entspricht eine Mietwohnung dem im Errichtungszeitpunkt üblichen 

Bauzustand, so scheidet eine Mietminderung wegen Wärmebrücken 

und dadurch bestehender Schimmelpilzgefahr aus. Dies stellt der Bun-

desgerichtshof (BGH) klar.

Die Kläger in beiden Verfahren sind jeweils Mieter von Wohnungen 

der Beklagten, die in den Jahren 1968 und 1971 unter Beachtung der 

damals geltenden Bauvorschriften und technischen Normen errich-

g , g g g ß

Gebrauch aufhebt oder mindert und deshalb dem Mieter (unter ande-

rem) ein Recht zur Mietminderung (§ 536 Absatz 1 BGB) sowie einen 

Anspruch auf Mangelbeseitigung (§ 535 Absatz 1 Satz 2 BGB) gewährt, 

setze eine für den Mieter nachteilige Abweichung des tatsächlichen 

Zustandes der Mietsache vom vertraglich vorausgesetzten Zustand 

voraus. Ohne besondere Vereinbarung der Mietvertragsparteien kön-

ne der Mieter dabei nach der Verkehrsauffassung erwarten, dass die 

von ihm angemieteten Räume einen Wohnstandard aufweisen, der bei 

vergleichbaren Wohnungen üblich ist. Gibt es zu bestimmten Anforde-

rungen technische Normen, sei jedenfalls deren Einhaltung geschul-

det. Dabei sei nach gefestigter Senatsrechtsprechung grundsätzlich 

der bei Errichtung des Gebäudes geltende Maßstab anzulegen. Diesem 
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Verwurzelung im bisherigen Umfeld je nach Persönlichkeit

licher sowie psychischer Verfassung des Mieters untersch

aus und rechtfertigten deshalb ohne weitere Feststellun

sich daraus ergebenden Folgen im Fall eines erzwungenen

wechsels grundsätzlich nicht die Annahme einer Härte. 

Würden von dem Mieter für den Fall eines erzwungenen

wechsels indes substantiiert ihm drohende schwerwi

sundheitsgefahren geltend gemacht müssten sich die Ge

 

 

 

 

 

 

t und körper-

hiedlich stark 

ngen zu den 

n Wohnungs-

n Wohnungs-

egende Ge-

erichte beim 

ändiger Hilfe 

s Bild davon 

en mit einem 

rad zu erwar-

reichen wer-

nn. 

chverständi-

n wird, wenn 

Gesundheits-

Weise sei zu 

konkret lei-

nomie sowie 

en. Dabei sei 

nem Umzug 

s Umfeld be-

erapeutische 

ung versetze 

ei der Härte-

war zu Recht

Klägers wirk-

ers rechtsfeh-

beigemessen,

m habe es die

u besorgende

s der Beklag-

nd somit auf

mmen.

on die Wirk-
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sich – trotz Bestreitens des Eigenbedarfs durch die Beklagten – mit 

dem schriftsätzlichen Vortrag der Kläger begnügt hat, statt den ange-

botenen Zeugenbeweis über die Ernsthaftigkeit des geltend gemach-

ten Bedarfs zu erheben und gegebenenfalls die Klägerin zu 1 persönlich 

anzuhören. Zudem habe es die für den Beklagten zu 4 substantiiert 

dargelegten und durch Atteste belegten Härtegründe bagatellisiert 

und ebenfalls versäumt, ein Sachverständigengutachten zu den Aus-

wirkungen eines erzwungenen Umzugs auf den Gesundheitszustand 

des Beklagten zu 4 einzuholen. Letztlich habe das Berufungsgericht 

ohne die erforderliche konkrete Abwägung zwischen den Interessen 

des Mieters und des Vermieters der Vermieterseite den Vorrang ein-

geräumt. 

Bundesgerichtshof, Urteile vom 22.05.2018, VIII ZR 180/18 und VIII ZR 

167/17

TMietrecht: Für den Teelefonanschluss ist der Vermieter 
zuständig

TFunktioniert ein Teelefonanschluss bei Abschluss eines Mietvertrages 

nicht, so ist der Vermieter dazu verpflichtet, ihn auf seine Kosten zu 

reparieren. Das hat der Bundesgerichtshof entschieden. 

TIn dem konkreten Fall war die Mietwohnung mit einem Teelefonan-

schluss ausgestattet und die Leitung verlief vom Hausanschluss durch 

einen Kriechkeller zur Mietwohnung. Als es einen Defekt zwischen 

THausanschluss und Teelefondose in der Wohnung gab, weigerte sich der 

Vermieter, die Leitung zu erneuern oder reparieren zu lassen. 

TZu Unrecht. Der Teelefonanschluss oder die Leitung zwischen dem 

Hausanschluss und der Anschlussdose in der Wohnung seien Sache 

Tdes Vermieters, so der BGH. Ein funktionierender Teelefonanschluss ge-

höre zum Mindeststandard für zeitgemäßes Wohnen. Befindet sich ein 

Anschluss in der Wohnung, schulde der Vermieter dem Mieter einen 

solchen funktionierenden im vertragsgemäßen Zustand. 

BGH, VIII ZR 17/18 vom 05.12.2018

 

 

 

 

 

 

sundheitsgefahren geltend gemacht, müssten sich die Ge

Fehlen eigener Sachkunde regelmäßig mittels sachverstä

ein genaues und nicht nur an der Oberfläche haftendes

verschaffen, welche gesundheitlichen Folgen im Einzelne

Umzug verbunden sind, insbesondere welchen Schweregr

tende Gesundheitsbeeinträchtigungen voraussichtlich er

den und mit welcher Wahrscheinlichkeit dies eintreten ka

Dies hat der BGH nunmehr dahin präzisiert, dass ein Sa

gengutachten regelmäßig von Amts wegen einzuholen sei

der Mieter eine zu besorgende Verschlechterung seines G

zustandes durch ärztliches Attest belegt hat. Auf diese W

klären, an welchen Erkrankungen der betroffene Mieter 

det und wie sich diese auf seine Lebensweise und Auton

auf seine psychische und physische Verfassung auswirke

auch von Bedeutung, ob und inwieweit sich die mit ei

einhergehenden Folgen mittels Unterstützung durch das

ziehungsweise durch begleitende ärztliche und/oder the

Behandlungen mindern lassen. Nur eine solche Aufkläru

die Gerichte in die Lage, eine angemessene Abwägung be

fallprüfung vorzunehmen. 

Im Verfahren VIII ZR 180/18 sei das Berufungsgericht zw

davon ausgegangen, dass die Eigenbedarfskündigung des 

sam ist. Es habe jedoch dem Erlangungsinteresse des Kläge

lerhaft deshalb („schematisch“) ein geringeres Gewicht b

weil dieser eine vermietete Wohnung erworben hat. Zudem

Härtefallabwägung ohne die gebotene Aufklärung über zu

erhebliche Verschlechterungen des Gesundheitszustandes

ten zu 1 (Einholung eines Sachverständigengutachtens) un

einer nicht tragfähigen tatsächlichen Grundlage vorgenom

In dem Verfahren 167/17 habe das Berufungsgericht sch

samkeit der Eigenbedarfskündigung rechtsfehlerhaft bej
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Zweitwohnung:  

Verbot der Anreise zur Eindämmung des Coronavirus rechtens 

Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Schleswig-Holstein hat die vom Kreis 

Nordfriesland verfügten Verbote, wonach die Inhaber von Zweitwoh-

nungen in dem Kreis derzeit nicht anreisen dürfen, in zweiter Instanz 

bestätigt. Das Gericht hat sich zudem zu den diesbezüglichen Ausnah-

meregelungen geäußert: Den geltenden Regelungen ist danach zu  

entnehmen, dass vorerst jede Art vermeidbarer Anreisen zu unterblei-

ben hat. 

Im Verfahren 3 MB 8/20 führt das OVG nach summarischer Prüfung aus, 

dass das Anreiseverbot aus der Allgemeinverfügung des Kreises recht-

mäßig sei. Nach dem Infektionsschutzgesetz des Bundes sei der Kreis 

gehalten, der Verbreitung des Virus entgegenzuwirken und die jeweils 

erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Beanstandungsfrei berufe sich 

der Kreis darauf, dass das Virus vermutlich gerade durch auswärtige  

Personen verbreitet werde, die erst im Skiurlaub gewesen seien und da-

nach in ihre Ferienwohnung reisten. Auf diese Weise kämen Personen 

miteinander in Kontakt, die sonst keinen Kontakt hätten. Allein im Kreis 

Nordfriesland gebe es mehrere Tausend Ferienwohnungen. Der OVG 

habe deshalb keinen Zweifel, dass die untersagte Anreise ein verhält-

nismäßiges Mittel darstelle, um die Ausbreitung des neuartigen Virus 

einzudämmen und die medizinischen Versorgungskapazitäten im Kreis-

gebiet vor Überlastung zu schützen. 

Es dürfe nicht so weit kommen, dass das medizinische Personal darüber 

entscheiden müsse, welche beatmungspflichtigen Patienten von einer 

intensivmedizinischen Behandlung ausgeschlossen würden. Das Inte-

resse der Antragsteller an einer uneingeschränkten Nutzung ihrer Ne-

benwohnung müsse hinter diesem überragenden öffentlichen Interesse 

zurückstehen, zumal es sich um eine nur vorübergehende Maßnahme 

handele und bei schwerwiegenden Gründen Ausnahmen möglich seien. 

Schließlich sei der der Verfügung zugrunde liegende § 28 des Infekti-

onsschutzgesetzes zum 28.03.2020 geändert worden und ermächtige 

nunmehr auch zu Eingriffen in das Grundrecht auf Freizügigkeit. 

Im Verfahren 3 MB 11/20 begehrten die Antragsteller die gerichtliche 

Feststellung, dass für die von ihnen geplante Anreise zu ihrer Neben-

wohnung im Kreisgebiet ein Ausnahmetatbestand gegeben sei. Es sei 

kein Aufenthalt zu touristischen Zwecken geplant, vielmehr solle von 

dort aus im "Homeoffice" gearbeitet werden. Eine Ausnahmemöglichkeit 

dafür vermochten weder das Verwaltungsgericht noch das OVG anzuer-

kennen. Die Allgemeinverfügung des Kreises bestimme unter Bezug-

nahme auf die "SARS-CoV-2-Bekämpfungsverordnung" der Lande- 

sregierung ausdrücklich, dass nicht nur Reisen aus touristischem Anlass, 

sondern auch zu Freizeitzwecken, zu Fortbildungszwecken oder zur In-

anspruchnahme von vermeidbaren oder aufschiebbaren Maßnahmen 

untersagt seien. 

Ausgenommen vom Verbot sei die Nutzung einer Nebenwohnung nur 

aus zwingenden Gründen, etwa aus zwingenden gesundheitlichen oder 

beruflichen Gründen. Dergleichen gelte für die Antragsteller nicht. Es sei 

nicht erkennbar, warum es für sie unerlässlich sein solle, zur Ausübung 

ihrer beruflichen Tätigkeit ihren Nebenwohnsitz aufzusuchen. Es sei zwar 

verständlich, dass sie die im Vergleich mit ihrer Hauptwohnung geräu-

migere und mit einem Grundstück versehene Zweitwohnung zum Auf-

enthalt für sich und ihre Kinder nutzen wollten. Doch könne dies keinen 

"zwingenden Grund" oder einen vergleichbar schwerwiegenden Grund 

im Sinne der Allgemeinverfügung zu begründen. 

 

Oberverwaltungsgericht Schleswig-Holstein, Beschlüsse vom 

02.04.2020, 3 MB 8/20 und 3 MB 11/20, beide unanfechtbar 

 

Wohnungseigentumsgesetz:  

Kabinett beschließt Modernisierung 

Die Bundesregierung hat am 23.03.2020 den Entwurf eines Wohnungs-

eigentumsmodernisierungsgesetzes beschlossen. Wie das Bundesjus-

tizministerium mitteilte, wird mit dem Entwurf das Wohnungseigen- 

tumsgesetz aus dem Jahr 1951 in wesentlichen Teilen modernisiert.Der 

Gesetzentwurf enthalte Vorschläge zu einer effizienteren Verwaltung 

der Wohnungseigentümergemeinschaften und zur rechtlichen Erleich-

terung baulicher Veränderungen. Denn der bauliche Zustand von Woh-

nungseigentumsanlagen bleibe vielfach hinter dem Zustand 

vergleichbarer Anlagen zurück, da bauliche Veränderungen zum Bei-

spiel zum energetischen oder barrierereduzierenden Umbau derzeit 

nicht oder nur erschwert möglich seien. Bauliche Maßnahmen im indi-

viduellen Interesse einzelner Wohnungseigentümer, die zugleich im ge-

samtgesellschaftlichen Interesse liegen, würden künftig erleichtert. 
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So solle der interessierte Wohnungseigentümer im Grundsatz einen An-

spruch darauf haben, dass ihm der Einbau einer Lademöglichkeit für 

ein Elektrofahrzeug, der barrierereduzierende Aus- und Umbau sowie 

Maßnahmen des Einbruchsschutzes und zum Glasfaseranschluss auf ei-

gene Kosten gestattet werden. Auch Mieter sollen einen Anspruch da-

rauf haben, dass der Vermieter den Einbau einer Lademöglichkeit für 

ein Elektrofahrzeug, den barrierereduzierenden Aus- und Umbau sowie 

Maßnahmen des Einbruchsschutzes auf ihre Kosten gestattet. 

Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf laut Justizministerium Vor-

schläge für eine bessere Nutzung der Digitalisierung, für die effektivere 

Gestaltung von Entscheidungsprozessen und für mehr Transparenz in 

den Wohnungseigentümergemeinschaften. Indem Vorschriften klarer 

gefasst würden, leiste der Gesetzentwurf schließlich einen Beitrag zur 

Erhöhung der Rechtssicherheit.  

 

Bundesjustizministerium, PM vom 23.03.2020 

 

Umnutzung einer wegen Corona-Schutzmaßnahmen geschlosse-

nen Gaststätte als Ladengeschäft ist genehmigungsbedürftig 

Die Umnutzung einer Gaststätte als Verkaufsraum für typische Einzel-

handelswaren bedarf einer baurechtlichen Genehmigung. Dies hat das 

Verwaltungsgericht Köln per Beschluss entschieden und damit einen 

Eilantrag eines Gastwirts aus Bergisch Gladbach abgelehnt, der mit dem 

Warenverkauf auf Einnahmeausfälle infolge der Corona-Schutzmaßnah-

men reagieren wollte. 

Der Antragsteller ist Inhaber einer genehmigten Gaststätte, die auf-

grund der Corona-Schutzmaßnahmen derzeit jedoch geschlossen ist. 

Da er um seine wirtschaftliche Existenz fürchtet, beabsichtigte er, sein 

Geschäftsmodell zu ändern und nunmehr Einzelhandelswaren wie Toi-

lettenpapier, Küchenrollen, Obst und Gemüse, Getränke sowie Gut-

scheine für Online-Shops zu verkaufen. Dies teilte er der Stadt Bergisch 

Gladbach mit und fügte hinzu, er gehe davon aus, dass seinem Vorha-

ben keine rechtlichen Bedenken entgegenstünden. Er werde daher mit 

dem Verkauf in Kürze beginnen, wenn er von der Stadt nichts Abwei-

chendes höre. Die Stadt antwortete per E-Mail, die beabsichtigte Nut-

zung als Verkaufsstätte sei unzulässig. 

Daraufhin hat der Gastwirt einen Eilantrag beim Gericht gestellt. Er 

wollte feststellen lassen, dass er für den Warenverkauf keine Bauge-

nehmigung brauche, da es sich um keine wesentliche Nutzungsände-

rung handele und die beabsichtigte Verkaufstätigkeit baurechtlich ge-

nehmigungsfrei sei. 

Dem ist das Gericht nicht gefolgt. Die vom Antragsteller angestrebte 

Änderung der Nutzung bedürfe einer baurechtlichen Genehmigung. 

Denn für die Nutzung einer baulichen Anlage als Gaststätte würden 

beispielsweise hinsichtlich des Stellplatzbedarfs andere bauordnungs-

rechtliche Anforderungen gelten als für eine Nutzung als Ladenge-

schäft. Es komme entgegen der Ansicht des Antragstellers auch nicht 

darauf an, ob die Art der beabsichtigten neuen Nutzung eine höhere 

Intensität als die bestehende Nutzung aufweise. Die Bauordnung gehe 

ausdrücklich vom Vorliegen einer genehmigungsbedürftigen Nutzungs-

änderung aus, wenn Anforderungen gegeben sind, die im Baugeneh-

migungsverfahren Prüfungsgegenstand sein können. Dies sei hier etwa 

im Hinblick auf die Vorgaben zu Stellplätzen der Fall. 

Die Beteiligten können gegen den Beschluss Beschwerde einlegen, 

über die das Oberverwaltungsgericht in Münster entscheiden würde.  

 

VG Köln, Pressemitteilung vom 17.04.2020 zum Beschluss 2 L 688/20 

vom 14.04.2020 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Arbeitszeiten sind von Arbeitgebern systematisch zu 
erfassen

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union müssen die Arbeitgeber 

verpflichten, ein System einzurichten, mit dem die tägliche Arbeitszeit 

gemessen werden kann. Dies stellt der EuGH klar.

Die spanische Gewerkschaft CCOO hat vor dem Nationalen Gerichts-

hof, Spanien, auf Feststellung der Verpflichtung der Deutschen Bank 

geklagt, ein System zur Erfassung der von deren Mitarbeitern geleis-

teten täglichen Arbeitszeit einzurichten. Nach Auffassung der CCOO 

ergibt sich die Verpflichtung zur Einrichtung eines solchen Registrie-

rungssystems nicht nur aus innerstaatlichen Rechtsvorschriften, son-

dern auch aus der EU-Grundrechtecharta und der Arbeitszeitrichtlinie.

Die Deutsche Bank verweist auf die Rechtsprechung des spanischen 

Obersten Gerichts, aus der sich entnehmen lasse, dass das spanische 

Recht keine solche allgemeingültige Verpflichtung vorsehe. Nach die-

ser Rechtsprechung schreibe das spanische Gesetz nämlich, sofern 

nichts anderes vereinbart worden sei, nur die Führung einer Aufstel-

lung der von den Arbeitnehmern geleisteten Überstunden sowie die 

Übermittlung der Zahl dieser Überstunden zum jeweiligen Monatsen-

de an die Arbeitnehmer und ihre Vertreter vor. Der Nationale Gerichts-

hof hegt Zweifel an der Vereinbarkeit der Auslegung des spanischen 

Gesetzes durch das Oberste Gericht mit dem EU-Recht und hat den 

EuGH dazu befragt.

Der EuGH erklärt, dass diese Richtlinien im Licht der Grundrechtechar-

ta einer Regelung entgegenstehen, die nach ihrer Auslegung durch 

anzusehen sei, sodass verhindert werden müsse, dass der Arbeitgeber 

ihm eine Beschränkung seiner Rechte auferlegt. 

Ohne ein System, mit dem die tägliche Arbeitszeit eines jeden Arbeit-

nehmers gemessen werden kann, könne weder die Zahl der geleis-

teten Arbeitsstunden und ihre zeitliche Verteilung noch die Zahl der 

Überstunden objektiv und verlässlich ermittelt werden, sodass es für 

die Arbeitnehmer äußerst schwierig oder gar praktisch unmöglich sei, 

ihre Rechte durchzusetzen, hält der EuGH fest. Die objektive und ver-

lässliche Bestimmung der täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit sei 

nämlich für die Feststellung, ob die wöchentliche Höchstarbeitszeit 

einschließlich der Überstunden sowie die täglichen und wöchentlichen 

Ruhezeiten eingehalten worden sind, unerlässlich.

VdaherDer EuGH meint r,, dass eine Regelung, die keine Veerpflichtung vor-

sieht, von einem Instrument Gebrauch zu machen, das diese Feststellung

ermöglicht, die nützliche Wirkung der von der Charta und von der Arbeits-

zeitrichtlinie verliehenen Rechte nicht gewährleistet, da weder die Arbeit-

geber noch die Arbeitnehmer überprüfen können, ob diese Rechte beachtet

werrdden. Eine solche Regelung könnte daher das Ziel der Richtlinie, das darin

besserbesteht, einen reen Schutz der Sicherheit und der Gesundheit der Ar-

beitnehmer sicherzustellen, gefährden, und zwar unabhängig von der nach

dem nationalen Recht vorgesehenen wöchentlichen Höchstarbeitszeit.

Dagegen biete ein Arbeitszeiterfassungssystem den Arbeitnehmern ein

besonders wirksames Mittel, einfach zu objektiven und verlässlichen Da-

eit zu gelangen, und erleichterten über die tatsächlich geleistete Arbeitsz ree

Vdadurrcch sowohl den Arbeitnehmern den Nachweis einer Veerkennung ihrer

den zuständigen BehörRechte als auch rdden und nationalen Gerichten die

Angestellte
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die nationalen Gerichte die Arbeitgeber nicht verpflichtet, ein System 

einzurichten, mit dem die von einem jeden Arbeitnehmer geleistete 

tägliche Arbeitszeit gemessen werden kann. Der Gerichtshof weist zu-

nächst auf die Bedeutung des Grundrechts eines jeden Arbeitnehmers 

auf eine Begrenzung der Höchstarbeitszeit und auf tägliche und wö-

chentliche Ruhezeiten hin, das in der Charta verbürgt ist und dessen 

Inhalt durch die Arbeitszeitrichtlinie weiter präzisiert wird. Die Mit-

gliedstaaten müssten dafür sorgen, dass den Arbeitnehmern die ihnen 

verliehenen Rechte zugutekommen, ohne dass die zur Sicherstellung 

der Umsetzung der Richtlinie gewählten konkreten Modalitäten diese 

Rechte inhaltlich aushöhlen dürfen. Insoweit sei zu berücksichtigen, 

dass der Arbeitnehmer als die schwächere Partei des Arbeitsvertrags 

g

Kontrolle der tatsächlichen Beachtung dieser Rechte.

Um die nützliche Wirkung der von der Arbeitszeitrichtlinie und der 

Grundrechtecharta verliehenen Rechte zu gewährleisten, müssten 

die Mitgliedstaaten die Arbeitgeber daher verpflichten, ein objektives, 

verlässliches und zugängliches System einzurichten, mit dem die von 

einem jeden Arbeitnehmer geleistete tägliche Arbeitszeit gemessen 

werden kann. Es obliege den Mitgliedstaaten, die konkreten Modalitä-

ten zur Umsetzung eines solchen Systems, insbesondere der von ihm 

anzunehmenden Form, zu bestimmen und dabei gegebenenfalls den 

TBesonderheiten des jeweiligen Täätigkeitsbereichs oder Eigenheiten, so-

gar der Größe, bestimmter Unternehmen Rechnung zu tragen.  

Gerichtshof der Europäischen Union, Urteil vom 14.05.2019, C-55/18
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en Personen-

undesfinanz-

sei unter eigenem Grundbesitz im Sinne des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 

der zum Betriebsvermögen des Unternehmers gehörende Grundbesitz 

zu verstehen. Auch aus dem historischen Regelungskontext und der 

Entstehungsgeschichte der Norm sah sich der Große Senat bei dieser 

Auslegung, die zugunsten der Steuerpflichtigen wirkt und für den Im-

mobilienbereich von großer Bedeutung ist, bestätigt. 

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 25.09.2018, GrS 2/16

Erweiterte Kürzung bei Gewerbesteuer: Beteiligung 
an GbR kann Grundbesitz sein

Unterliegt eine grundstücksverwaltende Gesellschaft nur kraft ihr

Rechtsform der Gewerbesteuer, kann sie die erweiterte Kürzung bei 

der Gewerbesteuer auch dann in Anspruch nehmen, wenn sie 

rein grundstücksverwaltenden, nicht gewerblich geprägten P

gesellschaft beteiligt ist. Dies hat der Große Senat des Bundesfinanz-

hofs (BFH) zu § 9 Nr. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) 

entschieden. 

Gewerblich tätige Personen- und Kapitalgesellschaften unterliegen der 

Gewerbesteuer. Soweit sich allerdings solche Gesellschaften auf die 

Verwaltung ihres eigenen Grundbesitzes beschränken, ist der daraus 

Terwirtschaftete Gewinn durch den Taatbestand der erweiterten Kürzung 

in diesem Umfang vollständig von der Gewerbesteuer ausgenommen. 

Klägerin in dem Revisionsverfahren, das zur Vorlage an den Großen 

Senat führte, war eine gewerblich geprägte GmbH & Co. KG, die an 

einer rein vermögensverwaltenden GbR beteiligt war. Diese GbR war 

wiederum Eigentümerin einer Immobilie. Die Klägerin machte für ihre 

aus der Beteiligung an der GbR bezogenen anteiligen Mieterträge die 

erweiterte Kürzung geltend. Das Finanzamt lehnte dies ab, weil die Be-

teiligung an der GbR im Sinne des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG kein eigener 

Grundbesitz der Klägerin sei, sondern Grundbesitz der GbR. 

Der vorlegende IV. Senat des BFH wollte dieser Auffassung des Finanz-

amtes nicht folgen, sah sich an einer entsprechenden Entscheidung 

aber durch ein Urteil des I. BFH-Senats vom 19.10.2010 (I R 67/09) 

om 21.07gehindert. Er rief daher mit Vorlagebeschluss v 7..2016 (IV

R 26/14) den Großen Senat zur Klärung der Rechtsfrage an. Der IV. 

Senat war der Ansicht, dass steuerrechtlich das Eigentum einer ver-

mögensverwaltenden Personengesellschaft den hinter ihr stehenden 

Gesellschaftern anteilig zuzurechnen sei. Ein im zivilrechtlichen Eigen-

tum der Personengesellschaft stehendes Grundstück sei daher eigener 

Grundbesitz der Gesellschafter der GbR.

Dem folgte der Große Senat. Ob eigener Grundbesitz im Sinne der 

gewerbesteuerrechtlichen Kürzung vorliegt, richte sich nach den all-

gemeinen ertragssteuerrechtlichen Grundsätzen. Nach der Systema-

tik und dem Regelungszweck der erweiterten Kürzung sowie unter 

Berücksichtigung des gewerbesteuerrechtlichen Belastungsgrundes 

„Sensibilisierungswoche“ als steuerbarer Arbeitslohn 
zu begreifen

TMit der Teeilnahme an einer Sensibilisierungswoche wendet der Arbeit-

geber seinen Arbeitnehmern steuerbaren Arbeitslohn zu. Dies hat der 

Bundesfinanzhof (BFH) zu einem einwöchigen Seminar zur Vermitt-

lung grundlegender Erkenntnisse über einen gesunden Lebensstil ent-

schieden.

Die im Streitfall von der Klägerin ihren Arbeitnehmern angebotene 

„Sensibilisierungswoche“ umfasste unter anderem Kurse zu gesunder 

Ernährung und Bewegung, Körperwahrnehmung, Stressbewältigung, 

THerz-Kreislauf-Trraining, Achtsamkeit, Eigenverantwortung und Nach-

haltigkeit. Finanzamt und Finanzgericht (FG) behandelten die Aufwen-

dungen der Klägerin für die Sensibilisierungswoche als Arbeitslohn.

Auf die Revision der Klägerin bestätigte der BFH die FG-Entscheidung. 

Maßnahmen des Arbeitgebers für die Gesundheitsvorsorge der Be-

legschaft, die keinen Bezug zu berufsspezifischen Gesundheitsbeein-

trächtigungen aufweisen, führten zu Arbeitslohn, wenn sie sich bei 

objektiver Würdigung aller Umstände als Entlohnung darstellten. Dies 

hat der BFH für die Sensibilisierungswoche bejaht, da es sich um eine 

allgemein gesundheitspräventive Maßnahme auf freiwilliger Basis ge-

handelt habe.

Maßnahmen zur Vermeidung berufsspezifischer Erkrankungen könn-

ten hingegen im ganz überwiegenden eigenbetrieblichen Interesse des 

Arbeitgebers liegen und deshalb nicht als Arbeitslohn einzustufen sein, 

so der BFH weiter. Zudem komme für Leistungen des Arbeitgebers zur 

betrieblichen Gesundheitsförderung eine Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 

34 des Einkommensteuergesetzes in Betracht.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 21.11.2018, VI R 10/17
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Angestellte

Betriebsversammlung zur Wahl des Wahlvorstands vertagt:  

Gericht darf Wahlvorstand für Betriebsratswahl bestellen 

Besteht weder ein Betriebsrat noch ein Gesamt- oder Konzernbetriebs-

rat, kann der Wahlvorstand zur Wahl des Betriebsrats in einer Betriebs-

versammlung gewählt werden. Wird dort kein Wahlvorstand gewählt, 

bestellt ihn das Arbeitsgericht auf Antrag von mindestens drei wahlbe-

rechtigten Arbeitnehmern (§ 17 Absatz 4 Betriebsverfassungsgesetz – 

BetrVG). Dies gilt nach einer Entscheidung des Landesarbeitsgerichts 

(LAG) Schleswig-Holstein auch dann, wenn die Teilnehmenden der Be-

triebsversammlung mehrheitlich eine Vertagung dieser Versammlung 

mit der Folge beschließen, dass kein erster Wahlgang zustande kommt. 

Die Fortsetzung der vertagten Wahlversammlung sei keine Vorausset-

zung für die gerichtliche Bestellung. 

In einem Unternehmen bestand noch kein Betriebsrat. Drei wahlbe-

rechtigte Arbeitnehmer luden zu einer Betriebsversammlung ein, um 

dort durch die Teilnehmenden einen Wahlvorstand wählen zu lassen. 

Auf dieser diskutierten die Anwesenden kontrovers und beschlossen 

schließlich mehrheitlich, die Betriebsversammlung –ohne konkrete Ver-

abredung eines weiteren Termins – zu vertagen. Gegen die Vertagung 

haben sich die drei einladenden Arbeitnehmer zumindest nicht ge-

wehrt. Im Anschluss haben sie sich aber an das Arbeitsgericht (ArbG) 

Lübeck gewandt und die Bestellung des Wahlvorstands durch das Ge-

richt beantragt, ohne die vertagte Betriebsversammlung abzuwarten. 

Diese hat allerdings bis zum Tag der Entscheidung des ArbG auch noch 

nicht stattgefunden. 

Das LAG Schleswig-Holstein hat die Bestellung des Wahlvorstands durch 

das ArbG Lübeck bestätigt. Die gerichtliche Bestellung eines Wahlvor-

stands könne nach § 17 Absatz 4 BetrVG nur, aber auch stets dann er-

folgen, wenn es den Arbeitnehmern des Betriebs nicht gelungen ist, 

auf einer Wahlversammlung, zu der ordnungsgemäß eingeladen 

wurde, einen Wahlvorstand zu wählen. Dadurch werde der Vorrang der 

Belegschaft des Betriebs gesichert, selbst einen Wahlvorstand nach 

ihren Vorstellungen einzusetzen. 

Nach § 17 Absatz 3 BetrVG solle allen betroffenen Arbeitnehmern die 

Möglichkeit eröffnet werden, ihre eigenen kollektiven Interessen durch 

eine Beteiligung an der Initiative zur Bildung eines Betriebsrats selbst 

wahrzunehmen, bevor es zur gerichtlichen Bestellung eines Wahlvor-

stands kommt, führt das LAG weiter aus. Hier habe die Betriebsver-

sammlung keinen Wahlvorstand gewählt, jedoch die Chance dazu ge-

habt. Durch den letztendlich mehrheitlich gefassten Beschluss, die 

Versammlung ohne Festlegung eines "konkreten Fortsetzungstermins" 

zu "vertagen", sei die ordnungsgemäß einberufene Wahlversammlung 

objektiv erfolglos geblieben. Das sei ausreichend. Denn auf die Gründe 

der Nichtwahl eines Wahlvorstandes komme es nach dem Willen des 

Gesetzgebers nicht an. 

Im Übrigen bleibe es den Arbeitnehmern des Betriebs bis zur Rechts-

kraft der durch das ArbG erfolgten Bestellung eines Wahlvorstands un-

benommen, selbst in einer weiteren Betriebsversammlung einen 

Wahlvorstand zu wählen. Durch diese Subsidiarität seien die Rechte der 

Belegschaft auf Selbstorganisation weiterhin geschützt. 

 

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein, Entscheidung vom 22.01.2020 

3 TaBV 23/19 

 

Kündigung: Wer in Katar arbeitet, sollte zu Hause regelmäßig die 

Post checken (lassen) 

Hat ein Arbeitnehmer trotz seines dauerhaften Aufenthaltes im Ausland 

einen Briefkasten mit seinem Namen in Deutschland behalten, so ver-

letzt der Arbeitgeber seine arbeitsvertraglichen Pflichten nicht, wenn 

er eine Kündigung in diesen Briefkasten einwerfen lässt. Der Arbeit-

nehmer muss dafür sorgen, dass er von der Post, die dort landet, recht-

zeitig erfährt. Versäumt er die Frist für die Kündigungsschutzklage, so 

hat es damit sein Bewenden. 

Hier ging es um einen Chefarzt einer Klinik, der eine Beschäftigung in 

Katar aufgenommen, sein Wohnhaus vermietet und dem Mieter auf-

gegeben hatte, die dort für ihn ankommende Post monatlich in den 

Wüstenstaat zu schicken. Der Arzt konnte eine nachträgliche Zulassung 

der Kündigungsschutzklage nicht durchsetzen. Durch das Vorhalten des 

Briefkastens mit seinem Namen an seinem Wohnhaus habe er eine Zu-

gangsmöglichkeit aufrechterhalten. Die Anweisung an den Mieter, ein-

mal im Monat die Post nach Katar zu senden, war angesichts der 

erheblichen Postlaufzeiten von Deutschland nach Katar unzureichend. 

 

BAG, 2 AZR 493/17 vom 25.04.2018 
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BAG, 2 AZR 493/17 vom 25.04.2018 
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Deutscher Rettungsassistent mit Schweizer Rettungssanitäter-

qualifikation darf in Deutschland als Notfallsanitäter arbeiten 

Ein in Deutschland ausgebildeter Rettungsassistent darf ohne die übli-

cherweise vorgesehene Ergänzungsprüfung den Beruf des Notfallsani-

täters in Deutschland ausüben, wenn er in der Schweiz nach ent- 

sprechender Eignungsprüfung unter der dortigen Berufsbezeichnung 

Rettungssanitäter tätig war. Das hat das Verwaltungsgericht (VG) Frei-

burg mit mittlerweile rechtskräftigem Urteil entschieden. 

Der Kläger hatte nach abgeschlossener Ausbildung zum so genannten 

Rettungsassistenten in Deutschland viele Jahre in diesem Beruf gear-

beitet. Um sodann in der Schweiz als Schweizer so genannter Rettungs-

sanitäter tätig sein zu dürfen, absolvierte er im Jahr 2012 dort eine 

Eignungsprüfung, auf die er sich in verschiedenen Kursen und im Selbst-

studium vorbereitet hatte. In den folgenden Jahren übte er in der 

Schweiz den Beruf des Rettungssanitäters aus. Schweizer Rettungssa-

nitäter haben deutlich weitere Zuständigkeiten als deutsche Rettungs-

assistenten und Notfallsanitäter und dürfen dort zum Teil Aufgaben 

übernehmen, die in Deutschland nur Notärzte ausführen dürfen. 

Im Jahr 2014 wurde die deutsche zweijährige Ausbildung zum so ge-

nannten Rettungsassistenten von der dreijährigen Ausbildung zum so 

genannten Notfallsanitäter abgelöst. Um die Berufsbezeichnung Not-

fallsanitäter führen zu dürfen, können sich Rettungsassistenten nach-

qualifizieren und müssen dazu üblicherweise eine staatliche 

Ergänzungsprüfung und je nach Berufserfahrung eine weitere prakti-

sche Ausbildung absolvieren. 

Der Kläger beantragte im Jahr 2018 beim Regierungspräsidium Stuttgart 

die Erlaubnis, angesichts seiner Rettungssanitäterprüfung und -tätigkeit 

aus der Schweiz in Deutschland als Notfallsanitäter arbeiten zu dürfen. 

Das Regierungspräsidium lehnte den Antrag ab und führte aus, der Klä-

ger müsse dazu erst die deutsche Ergänzungsprüfung ablegen. Zwar 

entspreche die Schweizer Ausbildung zum Rettungssanitäter der deut-

schen Ausbildung zum Notfallsanitäter, doch habe der Kläger nicht die 

reguläre Schweizer Ausbildung durchlaufen, sondern nur eine Anerken-

nungsprüfung absolviert. 

Das VG gab der Klage gegen diese Ablehnung in vollem Umfang statt 

und verpflichtete das beklagte Land Baden-Württemberg, dem Kläger 

die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung Notfallsanitäter zu er-

teilen. Es sei nicht die formale Ausbildung oder Ausbildungszeit ent-

scheidend, sondern der durch die Eignungsprüfung in der Schweiz 

nachgewiesene Ausbildungsstand, also die berufliche Qualifikation und 

der erlangte Kenntnisstand. Wenn eine Person im Ausland einen Beruf 

ausüben dürfe, der dem Beruf des deutschen Notfallsanitäters entspre-

che, seien für die Erlangung des Kenntnisstandes auch aufeinander auf-

bauende 

(Teil-)Ausbildungen in verschiedenen Staaten ausreichend. 

Eine auf das Fehlen einer Eignungsprüfung gestützte Ablehnung der Er-

laubnis, die Berufsbezeichnung Notfallsanitäter führen zu dürfen, 

komme nur in Betracht, wenn anders ein angemessenes Qualifikati-

onsniveau nicht mehr gewährleistet sei. Dies sei aber bei Schweizer 

Rettungssanitätern gerade nicht der Fall, da ihre Qualifikation und Auf-

gaben sogar über die des deutschen Notfallsanitäters hinausgingen. 

Aus diesem Grund sei auch die von dem Kläger absolvierte Schweizer 

Eignungsprüfung in Teilen viel umfangreicher gewesen als die von dem 

Regierungspräsidium geforderte Ergänzungsprüfung, sodass sie hinter 

dieser nicht zurückbleibe. 

 

Verwaltungsgericht Freiburg, Urteil vom 21.11.2019, 9 K 320/19, 

rechtskräftig
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Doppeltes Arbeitslosengeld für Grenzgänger ist 
möglich 

Die Bundesagentur für Arbeit darf im EU-Ausland bezogenes Arbeits-

losengeld nur auf deutsches Arbeitslosengeld anrechnen, wenn beide 

Ansprüche auf derselben Pflichtversicherungszeit beruhen. Dies hat 

das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein-Westfalen im Fall eines so 

genannten echten Grenzgängers entschieden 

 

 

 

 

 

Anspruch auf Abfindung nach § 10 KSchG eine Masseverbindlichk

die nach § 53 Insolvenzordnung vorweg zu berichtigen, also 

schuldet in voller Höhe zu erfüllen ist. Das gilt laut BAG auch 

wenn die der Auflösung zugrunde liegende Kündigung noch 

teren Insolvenzschuldner, also dem Arbeitgeber, erklärt wor

om 17Mit Schreiben v 7..12.2014 kündigte die spätere Insolvenzschuldne

rin das Arbeitsverhältnis des Klägers zum 15.01.2015. Währ

instanzlichen Kündigungsschutzverfahrens kündigte sie in einem an den

Klägeranwalt vom Arbeitsgericht formlos übersandten Anwaltsschrift-

satz vom 26.01.2015 den Hilfsantrag an, das Arbeitsverhältnis gegen

Zahlung einer Abfindung aufzulösen. Nach Eröffnung des Insolvenzver-

fahrens am 01.04.2015 hat der Kläger das unterbrochene Verfahren ge-

gen den zum Insolvenzverwalter bestellten Beklagten aufgenommen.

In der mündlichen Verhandlung vor dem Arbeitsgericht am 09.06.2016

hat der Beklagte auch den Auflösungsantrag „vom 26.01.2015“ ge-

stellt. Das ArbG hat der Kündigungsschutzklage stattgegeben und das

Arbeitsverhältnis gegen Zahlung einer Abfindung in Höhe von 1.558,75

Euro aufgelöst, die „zur Insolvenztabelle festgestellt wird“.

Das Landesarbeitsgericht hat die auf die insolvenzrechtliche Einord-

nung des Abfindungsanspruchs beschränkte Berufung des Klägers 

zurückgewiesen. Mit seiner Revision begehrt der Kläger weiterhin die 

Zahlung des Abfindungsanspruchs als Masseverbindlichkeit. Die An-

tragstellung des Beklagten in der mündlichen Verhandlung stelle die 

maßgebliche Handlung dar, auf der die Auflösung des Arbeitsverhält-

nisses und damit der Abfindungsanspruch beruhten. Demgegenüber 

hat der Beklagte den Standpunkt vertreten, sowohl die Kündigungs-

erklärung als auch die erstmalige Einführung des Auflösungsantrags in 

den Prozess als maßgebliche Handlungen seien durch die Insolvenz-

schuldnerin erfolgt.

Die Revision des Klägers hatte vor dem BAG Erfolg. Mangels Zustel-

lung habe nicht schon der Schriftsatz der späteren Insolvenzschuld-

nerin vom 26.01.2015, in dem der Auflösungsantrag angekündigt war, 

zu dessen Rechtshängigkeit geführt. Diesbezüglich sei auch keine Hei-

lung eingetreten. Den Auflösungsantrag als die für die insolvenzrecht-

liche Einordnung maßgebliche Handlung habe erstmals der beklagte 

genannten echten Grenzgängers entschieden.

Der Kläger geht seit Jahren Beschäftigungen in den Niederlanden nach, 

kehrt aber täglich an seinen deutschen Wohnort zurück. Zuletzt bezog 

er von April 2014 bis Mai 2015 niederländisches Arbeitslosengeld. Zwi-

schen Juni 2015 und November 2016 war er erneut in den Niederlan-

den versicherungspflichtig beschäftigt. Seinen anschließenden Antrag 

auf Arbeitslosengeld lehnte die Beklagte ab. Zwar erfülle der Kläger die 

erforderliche Anwartschaftszeit, allerdings müsse von der Anspruchs-

dauer die Dauer des niederländischen Arbeitslosengeldbezuges abge-

zogen werden, sodass sich kein Anspruch ergebe. 

Dem hat nun auch das LSG widersprochen. Entscheide sich ein echter 

Grenzgänger zu einem Antrag in Deutschland, sei anhand des Sozial-

gesetzbuchs III zu prüfen, ob er innerhalb der Rahmenfrist die Anwart-

schaftszeit erfüllt habe. Die Rahmenfrist finde stets ihre Grenze in dem 

Ende einer früheren Rahmenfrist. Dabei könne es keinen Unterschied 

machen, ob sich diese nach deutschem oder niederländischem Recht 

gerichtet habe. 

Entgegen der Auffassung der Beklagten seien die Beschäftigungszei-

ten, die zur Begründung des Anspruches auf niederländisches Arbeits-

losengeld geführt hätten, daher nicht erneut zu berücksichtigen gewe-

sen. Abzustellen sei für den Anspruch nach deutschem Recht lediglich 

auf die nach dem Bezug in den Niederlanden zurückgelegten Beschäf-

tigungszeiten.

Dies verletze auch nicht das Verbot des Zusammentreffens eines An-

spruchs auf mehrere Leistungen gleicher Art aus derselben Pflichtver-

sicherungszeit in Artikel 10 der EG-Verordnung zur Koordinierung der 

Systeme der sozialen Sicherheit (EGV 883/2004), weil das gewährte 

und das begehrte Arbeitslosengeld zwar Leistungen gleicher Art seien, 

 

 

 

 

 

 

Insolvenzverwalter in der mündlichen Verhandlung des ArbG vom 

09.06.2016 rechtshängig gemacht (§ 261 Absatz 2 1. Alt. ZPO).

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 14.03.2019, 6 AZR 4/18

allerdings nicht auf derselben Pflichtversicherungszeit beruhten. 

Das LSG hat die Revision zugelassen.

LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 14.03.2019, L 9 AL 144/18
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Familie  
und  
Kinder

Regelmäßige Zahlungen an Familienangehörige zum 

Kapitalaufbau können bei eigener Bedürftigkeit des Schenkers 

zurückgefordert werden 

Über mehrere Jahre monatlich geleistete Zahlungen an Familienange-

hörige zum Kapitalaufbau sind keine "privilegierten Schenkungen" im 

Sinne des § 534 Bürgerliches Gesetzbuch. Der Sozialhilfeträger kann 

diese deshalb von den beschenkten Familienangehörigen zurückfor-

dern, wenn der Schenker selbst bedürftig wird und deshalb Leistungen 

von einem Sozialhilfeträger bezieht. Dies stellt das Oberlandesgericht 

(OLG) Celle klar. Schenkungen können nach dem Gesetz grundsätzlich 

dann zurückgefordert werden, wenn der Schenker seinen angemesse-

nen Unterhalt nicht mehr selbst bestreiten kann und die zuvor geleis-

teten Schenkungen keiner sittlichen Pflicht ("Pflichtschenkungen") oder 

einer auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht entsprach (so genannte 

Anstandsschenkungen). Dieser Anspruch geht nach dem Gesetz auf den 

Sozialhilfeträger über, wenn der Schenker Sozialleistungen bezieht. 

In dem der Entscheidung zugrunde liegenden Sachverhalt hatte eine 

Großmutter für ihre beiden Enkel nach deren Geburt jeweils ein für 25 

Jahre angelegtes Sparkonto eröffnet und darauf über einen Zeitraum 

von circa elf beziehungsweise neun Jahren jeweils monatlich 50 Euro 

eingezahlt, um für die Enkel Kapital anzusparen. Die Großmutter bezog 

eine Rente von etwa 1.250 Euro. Als sie vollstationär in einer Pflege-

einrichtung untergebracht werden musste, hatte sie die Zahlungen an 

ihre Enkel zwar bereits eingestellt, die für die Heimunterbringung von 

ihr anteilig zu tragenden Kosten konnte sie aber nicht aus eigenen Mit-

teln aufbringen. Deshalb kam der Sozialhilfeträger für diese Kosten auf 

und verlangte von den Enkeln vor dem Landgericht (LG) die Rückzah-

lung der Beträge, die die Großmutter in den letzten zehn Jahren auf die 

Sparkonten der Enkel eingezahlt hatte. 

Das LG hatte die Klage abgewiesen, weil es sich bei den geleisteten 

Zahlungen um so genannte Anstandsschenkungen handele, die nach 

dem Gesetz nicht zurückgefordert werden könnten. Auf die Berufung 

des Sozialhilfeträgers hat das OLG dieses Urteil geändert und die Enkel 

zur Zahlung der zurückgeforderten Beträge verurteilt. Die von der Groß-

mutter regelmäßig zum Kapitalaufbau an die Enkel geleisteten Zahlun-

gen stellen nach Ansicht des OLG weder eine sittlich gebotene 

"Pflichtschenkung" noch eine auf moralischer Verantwortung beru-

hende "Anstandsschenkung" dar. Als solche könnten zwar anlassbezo-

gene Geschenke zum Beispiel zu Weihnachten und zum Geburtstag zu 

werten sein, die die Enkel ebenfalls von ihrer Großmutter bekommen 

hatten. Hier spreche aber nicht nur die Summe der jährlich geleisteten 

Beträge in Anbetracht der finanziellen Verhältnisse der Großmutter 

gegen ein dem Anstand entsprechendes Gelegenheitsgeschenk, auch 

der Zweck der Zuwendungen (Kapitalaufbau) spreche gegen eine sol-

che Charakterisierung der Zahlungen, die gerade nicht als Taschengeld 

an die Enkel geleistet wurden. 

Nach der Entscheidung des OLG kommt es für den geltend gemachten 

Rückforderungsanspruch nicht darauf an, ob es bei Beginn der Zahlun-

gen für die Großmutter absehbar war, dass sie später einmal pflege-

bedürftig werden würde. 

Ob die Entscheidung rechtskräftig wird, hängt davon ab, ob gegen die 

Nichtzulassung der Revision innerhalb eines Monats Beschwerde ein-

gelegt wird. Über eine solche Beschwerde hätte der Bundesgerichtshof 

zu entscheiden. 

 

Oberlandesgericht Celle, Urteil vom 13.02.2020, 6 U 76/19 

 

Kindertageseinrichtung:  

Kein Anspruch auf bestimmte Öffnungszeiten 

Kinder im Alter von einem Jahr bis drei Jahren haben keinen Anspruch 

auf einen Betreuungsplatz in einer Kindertagesstätte mit Betreuungs- 

beziehungsweise Öffnungszeiten, die auch jedwede Randzeiten abde-

cken. Dies stellt das Oberverwaltungsgericht (OVG) Nordrhein-Westfalen 

in einem Eilverfahren klar.Die Eltern des Antragstellers aus Köln mach-

ten geltend, sie seien in der Medienbranche tätig und wegen der dor-

tigen Arbeitszeiten auf einen Betreuungsplatz in einer Kindertages- 

einrichtung angewiesen, der Betreuungszeiten bis mindestens 18.00 

Uhr anbiete. Da in der einzigen wohnortnahen Tageseinrichtung mit 

entsprechenden Öffnungszeiten kein Platz mehr Verfügung stand, ver-

wies die Antragsgegnerin, die Stadt Köln, den Antragsteller auf eine 

andere Tageseinrichtung mit Betreuungszeiten lediglich bis 16.30 Uhr. 

Den daraufhin gestellten Eilantrag lehnte das Verwaltungsgericht Köln 

ab. Die dagegen eingelegte Beschwerde hatte keinen Erfolg. 

Dem Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung 
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und  
Kinder

Regelmäßige Zahlungen an Familienangehörige zum 

Kapitalaufbau können bei eigener Bedürftigkeit des Schenkers 

zurückgefordert werden 

Über mehrere Jahre monatlich geleistete Zahlungen an Familienange-

hörige zum Kapitalaufbau sind keine "privilegierten Schenkungen" im 

Sinne des § 534 Bürgerliches Gesetzbuch. Der Sozialhilfeträger kann 

diese deshalb von den beschenkten Familienangehörigen zurückfor-

dern, wenn der Schenker selbst bedürftig wird und deshalb Leistungen 

von einem Sozialhilfeträger bezieht. Dies stellt das Oberlandesgericht 

(OLG) Celle klar. Schenkungen können nach dem Gesetz grundsätzlich 

dann zurückgefordert werden, wenn der Schenker seinen angemesse-

nen Unterhalt nicht mehr selbst bestreiten kann und die zuvor geleis-

teten Schenkungen keiner sittlichen Pflicht ("Pflichtschenkungen") oder 

einer auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht entsprach (so genannte 

Anstandsschenkungen). Dieser Anspruch geht nach dem Gesetz auf den 

Sozialhilfeträger über, wenn der Schenker Sozialleistungen bezieht. 

In dem der Entscheidung zugrunde liegenden Sachverhalt hatte eine 

Großmutter für ihre beiden Enkel nach deren Geburt jeweils ein für 25 

Jahre angelegtes Sparkonto eröffnet und darauf über einen Zeitraum 

von circa elf beziehungsweise neun Jahren jeweils monatlich 50 Euro 

eingezahlt, um für die Enkel Kapital anzusparen. Die Großmutter bezog 

eine Rente von etwa 1.250 Euro. Als sie vollstationär in einer Pflege-

einrichtung untergebracht werden musste, hatte sie die Zahlungen an 

ihre Enkel zwar bereits eingestellt, die für die Heimunterbringung von 

ihr anteilig zu tragenden Kosten konnte sie aber nicht aus eigenen Mit-

teln aufbringen. Deshalb kam der Sozialhilfeträger für diese Kosten auf 

und verlangte von den Enkeln vor dem Landgericht (LG) die Rückzah-

lung der Beträge, die die Großmutter in den letzten zehn Jahren auf die 

Sparkonten der Enkel eingezahlt hatte. 

Das LG hatte die Klage abgewiesen, weil es sich bei den geleisteten 

Zahlungen um so genannte Anstandsschenkungen handele, die nach 

dem Gesetz nicht zurückgefordert werden könnten. Auf die Berufung 

des Sozialhilfeträgers hat das OLG dieses Urteil geändert und die Enkel 

zur Zahlung der zurückgeforderten Beträge verurteilt. Die von der Groß-

mutter regelmäßig zum Kapitalaufbau an die Enkel geleisteten Zahlun-

gen stellen nach Ansicht des OLG weder eine sittlich gebotene 

"Pflichtschenkung" noch eine auf moralischer Verantwortung beru-

hende "Anstandsschenkung" dar. Als solche könnten zwar anlassbezo-

gene Geschenke zum Beispiel zu Weihnachten und zum Geburtstag zu 

werten sein, die die Enkel ebenfalls von ihrer Großmutter bekommen 

hatten. Hier spreche aber nicht nur die Summe der jährlich geleisteten 

Beträge in Anbetracht der finanziellen Verhältnisse der Großmutter 

gegen ein dem Anstand entsprechendes Gelegenheitsgeschenk, auch 

der Zweck der Zuwendungen (Kapitalaufbau) spreche gegen eine sol-

che Charakterisierung der Zahlungen, die gerade nicht als Taschengeld 

an die Enkel geleistet wurden. 

Nach der Entscheidung des OLG kommt es für den geltend gemachten 

Rückforderungsanspruch nicht darauf an, ob es bei Beginn der Zahlun-

gen für die Großmutter absehbar war, dass sie später einmal pflege-

bedürftig werden würde. 

Ob die Entscheidung rechtskräftig wird, hängt davon ab, ob gegen die 

Nichtzulassung der Revision innerhalb eines Monats Beschwerde ein-

gelegt wird. Über eine solche Beschwerde hätte der Bundesgerichtshof 

zu entscheiden. 

 

Oberlandesgericht Celle, Urteil vom 13.02.2020, 6 U 76/19 

 

Kindertageseinrichtung:  

Kein Anspruch auf bestimmte Öffnungszeiten 

Kinder im Alter von einem Jahr bis drei Jahren haben keinen Anspruch 

auf einen Betreuungsplatz in einer Kindertagesstätte mit Betreuungs- 

beziehungsweise Öffnungszeiten, die auch jedwede Randzeiten abde-

cken. Dies stellt das Oberverwaltungsgericht (OVG) Nordrhein-Westfalen 

in einem Eilverfahren klar.Die Eltern des Antragstellers aus Köln mach-

ten geltend, sie seien in der Medienbranche tätig und wegen der dor-

tigen Arbeitszeiten auf einen Betreuungsplatz in einer Kindertages- 

einrichtung angewiesen, der Betreuungszeiten bis mindestens 18.00 

Uhr anbiete. Da in der einzigen wohnortnahen Tageseinrichtung mit 

entsprechenden Öffnungszeiten kein Platz mehr Verfügung stand, ver-

wies die Antragsgegnerin, die Stadt Köln, den Antragsteller auf eine 

andere Tageseinrichtung mit Betreuungszeiten lediglich bis 16.30 Uhr. 

Den daraufhin gestellten Eilantrag lehnte das Verwaltungsgericht Köln 

ab. Die dagegen eingelegte Beschwerde hatte keinen Erfolg. 

Dem Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung 
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könne zwar im Grundsatz nicht entgegengehalten werden, dass die Ka-

pazitäten erschöpft seien, erläutert das OVG. Gleichwohl sei es auch 

unter Berücksichtigung des Wahlrechts der Erziehungsberechtigten nicht 

überwiegend wahrscheinlich, dass der Anspruch in jeder Hinsicht an 

die individuellen Bedürfnisse angepasste Öffnungszeiten der Kinderta-

geseinrichtung beinhalte. Die Verpflichtung der Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe, ein Angebot von Betreuungsplätzen vorzuhalten, be-

schränke sich nämlich auf den Gesamtbedarf. 

Insoweit sei auch beachtlich, dass Kindertageseinrichtungen und Kin-

dertagespflege nach der gesetzlichen Konzeption gleichrangig neben-

einanderstünden, so das OVG. Es scheine nicht ausgeschlossen, beide 

Formen der frühkindlichen Förderung zur Abdeckung eines individuellen 

Bedarfs, etwa der Betreuung in Randzeiten, nebeneinander in Anspruch 

zu nehmen. Der Träger sei daher nicht verpflichtet, die Kapazität einer 

bestimmten Tageseinrichtung mit erweiterten Betreuungszeiten zu 

 erhöhen. Ebenso wenig bestehe ein Anspruch auf Ausweitung des  

Betreuungsangebots auf Randzeiten in der zugewiesenen Kindertages- 

einrichtung. Der Beschluss ist unanfechtbar. 

 

Oberverwaltungsgericht Köln, Beschluss vom 05.02.2020, 12 B 

1324/19, unanfechtbar 

 

Künstliche Befruchtung:  

Keine Beihilfe, wenn Ehemann älter als 50 Jahre ist 

Ein Anspruch auf Beihilfe für eine künstliche Befruchtung scheidet aus, 

wenn der Ehemann älter als 50 Jahre ist. Dies hat das Verwaltungsge-

richt (VG) Düsseldorf klargestellt. Damit habe das Land Nordrhein-West-

falen einer 34 Jahre alten verbeamteten Lehrerin, deren Ehemann 1952 

geboren ist, zu Recht die Gewährung von Beihilfe für mehrere Versuche 

einer künstlichen Befruchtung versagt. Die auf Zahlung von circa 4.200 

Euro gerichtete Klage der Lehrerin wies das VG ab. 

Die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für medizinische Maßnahmen 

zur Herbeiführung einer Schwangerschaft setze nach der Beihilfenver-

ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen unter anderem voraus, dass 

der Ehemann noch nicht das 50. Lebensjahr vollendet habe. Diese Vo-

raussetzung sei hier nicht erfüllt, weil der Ehemann der Klägerin im 

ersten Halbjahr 2017, in dem die Versuche einer künstlichen Befruch-

tung unternommen worden seien, bereits 64 Jahre alt gewesen sei. 

Der Ausschluss von Beihilfeleistungen bei Überschreiten dieser Alters-

grenze stehe auch im Einklang mit der Verfassung. Insbesondere ver-

stoße er nicht gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz. Zweck der 

oberen Altersgrenze für Männer sei nach der Verordnungsbegründung 

vor allem, das Kindeswohl zu wahren. Denn dieser Grenzziehung liege 

die Erwägung zugrunde, dass unter Berücksichtigung der gewöhnlichen 

Lebenserwartung das Kind in der Regel seine Schul- und Berufsausbil-

dung noch zu Lebzeiten seines Vaters abschließen werde. Die Einschät-

zung des Normgebers, dass es den Kindeswohlbelangen besser 

Rechnung trage, wenn nicht nur ein 

(überlebender) Elternteil, sondern Mutter und Vater das Kind gemein-

sam erziehen, versorgen und unterstützen können, sei plausibel und 

rechtfertige die Differenzierung nach dem Alter. Die Festsetzung der 

Grenze auf die Vollendung des 50. Lebensjahres sei als typisierende 

und pauschalierende Regelung nicht zu beanstanden. 

 

Die Klägerin kann die Zulassung der Berufung beantragen. Verwaltungs-

gericht Düsseldorf, Urteil vom 17.02.2020, 10 K 17003/17 

 

ohnenW

ermietete WVermieter darf v Woohnung zu 
Rauchmelder-Einbau betreten

Der Vermieter darf die Wohnung zum Einbau von Rauchmeldern be-

treten. Das Amtsgericht (AG) München verurteilte die Mieter eines 

Reihenhauses, in diesem die Montage von Rauchmeldern durch den 

klagenden Vermieter nach mindestens einwöchiger Vorankündigung 

in der Zeit von montags bis freitags zwischen 8.00 Uhr und 17.00 Uhr 

in allen als Schlaf-, Wohn- oder Kinderzimmer genutzten Räumen so-

wie den dorthin führenden Fluren zu dulden.

Die Beklagten, Mutter und Sohn, sind seit 1997 Mieter des streitge-

genständlichen Hauses. Der Kläger forderte die Beklagten als Ver-

mieter wiederholt zur Duldung des Einbaus von Rauchwarnmeldern 

in dem Haus auf. Er meint, ihm sei persönlich Zutritt für den Einbau 

der Rauchwarnmelder zu gewähren. Die Beklagten hingegen sind der 

Ansicht, die Montage von Rauchmeldern müsse der Kläger auf eige-

ne Kosten durch einen Fachbetrieb vornehmen lassen. Aufgrund eines 

anhaltenden Konflikts zwischen den Mietparteien sei es ihnen nicht 

zumutbar, dass der Kläger die Wohnung betritt. Insbesondere sei zu 

berücksichtigen, dass das Betreten des Hauses durch den Kläger Le-

bensgefahr für die Beklagten bedeuten könne, da der Kläger auf den 

Anrufbeantworter der Beklagten im Jahr 2005 folgende „Morddro-

hung“ hinterlassen habe: „Eines verspreche ich Ihnen beim Leben Ihrer 

Großmutter, dass die Abrechnung zum Schluss gemacht wird“.

Das AG München gab dem Kläger Recht. Durch das Anbringen von 

Rauchmeldern werde die Sicherheit der Mietsache und der Mieter er-

höht. Unter diesem Gesichtspunkt bestehe ein berechtigtes Interesse 

des Klägers daran, das Haus der Beklagten mit Rauchwarnmeldern 

auszustatten. Im Übrigen sei der Vermieter sogar gesetzlich verpflich-

tet, die verfahrensgegenständliche Wohnung mit Rauchmeldern aus-

zustatten. Der Einbau dürfe grundsätzlich auch durch den Vermieter 

persönlich erfolgen. Der Mieter sei zur Duldung von Maßnahmen 

nicht nur durch vom Vermieter beauftragte Handwerker, sondern auch 

durch den Vermieter persönlich verpflichtet. Einen Anspruch auf einen 

Einbau durch einen Fachbetrieb auf Kosten des Vermieters habe der 

Der Duldungspflicht der Mieter stehe keine „Morddrohung“ durch den 

Kläger entgegen. Ein konkret in Aussicht gestelltes Verbrechen sei bei 

vernünftiger Betrachtung nicht einmal ansatzweise ersichtlich. Auf 

den subjektiven Eindruck der Beklagten komme es nicht maßgeblich 

an. Hinzu komme, dass die angebliche Äußerung dadurch, dass sie be-

reits lange zurückliegt, an Präsenz und Bedeutung verloren habe und 

das Verhältnis zwischen den Parteien nicht mehr nachhaltig zu prägen 

geeignet sei. Hinzu komme, dass etwaige – nicht bewiesene – Gesund-

heitsbeeinträchtigungen auch von Beklagtenseite dadurch vermieden 

werden könnten, dass die Beklagte einem persönlichen Aufeinander-

treffen mit dem Kläger schlicht aus dem Weg geht. Dies sei bei einer so 

kurzen Dauer der Anwesenheit des Klägers selbstverständlich zumut-

bar, meint das Gericht.

Amtsgericht München, Urteil vom 30.08.2018, 432 C 6439/18, 

rechtskräftig

Wohnungseigentümergemeinschaft: Beobachtung 
von Gemeinschaftsflächen durch Wildcam unzulässig

Die bloße Möglichkeit, von Überwachungskameras des Nachbarn 

erfasst zu werden, kann im konkreten Einzelfall unzumutbar sein. 

Dies hat das Amtsgericht (AG) München entschieden. Es hat den Ei-

gentümer einer Wohnung dazu verurteilt, es zu unterlassen, die Ge-

meinschaftsflächen seiner mit technischen Geräten (Video Kameras, 

TDash-Cams oder sonstige Geräte, die zur Aufnahme von Bild und Toon 

geeignet sind) zu überwachen.

Im zugrunde liegenden Fall sind Kläger und Beklagter Eigentümer 

je einer Wohnung einer Wohnungseigentümergemeinschaft. Am 

10.07.2018 hatte der Beklagte am Balkon der ihm gehörenden Woh-

nung in zehn Metern Höhe eine Überwachungskamera installiert, die 

auf die Gemeinschaftsflächen des Gemeinschaftsgartens gerichtet 

war. Er hat die Kamera auf Verlangen der Miteigentümer wieder ent-

fernt, eine entsprechende Unterlassungserklärung aber nicht unter-

schrieben.

Der Beklagte gab an, die Entfernung zum Gemeinschaftsgarten und zu 

Bauen und 

 

Mieter nicht. Die Beauftragung eines Fachbetriebs sei für den Einbau 

von Rauchwarnmeldern nicht notwendig. Der Vermieter könne ihn 

vielmehr aus Wirtschaftlichkeitsgründen selbst vornehmen. 

den Bäumen betrage circa 15 Meter und die Kamera könne nur in etwa 

drei Meter Entfernung auslösen, wenn sich dort etwas bewege. In dem 

Anwesen sei bereits zwei Mal im Erdgeschoss eingebrochen worden 

16

und seinem Sohn seien aus dessen nahegelegener Tiefga

zwei Fahrräder geklaut worden.

Der Kläger fühlt sich durch diese Kameras beeinträchtig

te nicht aufgenommen werden, wenn er sich auf Geme

gentum aufhält. Das AG München gab ihm Recht. Gem
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r die Absicht 

weiterer Überwachungsmaßnahmen in einer E-Mail vom 01.09.2018 

konkret angekündigt, in der er wörtlich schreibe: „… Und wer weiß, 

vielleicht lege ich mir doch noch eine SpyCam zu“. 

Amtsgericht München, Urteil vom 28.02.2019, 484 C 18186/18 WEG, 

rechtskräftig

Mietrecht: Ein Vermieter muss einen Türspion dulden

Das Amtsgericht Meißen hat entschieden, dass ein Mieter berechtigt 

ist, einen Türspion in die Eingangstür seiner Wohnung einbauen zu 

lassen, ohne dafür eine Genehmigung seines Vermieters einholen zu 

müssen. Denn der Einbau eines Türspions gehöre zum vertragsgemä-

ßen Gebrauch einer Wohnung und greife nur geringfügig in die Bau-

substanz ein. Der Vermieter kann nicht erfolgreich verlangen, dass der 

Mieter den Spion „sofort und fachgerecht“ entfernt. 

Allerdings muss er den Spion nur bis zum Ende des Mietverhältnisses 

dulden. Dann muss der Mieter den ursprünglichen Zustand der Ein-

gangstür wiederherstelle – und notfalls auch das Türblatt auswechseln. 

AmG Meißen, 112 C 353/17 vom 04.12.2017

Gebrauch zu machen, dass dadurch keinem der anderen

eigentümer über das bei einem geordneten Zusamme

vermeidliche Maß hinaus ein Nachteil erwächst. Entsp

obergerichtlichen Rechtsprechung könne die Installation 

kamera zwar durchaus vom Gebrauchsrecht des Eigent

Sondereigentümers umfasst sein. Dies gelte jedoch nur da

Kamera ausschließlich auf Bereiche ausgerichtet ist und 

fasst, die dem Sondereigentum des jeweiligen Eigentümer

In der Installation der Wildcam lag laut AG eine Beeinträc

das Maß des Zulässigen überschreitet. Unstreitig sei, da

cam in Richtung Gemeinschaftsgarten positioniert war

auch nicht darauf an, ob die Wildcam lediglich in eine

drei Metern filmen kann oder darüber hinaus gehend. Die

chung sehe es regelmäßig sogar als ausreichend an, das

Vorhandensein einer derartigen Kamera bereits dadurch i

der Betroffenen eingegriffen werde, dass hierdurch ein 

Überwachungsdruck aufgebaut werde. Dem sei insbesond

Hintergrund zuzustimmen, dass für die Miteigentümer, die

Besucher nicht ersichtlich sei, ob und wann die Kamera

aufnimmt und aufzeichnet. Sofern die Betroffenen eine Ü

durch derartige Kameras objektiv ernsthaft befürchten m

bereits ein Eingriff in das Persönlichkeitsrecht vor.

Es fehle auch an der notwendigen Beschlussfassung der 

gemeinschaft. 

Das Gericht verkenne hierbei nicht, dass das Interesse de

grundsätzlich nachvollziehbar ist und aufgrund der ents

Darlegungen auch durchaus ein erhöhtes Sicherheitsinte

hen mag. Dies führe aber nicht dazu, dass die Beklagte be

ohne jedwede Kontrollmöglichkeit durch die Gemeinsch

Gemeinschaftseigentums zu überwachen. Zudem habe e
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Home-Office verstößt nicht gegen amtsangemessene  

Beschäftigung 

Der Anspruch von Beamten auf amtsangemessene Beschäftigung wird 

nicht durch die Anordnung verletzt, vorübergehend Dienst im Home-

Office zu leisten. Das hat das Verwaltungsgericht (VG) Berlin in einem 

Eilverfahren entschieden. 

Die über 60-jährige Antragstellerin ist als Amtsinspektorin bei einem 

Berliner Bezirksamt beschäftigt. Ende März 2020 ordnete ihr Dienstherr 

an, dass sie bis zum 17.04.2020 Dienst im Home-Office zu leisten habe. 

Die Entscheidung sei aus Fürsorgegründen geboten, weil sie aufgrund 

ihres Lebensalters dem erhöhten Risiko einer 

COVID-19-Erkrankung ausgesetzt sei. Sie solle sich telefonisch für die 

Dienststelle zur Verfügung halten. Ihr würden bei Anfall Arbeitsaufträge 

zur häuslichen Bearbeitung übertragen. 

Die Antragstellerin sieht keine Rechtsgrundlage für die Anordnung des 

Home-Office. Die innerbehördliche Regelung sehe lediglich vor, dass 

Home-Office auf Antrag des jeweiligen Beschäftigten angeordnet wer-

den könne; einen solchen Antrag habe sie aber nicht gestellt. Das VG 

Berlin hat den Eilantrag zurückgewiesen. Die Antragstellerin müsse die 

getroffene organisatorische Maßnahme jedenfalls für einen begrenzten 

Zeitraum hinnehmen. Sie verletzte den Anspruch auf amtsangemes-

sene Beschäftigung nicht, weil durch die Anordnung lediglich der Ort 

ihres Einsatzes und gegebenenfalls die konkreten Aufgaben für drei 

Wochen verändert würden. Selbst wenn sie weder über die erforderli-

che Technik (zum Beispiel einen Arbeitscomputer oder ein Diensthandy) 

verfügen sollte, führe dies noch nicht zu einer unzulässigen Trennung 

von Amt und Funktion. Denn in dem befristeten Zeitraum verbleibe ihr 

die übertragene Funktion, und sie werde auch erkennbar nicht aus dem 

Dienst herausgedrängt oder zu einer Untätigkeit in perspektivlosem Zu-

warten genötigt. 

In der Abwägung zwischen der Erfüllung der Fürsorgepflicht und dem 

Anspruch auf amtsangemessene Beschäftigung dürfe der Dienstherr je-

denfalls für einen kurzen Zeitraum von drei Wochen angesichts der 

durch die Pandemie bestehenden Ausnahmesituation in Kauf nehmen, 

dass sich die amtsangemessene Beschäftigung auf eine bloße Rufbe-

reitschaft und Übertragung einzelner Aufgaben im Home-Office be-

schränkt, so das VG.Gegen den Beschluss kann Beschwerde beim Ober-

verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg eingelegt werden.  

 

Verwaltungsgericht Berlin, Beschluss vom 14.04.2020, VG 28 L 119/20 

 

Cannabis-Konsum schließt Arbeitsunfall nicht aus 

Ein versicherter Wegeunfall ist nicht dadurch generell ausgeschlossen, 

dass der Versicherte Cannabis konsumiert hat. Dies hat das Sozialgericht 

(SG) Osnabrück entschieden. 

Der Kläger erlitt auf dem direkten Weg von seinem Wohnort zum Be-

schäftigungsort einen Verkehrsunfall. Er war mit einem E-Fahrrad un-

terwegs. Bei einer Straßenüberquerung übersah er einen von rechts 

kommenden Pkw. Dieser konnte nicht mehr rechtzeitig bremsen. Der 

Kläger schlug mit dem Körper auf die Windschutzscheibe des Pkw auf. 

Im Zuge des Ermittlungsverfahrens gab er an, dass er am Abend vor 

dem Unfall zwischen 20.00 und 22.00 Uhr eine Cannabis-Zigarette ge-

raucht habe. Er habe regelmäßig Cannabis geraucht. Die Wirkung halte 

bei ihm aber nur wenige Stunden an, sodass er am nächsten Morgen 

nicht mehr unter Einfluss der Droge gestanden habe. Er habe das von 

rechts kommende Auto schlicht übersehen. 

Die beklagte Berufsgenossenschaft lehnte eine Anerkennung des Un-

falls als Arbeitsunfall ab. Allein aufgrund des nachgewiesenen THC-

Werts von zehn ng/ml im Serum sei von einem drogenbedingten 

Fehlverhalten auszugehen. 

Dieser Einschätzung hat sich das SG Osnabrück nicht angeschlossen. Ein 

verbotswidriges Handeln schließe den Schutz der gesetzlichen Unfall-

versicherung nicht grundsätzlich aus, so das Gericht. Auch das so ge-

nannte Rechtsinstitut der selbstgeschaffenen Gefahr greife vorliegend 

nicht ein. Denn für Cannabis gebe es im Unterschied zu Alkohol keine 

gesicherte Dosis-Wirkung-Beziehung und damit auch keinen Wert für 

eine absolute Fahruntüchtigkeit. Allein aufgrund der Blutuntersuchung 

nach dem Unfall lasse sich deshalb keine konkrete Beeinträchtigung 

der Wegefähigkeit nachweisen; auch reiche allein ein objektiv riskantes 

Verhalten nicht aus. Vielmehr müssten daher auch bei einem nachge-

wiesenen THC-Wert von zehn ng/ml im Serum immer Beweiszeichen 

vorliegen, die es nahelegen, dass der Versicherte zum Unfallzeitpunkt  

und Erben
amilie 

Nießbrauchrecht an land- und forstwirtschaftlichem 
Betrieb ist kkein erbschaftsteuerlich begünstigtes
Vermögen 

Für den Erwerb eines Nießbrauchrechts an einem land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieb können die erbschaftsteuerlichen Begünstigun-

gen für Betriebsvermögen (Verschonungsabschlag und Freibetrag) 

nicht in Anspruch genommen werden. Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Münster entschieden.

Die Klägerin war Alleinerbin ihres Ehemannes. Zum Nachlass gehörte 

unter anderem ein Nießbrauchrecht an einem land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieb. Diesen Betrieb hatte der Ehemann der Klägerin 

TJahr vor seinem Tood seinem Sohn übertragen und sich dabei an dem 

Hof und dem dazugehörigen Grundvermögen auf Lebensdauer einen 

unentgeltlichen Nießbrauch vorbehalten. Nach dem Übertragungs-

vertrag sollte nach dem Ableben des Ehemannes das Nießbrauchrecht 

der Klägerin auf deren Lebenszeit zustehen. In der Erbschaftsteuerer-

klärung setzte die Klägerin das Nießbrauchrecht als begünstigtes land- 

und forstwirtschaftliches Vermögen an.

Der Beklagte folgte der Auffassung der Klägerin nicht und unterwarf 

den Erwerb des Nießbrauchrechts an dem land- und forstwirtschaftli-

chen Betrieb und dem Grundvermögen im Erbschaftsteuerbescheid in 

vollem Umfang der Erbschaftsteuer.

Die hiergegen erhobene Klage hat das FG Münster abgewiesen. Auch 

wenn ein Nießbraucher ertragsteuerlich als Mitunternehmer des land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebs anzusehen sei, bedeute dies nicht, 

dass das Nießbrauchrecht auch erbschaftsteuerlich begünstigt sei. Da 

es seit der gesetzlichen Neuregelung der erbschaftsteuerlichen Be-

günstigungsvorschriften zum 01.01.2009 nur noch auf die bewertungs-

rechtliche Definition des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 

ankomme, sei nach bewertungsrechtlichen und nicht nach ertragsteu-

erlichen Grundsätzen zu bestimmen, ob begünstigungsfähiges land- 

und forstwirtschaftliches Vermögen vorliege. Ein Nießbrauchrecht 

stelle zivilrechtlich ein Nutzungsrecht dar. Nutzungsrechte gehörten 

nach den einschlägigen gesetzlichen Regelungen nicht zum land- und 

Rentenversicherung: Anspruch gegen Bank auf Rück-
Tüberweisung nach Tood des Empfängers überzahlter 

Renten erlischt nicht durch Konto-Auflösung

Der Anspruch eines Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung gegen 

Teine Bank auf Rücküberweisung von nach dem Tood eines Versicherten 

überzahlten Renten erlischt nicht durch die Auflösung des Kontos des 

Rentenempfängers. Dies stellt der Große Senat des Bundessozialge-

richts (BSG) klar.

Ausgangspunkt des Verfahrens war ein Vorlagebeschluss des 5. Senats 

om 17des BSG v 7..8.2017 (B 5 R 26/14 R). Dieser beabsichtigte, von ei-

nem Urteil des 13. Senats vom 24.2.2016 (B 13 R 22/15 R) abzuwei-

chen. Während der 5. Senat die Auffassung vertrat, die Rücküberwei-

sung von zu Unrecht erbrachten Rentenleistungen könne nur erfolgen, 

wenn das Rentenzahlkonto noch vorhanden sei, hatte der 13. Senat 

in seinem Urteil die Ansicht vertreten, die Auflösung des Kontos führe 

nicht zum Untergang des Rücküberweisungsanspruchs.

Der Große Senat hat die Vorlagefrage unter Verweis auf Wortlaut, 

Entstehungsgeschichte sowie Sinn und Zweck der maßgeblichen Re-

gelung (§ 118 Absatz 3 Sozialgesetzbuch VI – SGB VI) im Sinne des 13. 

Senats beantwortet. Die Verpflichtung eines Geldinstituts, Geldleis-

tungen zurückzuzahlen, die auf ein Konto eines Empfängers bei ihm 

überwiesen wurden, setzt danach nicht zwingend den Fortbestand des 

Empfängerkontos beim Geldinstitut voraus. Der Gesetzgeber habe bei 

Schaffung des § 118 Absatz 3 SGB VI Fallgestaltungen, in denen das 

TGeldinstitut Kenntnis vom Tood des Rentenempfängers hat, nicht nur 

dem Risikobereich der Rentenversicherungsträger zuweisen wollen, 

sondern unter anderem auch jenem des kontoführenden Geldinstituts, 

so der Große Senat.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 20.02.2019, GS 1/18

Geerbte landwirtschaftliche Grundstücke: 
Zur Bodengewinnbesteuerung bei Veräußerung

Grundstücke eines vom Rechtsvorgänger übernommenen land- und 

Ehe, F

 

forstwirtschaftlichen Vermögen im bewertungsrechtlichen Sinn.

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 29.11.2019, 3 K 3014/16 Erb

forstwirtschaftlichen Betriebs verbleiben bis zur Veräußerung im Be-

triebsvermögen, wenn keine eindeutige und unmissverständliche Be-

triebsaufgabeerklärung abgegeben wird. Dies hat das Finanzgericht 
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(FG) Baden-Württemberg entschieden. Etwaige Zweifel 

triebsaufgabe gingen zulasten des Steuerpflichtigen. Gege

wurde Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt (VI B 31/18)

Die Klägerin hatte 2007 landwirtschaftlich genutzte Grun

äußert, die sie bereits 1942 von ihrem Großvater geerbt h

zuletzt verpachtet waren. In der unter Mitwirkung eines 

ters gefertigten Einkommensteuererklärung der Klägerin

1963 war bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtscha
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in der Regel dem Eigentümer der Grundstücke und der sonstigen Be-

triebsmittel. Dies gelte selbst dann, wenn der Eigentümer den Betrieb 

nicht selbst führe, sondern durch einen Dritten, zum Beispiel einen 

erwalterV r,, bewirtschaften lasse. Der Zurechnung an die Klägerin stehe 

daher nicht entgegen, dass sie zum Zeitpunkt des Erbfalls (1942) noch 

minderjährig gewesen sei, seit 1957 weitgehend in Spanien gelebt 

habe und der Betrieb nicht von der Klägerin selbst, sondern durch ihre 

Mutter geführt worden sei.

Der von der Klägerin übernommene land- und fortwirtschaftliche Be-

trieb sei nicht aufgegeben worden. Sie habe insbesondere im Rahmen 

der Einkommensteuererklärung für 1963 keine eindeutige und un-

missverständliche Betriebsaufgabeerklärung abgegeben. Mit dem Ver-

merk „Ab 1963 keine eigene Landwirtschaft mehr. Nur Verpachtung.“ 

Thabe sie nur die Taatsache mitgeteilt, dass sie ihre landwirtschaftlichen 

Grundstücke ab 1963 nicht mehr selbst bewirtschafte, sondern nur 

noch verpachte. Unter Berücksichtigung des im November 1963 er-

gangenen Urteils des Großen Senats des BFH GrS 1/63 S zum Wahl-

recht bei der Betriebsverpachtung spreche insoweit einiges dafür, dass 

bei dem Ausdruck „keine eigene Landwirtschaft mehr“ die Betonung 

auf dem Adjektiv „eigene“ liege und dem Finanzamt mitgeteilt werden 

sollte, dass ab 1963 Landwirtschaft „in der (anderen) Form der Ver-

pachtung“ erfolge. Hätte die Klägerin unter Mitwirkung ihres Steuer-

beraters zum Ausdruck bringen wollen, dass sie den Betrieb verpachtet 

habe, weil sie ihn aufgeben wolle, dann wäre die Verwendung des Wor-

tes „eigene“ überflüssig und missverständlich gewesen.

Eine Betriebsaufgabeerklärung ergebe sich auch nicht aus den von 

der Klägerin als Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erklärten 

Pachteinnahmen. Zum einen stelle die Erfassung der Pachteinnah-

men bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung nicht außer 

Zweifel, dass der Steuerpflichtige tatsächlich eine außerbetriebliche 

Nutzung des bisherigen Betriebes und damit die endgültige Aufgabe 

wolle. Zum anderen habe die Klägerin – bei genauer Betrachtung der 

Eintragung in dem damaligen Erklärungsformular – Einkünfte aus der 

„Verpachtung eines landwirtschaftlichen Betriebs“ erklärt.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 09.02.2018, 13 K 

3773/16

1963 war bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtscha

„Ab 1963 keine eigene Landwirtschaft mehr. Nur Verpach

Betriebsaufgabegewinn erklärte die Klägerin in der Einko

ererklärung 1963 nicht. Dort war unter „Veräußerungs

Sinn des § 14 Einkommensteuergesetz (EStG) laut beige

rung“ ein Leerzeichen eingetragen und auch keine Anlag

Als „Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung … vo

unbeweglichen Vermögen (zum Beispiel aus Verpachtung

wirtschaftlichen Betriebs) …“ hatte die Klägerin die Pach

erklärt. Nach der Veräußerung der Grundstücke im Jahr 2

das beklagte Finanzamt im Anschluss an eine Außenprüf

fassung, dass die Grundstücke bis zur Veräußerung zu eine

schaftlichen Betriebsvermögen der Klägerin gehört hätten

Veräußerung der so genannten Bodengewinnbesteuerung

Die hiergegen erhobene Klage wies das FG ab. Die veräuße

stücke seien bis zur Veräußerung Bestandteil des Betrieb

des landwirtschaftlichen Betriebs der Klägerin gewesen

Gesamtrechtsnachfolgerin ihres Großvaters übernomme

landwirtschaftliche Betrieb sei nicht im Rahmen der E

steuererklärung für 1963 aufgegeben worden. Das Bes

landwirtschaftlichen Betriebes und die Zurechnung der E

Land- und Forstwirtschaft setzten nicht voraus, dass de

haber selbst aktiv in der Landwirtschaft tätig werde. Der 

gerseite (bildhaft) betonte Umstand, weder der Großva

TKlägerin seien jemals „mit einem Trrecker über den Acke

oder hätten eine „Mistgabel in der Hand gehalten“, sei ste

nicht erheblich.

Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft seien demje

rechnen, auf dessen Rechnung und Gefahr der Betrieb ge

Das sei derjenige, dem die Nutzungen des land- und fors

lichen Vermögens, insbesondere des Grund und Bodens
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Home-Office verstößt nicht gegen amtsangemessene  

Beschäftigung 

Der Anspruch von Beamten auf amtsangemessene Beschäftigung wird 

nicht durch die Anordnung verletzt, vorübergehend Dienst im Home-

Office zu leisten. Das hat das Verwaltungsgericht (VG) Berlin in einem 

Eilverfahren entschieden. 

Die über 60-jährige Antragstellerin ist als Amtsinspektorin bei einem 

Berliner Bezirksamt beschäftigt. Ende März 2020 ordnete ihr Dienstherr 

an, dass sie bis zum 17.04.2020 Dienst im Home-Office zu leisten habe. 

Die Entscheidung sei aus Fürsorgegründen geboten, weil sie aufgrund 

ihres Lebensalters dem erhöhten Risiko einer 

COVID-19-Erkrankung ausgesetzt sei. Sie solle sich telefonisch für die 

Dienststelle zur Verfügung halten. Ihr würden bei Anfall Arbeitsaufträge 

zur häuslichen Bearbeitung übertragen. 

Die Antragstellerin sieht keine Rechtsgrundlage für die Anordnung des 

Home-Office. Die innerbehördliche Regelung sehe lediglich vor, dass 

Home-Office auf Antrag des jeweiligen Beschäftigten angeordnet wer-

den könne; einen solchen Antrag habe sie aber nicht gestellt. Das VG 

Berlin hat den Eilantrag zurückgewiesen. Die Antragstellerin müsse die 

getroffene organisatorische Maßnahme jedenfalls für einen begrenzten 

Zeitraum hinnehmen. Sie verletzte den Anspruch auf amtsangemes-

sene Beschäftigung nicht, weil durch die Anordnung lediglich der Ort 

ihres Einsatzes und gegebenenfalls die konkreten Aufgaben für drei 

Wochen verändert würden. Selbst wenn sie weder über die erforderli-

che Technik (zum Beispiel einen Arbeitscomputer oder ein Diensthandy) 

verfügen sollte, führe dies noch nicht zu einer unzulässigen Trennung 

von Amt und Funktion. Denn in dem befristeten Zeitraum verbleibe ihr 

die übertragene Funktion, und sie werde auch erkennbar nicht aus dem 

Dienst herausgedrängt oder zu einer Untätigkeit in perspektivlosem Zu-

warten genötigt. 

In der Abwägung zwischen der Erfüllung der Fürsorgepflicht und dem 

Anspruch auf amtsangemessene Beschäftigung dürfe der Dienstherr je-

denfalls für einen kurzen Zeitraum von drei Wochen angesichts der 

durch die Pandemie bestehenden Ausnahmesituation in Kauf nehmen, 

dass sich die amtsangemessene Beschäftigung auf eine bloße Rufbe-

reitschaft und Übertragung einzelner Aufgaben im Home-Office be-

schränkt, so das VG.Gegen den Beschluss kann Beschwerde beim Ober-

verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg eingelegt werden.  

 

Verwaltungsgericht Berlin, Beschluss vom 14.04.2020, VG 28 L 119/20 

 

Cannabis-Konsum schließt Arbeitsunfall nicht aus 

Ein versicherter Wegeunfall ist nicht dadurch generell ausgeschlossen, 

dass der Versicherte Cannabis konsumiert hat. Dies hat das Sozialgericht 

(SG) Osnabrück entschieden. 

Der Kläger erlitt auf dem direkten Weg von seinem Wohnort zum Be-

schäftigungsort einen Verkehrsunfall. Er war mit einem E-Fahrrad un-

terwegs. Bei einer Straßenüberquerung übersah er einen von rechts 

kommenden Pkw. Dieser konnte nicht mehr rechtzeitig bremsen. Der 

Kläger schlug mit dem Körper auf die Windschutzscheibe des Pkw auf. 

Im Zuge des Ermittlungsverfahrens gab er an, dass er am Abend vor 

dem Unfall zwischen 20.00 und 22.00 Uhr eine Cannabis-Zigarette ge-

raucht habe. Er habe regelmäßig Cannabis geraucht. Die Wirkung halte 

bei ihm aber nur wenige Stunden an, sodass er am nächsten Morgen 

nicht mehr unter Einfluss der Droge gestanden habe. Er habe das von 

rechts kommende Auto schlicht übersehen. 

Die beklagte Berufsgenossenschaft lehnte eine Anerkennung des Un-

falls als Arbeitsunfall ab. Allein aufgrund des nachgewiesenen THC-

Werts von zehn ng/ml im Serum sei von einem drogenbedingten 

Fehlverhalten auszugehen. 

Dieser Einschätzung hat sich das SG Osnabrück nicht angeschlossen. Ein 

verbotswidriges Handeln schließe den Schutz der gesetzlichen Unfall-

versicherung nicht grundsätzlich aus, so das Gericht. Auch das so ge-

nannte Rechtsinstitut der selbstgeschaffenen Gefahr greife vorliegend 

nicht ein. Denn für Cannabis gebe es im Unterschied zu Alkohol keine 

gesicherte Dosis-Wirkung-Beziehung und damit auch keinen Wert für 

eine absolute Fahruntüchtigkeit. Allein aufgrund der Blutuntersuchung 

nach dem Unfall lasse sich deshalb keine konkrete Beeinträchtigung 

der Wegefähigkeit nachweisen; auch reiche allein ein objektiv riskantes 

Verhalten nicht aus. Vielmehr müssten daher auch bei einem nachge-

wiesenen THC-Wert von zehn ng/ml im Serum immer Beweiszeichen 

vorliegen, die es nahelegen, dass der Versicherte zum Unfallzeitpunkt 
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rauschmittelbedingt zu einer zweckgerichteten Absolvierung des Weges 

nicht mehr imstande gewesen ist. Hierfür trage die Beklagte die Be-

weislast. 

Eine konkrete Beeinträchtigung des Klägers durch den Drogenkonsum 

im Unfallzeitpunkt habe sich aber nicht feststellen lassen. Zwar habe 

sich dieser nicht an die Straßenverkehrsordnung gehalten, da er die 

Straße überquert habe, ohne ausreichend auf den von rechts kommen-

den Verkehr zu achten. Dabei handele es sich aber zur Überzeugung 

des Gerichts um kein klares Anzeichen für eine drogenbedingte Fahr-

untüchtigkeit. Vielmehr könne eine solche Unachtsamkeit auch ohne 

Drogeneinfluss geschehen. Hierzu hat das Gericht darauf hingewiesen, 

dass es nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts auch nicht 

den Versicherungsschutz beendet, wenn ein Versicherter aus bloßer 

Unachtsamkeit die Fahrspur wechselt oder fahrlässig auf die Gegen-

fahrbahn gerät. Über den Verkehrsverstoß hinaus hätten weder die Zeu-

gen noch die Notärzte irgendwie geartete drogenbedingte Anzeichen 

angegeben beziehungsweise festgestellt. 

 

Sozialgericht Osnabrück, Urteil vom 07.02.2019, S 19 U 40/18, rechts-

kräftig 

 

Fachrichtungswechsel nach viertem Semester:  

BAföG-Leistungen an besondere Voraussetzungen gebunden 

Wechseln Studierende nach dem Beginn des vierten Fachsemesters die 

Fachrichtung, können Leistungen nach dem Bundesausbildungsförde-

rungsgesetz (BAföG) grundsätzlich nur dann bewilligt werden, wenn 

Ausbildungszeiten aus der bisherigen Ausbildung durch die hierfür zu-

ständige Stelle der Hochschule angerechnet worden sind. Dies hat das 

Bundesverwaltungsgericht 

(BVerwG) entschieden. 

Die Klägerin war vom Wintersemester 2013/2014 bis einschließlich 

Sommersemester 2015 im Bachelorstudiengang Combined Studies mit 

den Fächern Sachunterricht (Biologie) und Katholische Theologie ein-

geschrieben. Für dieses Lehramtsstudium erhielt sie wie beantragt Aus-

bildungsförderung vom Förderungsamt der Beklagten. Zum Winter - 

semester 2015/16 wechselte sie von dem Teilstudiengang Katholische 

Theologie zu dem Teilstudiengang Germanistik. Die Beklagte lehnte die 

Förderung des Studiums in der neuen Fächerkombination ab. Nach er-

folgloser Klage vor dem Verwaltungsgericht verpflichtete das Oberver-

waltungsgericht (OVG) die Beklagte, der Klägerin für den streitigen 

Zeitraum von Oktober 2015 bis September 2016 Ausbildungsförderung 

in gesetzlicher Höhe zu gewähren. 

Auf die Revision der Beklagten hat das BVerwG die Entscheidung des 

OVG aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung zurückver-

wiesen. Für Studierende sei ein Fachrichtungswechsel grundsätzlich nur 

aus wichtigem Grund bis zum Beginn des vierten Fachsemesters för-

derungsunschädlich (§ 7 Absatz 3 Satz 1 BAföG). Bei einem späteren 

Wechsel sei zu prüfen, ob die zeitliche Grenze aufgrund einer Anrech-

nung von Semestern aus der ursprünglich betriebenen Fachrichtung 

eingehalten ist. Nach dem eindeutigen Wortlaut des § 7 Absatz 3 Satz 

5 BAföG könnten bei dieser Prüfung Semester nur dann abgezogen 

werden, wenn sie durch die Ausbildungsstätte, das heißt die hierfür zu-

ständige Stelle der Hochschule, tatsächlich auf den neuen Studiengang 

angerechnet worden sind. Die fehlende Anrechnung der Hochschule 

könne entgegen der Auffassung des OVG nicht durch das Förderungs-

amt oder das Gericht ersetzt werden. 

Durchgreifende verfassungsrechtliche Bedenken hiergegen bestehen 

nach Ansicht des BVerwG nicht. In einem solchen Fall könne nur dann 

weitergefördert werden, wenn Studierende die Fachrichtung aus einem 

unabweisbaren Grund gewechselt hätten. Ein solcher Grund könne auch 

dann vorliegen, wenn das bisherige Studium auf einen Beruf in einem 

kirchen- und verkündigungsnahen Bereich abzielt, dessen künftige Aus-

übung wegen einer geänderten religiösen Überzeugung unmöglich 

oder mit Blick auf die negative Glaubensfreiheit unzumutbar geworden 

ist. Dies mache die Klägerin geltend. Weil das OVG ausgehend von sei-

nem Rechtsstandpunkt hierzu keine ausreichenden Tatsachen festge-

stellt habe, habe das BVerwG die Sache zurückverwiesen. 

 

Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 06.02.2020, BVerwG 5 C 10.18
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Nießbrauchrecht an land- und forstwirtschaftlichem 
Betrieb ist kkein erbschaftsteuerlich begünstigtes
Vermögen 

Für den Erwerb eines Nießbrauchrechts an einem land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieb können die erbschaftsteuerlichen Begünstigun-

gen für Betriebsvermögen (Verschonungsabschlag und Freibetrag) 

nicht in Anspruch genommen werden. Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Münster entschieden.

Die Klägerin war Alleinerbin ihres Ehemannes. Zum Nachlass gehörte 

unter anderem ein Nießbrauchrecht an einem land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieb. Diesen Betrieb hatte der Ehemann der Klägerin 

TJahr vor seinem Tood seinem Sohn übertragen und sich dabei an dem 

Hof und dem dazugehörigen Grundvermögen auf Lebensdauer einen 

unentgeltlichen Nießbrauch vorbehalten. Nach dem Übertragungs-

vertrag sollte nach dem Ableben des Ehemannes das Nießbrauchrecht 

der Klägerin auf deren Lebenszeit zustehen. In der Erbschaftsteuerer-

klärung setzte die Klägerin das Nießbrauchrecht als begünstigtes land- 

und forstwirtschaftliches Vermögen an.

Der Beklagte folgte der Auffassung der Klägerin nicht und unterwarf 

den Erwerb des Nießbrauchrechts an dem land- und forstwirtschaftli-

chen Betrieb und dem Grundvermögen im Erbschaftsteuerbescheid in 
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ankomme, sei nach bewertungsrechtlichen und nicht nach ertragsteu-
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und forstwirtschaftliches Vermögen vorliege. Ein Nießbrauchrecht 

stelle zivilrechtlich ein Nutzungsrecht dar. Nutzungsrechte gehörten 

nach den einschlägigen gesetzlichen Regelungen nicht zum land- und 

Rentenversicherung: Anspruch gegen Bank auf Rück-
Tüberweisung nach Tood des Empfängers überzahlter 

Renten erlischt nicht durch Konto-Auflösung

Der Anspruch eines Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung gegen 
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richts (BSG) klar.

Ausgangspunkt des Verfahrens war ein Vorlagebeschluss des 5. Senats 

om 17des BSG v 7..8.2017 (B 5 R 26/14 R). Dieser beabsichtigte, von ei-

nem Urteil des 13. Senats vom 24.2.2016 (B 13 R 22/15 R) abzuwei-
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gelung (§ 118 Absatz 3 Sozialgesetzbuch VI – SGB VI) im Sinne des 13. 
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dem Risikobereich der Rentenversicherungsträger zuweisen wollen, 

sondern unter anderem auch jenem des kontoführenden Geldinstituts, 

so der Große Senat.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 20.02.2019, GS 1/18

Geerbte landwirtschaftliche Grundstücke: 
Zur Bodengewinnbesteuerung bei Veräußerung

Grundstücke eines vom Rechtsvorgänger übernommenen land- und 

Ehe, F

 

forstwirtschaftlichen Vermögen im bewertungsrechtlichen Sinn.

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 29.11.2019, 3 K 3014/16 Erb

forstwirtschaftlichen Betriebs verbleiben bis zur Veräußerung im Be-

triebsvermögen, wenn keine eindeutige und unmissverständliche Be-

triebsaufgabeerklärung abgegeben wird. Dies hat das Finanzgericht 
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in der Regel dem Eigentümer der Grundstücke und der sonstigen Be-

triebsmittel. Dies gelte selbst dann, wenn der Eigentümer den Betrieb 

nicht selbst führe, sondern durch einen Dritten, zum Beispiel einen 

erwalterV r,, bewirtschaften lasse. Der Zurechnung an die Klägerin stehe 

daher nicht entgegen, dass sie zum Zeitpunkt des Erbfalls (1942) noch 

minderjährig gewesen sei, seit 1957 weitgehend in Spanien gelebt 

habe und der Betrieb nicht von der Klägerin selbst, sondern durch ihre 

Mutter geführt worden sei.

Der von der Klägerin übernommene land- und fortwirtschaftliche Be-

trieb sei nicht aufgegeben worden. Sie habe insbesondere im Rahmen 

der Einkommensteuererklärung für 1963 keine eindeutige und un-

missverständliche Betriebsaufgabeerklärung abgegeben. Mit dem Ver-

merk „Ab 1963 keine eigene Landwirtschaft mehr. Nur Verpachtung.“ 

Thabe sie nur die Taatsache mitgeteilt, dass sie ihre landwirtschaftlichen 

Grundstücke ab 1963 nicht mehr selbst bewirtschafte, sondern nur 

noch verpachte. Unter Berücksichtigung des im November 1963 er-

gangenen Urteils des Großen Senats des BFH GrS 1/63 S zum Wahl-

recht bei der Betriebsverpachtung spreche insoweit einiges dafür, dass 

bei dem Ausdruck „keine eigene Landwirtschaft mehr“ die Betonung 

auf dem Adjektiv „eigene“ liege und dem Finanzamt mitgeteilt werden 

sollte, dass ab 1963 Landwirtschaft „in der (anderen) Form der Ver-

pachtung“ erfolge. Hätte die Klägerin unter Mitwirkung ihres Steuer-

beraters zum Ausdruck bringen wollen, dass sie den Betrieb verpachtet 

habe, weil sie ihn aufgeben wolle, dann wäre die Verwendung des Wor-

tes „eigene“ überflüssig und missverständlich gewesen.

Eine Betriebsaufgabeerklärung ergebe sich auch nicht aus den von 

der Klägerin als Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erklärten 

Pachteinnahmen. Zum einen stelle die Erfassung der Pachteinnah-

men bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung nicht außer 

Zweifel, dass der Steuerpflichtige tatsächlich eine außerbetriebliche 

Nutzung des bisherigen Betriebes und damit die endgültige Aufgabe 

wolle. Zum anderen habe die Klägerin – bei genauer Betrachtung der 

Eintragung in dem damaligen Erklärungsformular – Einkünfte aus der 

„Verpachtung eines landwirtschaftlichen Betriebs“ erklärt.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 09.02.2018, 13 K 

3773/16

1963 war bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtscha

„Ab 1963 keine eigene Landwirtschaft mehr. Nur Verpach

Betriebsaufgabegewinn erklärte die Klägerin in der Einko

ererklärung 1963 nicht. Dort war unter „Veräußerungs

Sinn des § 14 Einkommensteuergesetz (EStG) laut beige

rung“ ein Leerzeichen eingetragen und auch keine Anlag

Als „Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung … vo

unbeweglichen Vermögen (zum Beispiel aus Verpachtung

wirtschaftlichen Betriebs) …“ hatte die Klägerin die Pach

erklärt. Nach der Veräußerung der Grundstücke im Jahr 2

das beklagte Finanzamt im Anschluss an eine Außenprüf

fassung, dass die Grundstücke bis zur Veräußerung zu eine

schaftlichen Betriebsvermögen der Klägerin gehört hätten

Veräußerung der so genannten Bodengewinnbesteuerung

Die hiergegen erhobene Klage wies das FG ab. Die veräuße

stücke seien bis zur Veräußerung Bestandteil des Betrieb

des landwirtschaftlichen Betriebs der Klägerin gewesen

Gesamtrechtsnachfolgerin ihres Großvaters übernomme

landwirtschaftliche Betrieb sei nicht im Rahmen der E

steuererklärung für 1963 aufgegeben worden. Das Bes

landwirtschaftlichen Betriebes und die Zurechnung der E

Land- und Forstwirtschaft setzten nicht voraus, dass de

haber selbst aktiv in der Landwirtschaft tätig werde. Der 

gerseite (bildhaft) betonte Umstand, weder der Großva

TKlägerin seien jemals „mit einem Trrecker über den Acke

oder hätten eine „Mistgabel in der Hand gehalten“, sei ste

nicht erheblich.

Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft seien demje

rechnen, auf dessen Rechnung und Gefahr der Betrieb ge

Das sei derjenige, dem die Nutzungen des land- und fors

lichen Vermögens, insbesondere des Grund und Bodens
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Bebautes Grundstück: Anleitung zur Aufteilung des Gesamtkauf-

preises auf den Seiten des BMF 

Die obersten Finanzbehörden von Bund und Ländern stellen eine Ar-

beitshilfe und Anleitung zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für ein 

bebautes Grundstück (Stand: März 2020) zur Verfügung. Die Arbeitshilfe 

und Anleitungen stehen auf den Seiten des Bundesfinanzministeriums 

(BMF – www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik "Steuern" 

zum Download bereit. 

Zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage für Absetzungen für Abnut-

zung von Gebäuden (§ 7 Absatz 4 bis 5a Einkommensteuergesetz) sei 

es in der Praxis häufig erforderlich, einen Gesamtkaufpreis für ein be-

bautes Grundstück auf das Gebäude, das der Abnutzung unterliegt, 

sowie den nicht abnutzbaren Grund und Boden aufzuteilen, erläutert 

das BMF. Nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung sei ein Gesamt-

kaufpreis für ein bebautes Grundstück nicht nach der so genannten 

Restwertmethode, sondern nach dem Verhältnis der Verkehrswerte 

oder Teilwerte auf den Grund und Boden einerseits sowie das Gebäude 

andererseits aufzuteilen (vgl. Bundesfinanzhof, Urteil vom 10.10.2000, 

IX R 86/97). 

Die als xlsx-Datei zur Verfügung gestellte Arbeitshilfe ermöglicht es laut 

BMF, unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung in 

einem typisierten Verfahren entweder eine Kaufpreisaufteilung selbst 

vorzunehmen oder die Plausibilität einer vorliegenden Kaufpreisauftei-

lung zu prüfen. Zusätzlich stehe eine Anleitung für die Berechnung zur 

Aufteilung eines Grundstückskaufpreises zur Verfügung. 

 

Bundesfinanzministerium, PM vom 02.04.2020 

 

Anwohner müssen Lebensäußerungen von Kranken  

und Behinderten hinnehmen 

Wer in der Nähe eines Pflegeheims wohnt, muss Lebensäußerungen 

von Kranken und Behinderten hinnehmen. Dies hat das Oberverwal-

tungsgericht (OVG) Nordrhein-Westfalen entschieden und mit einem 

Eilbeschluss die Beschwerde von Anwohnern des Pflegeheims St. Au-

gustinus in Essen gegen die Ablehnung ihres Eilantrags durch das Ver-

waltungsgericht (VG) Gelsenkirchen zurückgewiesen. 

Die Nachbarn hatten sich gegen die Vollziehung der Baugenehmigung 

der Stadt Essen für einen Anbau gewandt, insbesondere mit der Be-

gründung, dass die schon derzeit mit der Nutzung des Pflegeheims ver-

bundene, ganz enorme 

"Geräuschkulisse" näher an ihr Grundstück heranrücke. In einer ersten 

Entscheidung hatte das VG Gelsenkirchen dem Antrag noch entspro-

chen, ihn dann aber abgelehnt. Das OVG hebt hervor, dass die Nutzung 

des Pflegeheims baurechtlich als Wohnnutzung zu qualifizieren sei und 

es sich von selbst verstehe, dass die Lautäußerungen von kranken oder 

behinderten Bewohnern, auch wenn sie auf einem benachbarten 

Grundstück deutlich wahrgenommen werden könnten, keine schädli-

chen Umwelteinwirkungen seien beziehungsweise nicht zu einem Ver-

stoß gegen das baurechtliche Rücksichtnahmegebot führen könnten. 

Aus diesem Grund könne es für den Ausgang des Rechtsstreits auch 

nicht auf die Rechtmäßigkeit oder Bestimmtheit der nachträglich der 

Baugenehmigung beigefügten Nebenbestimmungen zur Einhaltung be-

stimmter Immissionswerte oder zu der Verpflichtung, bei 

"außergewöhnlichen Lärmereignissen in den Zimmern", die dem 

Grundstück der Antragsteller zugewandt seien, die Fenster geschlossen 

zu halten, ankommen. Im Übrigen ließen sich Beeinträchtigungen in 

den von den Antragstellern entwickelten Szenarien, etwa Einsätze von 

Rettungswagen oder gar von Helikoptern, die nach Bewohnern suchten, 

die sich verirrt hätten, nicht in einer Baugenehmigung regeln und seien 

von jedermann und auch von den Nachbarn eines Pflegeheims als so-

zialadäquate Auswirkungen von Maßnahmen zur Gefahrenabwehr be-

ziehungsweise zur Rettung von Personen hinzunehmen. Der Beschluss 

ist unanfechtbar. Oberverwaltungsgericht 

 

Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 30.03.2020, 10 B 312/20, unan-

fechtbar 

 

Jobcenter muss nicht für Sanierung eines Segelbootes zahlen 

Das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) hat entschieden, 

dass Instandhaltungs- und Reparaturkosten nur für selbstbewohntes 

Wohneigentum übernommen werden können. Andere Unterkunftsfor-

men wie Boote gehören nicht dazu. Geklagt hatte ein 61-jähriger Hartz-
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Jobcenter muss nicht für Sanierung eines Segelbootes zahlen 

Das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) hat entschieden, 

dass Instandhaltungs- und Reparaturkosten nur für selbstbewohntes 

Wohneigentum übernommen werden können. Andere Unterkunftsfor-
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IV-Empfänger aus Bremen, der vor einigen Jahren ein Segelboot für 

6.000 Euro – laut Vertrag – gekauft hatte. Das Boot liegt im Hafen und 

befindet sich in sanierungsbedürftigem Zustand. 

Nach Angaben des Klägers, der ohne festen Wohnsitz gemeldet ist, 

dient ihm das Boot als Unterkunft. Beim Jobcenter beantragte der Mann 

die Übernahme der Kosten eines Dieselofens für den nahenden Winter. 

Bisher beheize er die Kajüte seines Bootes mit einem Petroleumofen, 

der jedoch nicht für den Dauereinsatz vorgesehen sei. Die Sauerstoff-

zufuhr sei unzureichend und es bestehe Vergiftungsgefahr. Die Kosten 

von rd. 2.700 Euro könne er nicht selbst aufbringen, da er nur zeitweise 

geringe Einnahmen als Taxifahrer habe. Nach einem Hausbesuch hielt 

das Jobcenter das Boot für unbewohnbar und lehnte den Antrag ab. 

Das LSG hat einen Anspruch auf Kostenübernahme verneint. Es hat 

seine Entscheidung auf zwei Gesichtspunkte gestützt: Zu einen könnten 

Bedarfe für Instandhaltung und Reparatur nur bei einem selbst be-

wohnten Haus oder Wohneigentum übernommen werden. Angesichts 

des eindeutigen Gesetzeswortlauts könnten andere Wohnformen wie 

Boote oder Wohnmobile nicht berücksichtigt werden. Für eine analoge 

Anwendung der Norm sei insgesamt kein Raum. 

Zum anderen sei der Einbau eines Dieselofens angesichts des gezahlten 

Kaufpreises auch keine Instandhaltung, sondern eine erheblich wert-

steigernde Neuanschaffung. Instandhaltung sei keine Modernisierung, 

sondern Substanzerhalt. Dem Kläger gehe es um die Schaffung eines 

neuen, verbesserten Zustands mit einhergehender Wertsteigerung. 

Hierfür biete das Gesetz keine rechtliche Grundlage.  

 

LSG Niedersachsen-Bremen, Pressemitteilung vom 20.04.2020 zum Ur-

teil L 15 AS 96/19 vom 12.03.2020 

 

Wohnung kurz vor Verkauf kurzzeitig vermietet:  

Verkauf trotzdem steuerfrei 

Wer eine Immobilie kauft, vermietet und nach weniger als zehn Jahren 

wieder verkauft, muss den Veräußerungsgewinn versteuern. Nicht aber 

in diesem vom BFH entschiedenen Fall. 

Grundsätzlich gilt: Einkünfte aus dem Verkauf von Wohnimmobilien, bei 

denen der Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr 

als zehn Jahre beträgt, sind steuerpflichtig. 

Von diesem Grundsatz gibt es aber zwei wichtige Ausnahmen: 

• Wohnungen, die im Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fertigstel-

lung und Veräußerung entweder ausschließlich zu eigenen Wohn-

zwecken genutzt wurden sowie 

• Wohnungen, die im Jahr der Veräußerung und in den beiden voran-

gegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken genutzt wurden. 

 

Vor dem BFH wurde über einen Fall verhandelt, in dem der Kläger 2006 

eine Eigentumswohnung erworben hatte. Bis zu seinem Auszug im 

April 2014 hatte er durchgehend selbst in der Wohnung gewohnt. Von 

Mai bis Dezember 2014 vermietete er die Wohnung, im Dezember 2014 

schließlich verkaufte er sie. 
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BFH-Urteil vom 3.9.2018, Az. IX R 10/19 

 

Mietrecht:  

Ständig unpünktlich eingehende Mieten führen zum Aus 

Zahlt ein Mieter die Miete immer wieder unpünktlich (teilweise Wochen 
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trages nicht verhindern, wenn er bereits 30 Jahre in den vier Wänden 
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als Mieter nicht nur unerheblich verletzt. Der Mieter kann auch nicht 

argumentieren, er habe nach so vielen Jahren ein Gewohnheitsrecht. 

 

LG Berlin, 65 S 220/18 vom 21.01.2019
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Offshore-Firmen zur Verfügung gestellt worden. Über 3

mente zu über 151 Offshore-Firmen seien an internationa

hörden gegangen.

„Die Panama Papers geben unseren Ermittlern wertvolle

das Trreiben in so genannten Steueroasen“, sagte Schäfer

„aber auch ernüchternd und zeigen, dass die Bekämpfung

kriminalität für viele nur ein Lippenbekenntnis ist“. In Länd

zum Teeil öffentlich zu allgemeinen Richtlinien gegen die
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nicht rechtzeitig erkennbar sind und auf die er sich nicht oder nicht 

rechtzeitig einstellen kann. Dies hat das Oberlandesgericht (OLG) Ko-

blenz entschieden. Einschlägig seien nicht die Vorschriften der Landes-

bauordnung (LBauO), sondern allein der Maßstab, der allgemein bei 

der Beurteilung der Verkehrssicherheit öffentlicher Wege und Straßen 

zugrunde zu legen ist.

Im konkreten Fall war die bei der Klägerin versicherte Geschädigte auf 

dem Weg zum Dorfgemeinschaftshaus gestürzt, als sie eine Treppe 

hinuntergehen wollte. Die Treppe ist Bestandteil eines öffentlichen 

Fußweges und war zum Zeitpunkt des Sturzes weder mit einem Trep-

pengeländer noch mit einem Handlauf gesichert. Bei dem Sturz erlitt 

die Versicherungsnehmerin der Klägerin eine Fraktur des linken Hand-

gelenks sowie mehrere Prellungen an der Körperseite. Die Klägerin 

meint, der Sturz habe vermieden werden können, wenn die Treppe mit 

einem Handlauf versehen gewesen wäre. Sie hat von der Beklagten, 

die als Trägerin der Straßenbaulast für den Zustand des Weges verant-

wortlich ist, die Erstattung der Behandlungskosten in Höhe von rund 

5.444 Euro verlangt.

Das Landgericht hatte sich der Einschätzung der Klägerin, dass ein 

Handlauf zwingend anzubringen gewesen wäre, angeschlossen und 

der Klage in vollem Umfang stattgegeben. Hierbei stützte sich das Ge-

richt unter anderem auf § 33 Absatz 7 S.1 LBauO.

Auf die Berufung der Beklagten hat das OLG Koblenz diese Entschei-

dung aufgehoben. Die Regelungen der LBauO seien im konkreten Fall 

Tnicht einschlägig, da die Treppe Teeil eines öffentlichen Weges und da-

mit vom Anwendungsbereich der LBauO ausgenommen sei. Dies folge 

aus § 1 Absatz 2 Nr. 1 LBauO, wonach die Vorschriften der Landes-

bauordnung nicht für Anlagen des öffentlichen Verkehrs gelten. Da-

mit sei allein entscheidend, ob nach dem bei der Beurteilung der Ver-

kehrssicherheit öffentlicher Wege und Straßen generell anzulegende 

Maßstab die Treppe verkehrssicher gewesen sei. Danach müsse nur vor 

solchen Gefahren geschützt werden, die für einen sorgsamen Benutzer 

nicht oder nicht rechtzeitig erkennbar seien und auf die er sich nicht 

oder jedenfalls nicht rechtzeitig genug einstellen könne. An einer ver-

steckten Gefahrenlage fehle es im konkreten Fall jedoch. Insbesonde-

re die Gestaltung der Treppe sei für den Benutzer jederzeit erkennbar 

U 1069/17

gewesen.

OLG Koblenz, Urteil vom 05.07.2018, 1 7,, rechtskräftig
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Tzum Teeil öffentlich zu allgemeinen Richtlinien gegen die 

von Geldwäsche und Steuerhinterziehung bekennen, sei e

problemlos möglich, anonym oder über Strohleute Firmen 

Konten zu eröffnen und Geld ohne Prüfung der Herkunft z

„So genannte Compliance-Richtlinien werden bei Finanzdi

aber auch bei Banken, die im Umfeld der internationalen O

men tätig sind, umgangen oder nur zum Schein vordergrü

ohne jedoch ernsthaft betrieben zu werden“, moniert Sch

dische Banken bedienten sich nach wie vor der Möglich

Kunden Geld international zu anonymisieren und Geldbew

verschleiern.

Die Auswertung der Panama Papers und weiterer Leaks

die Behörden jeweils vor Ort daraus konkrete Ermittlung

in Form von Mehreinnahmen und möglichen Verurteilun

haben, dauere es noch länger, erklärt der Finanzminister

wie die Aufklärung und Bestrafung sei aber auch die Zusa

verschiedenster Behörden im In- und Ausland. Die Auswer

nama Papers bringe Ermittler weltweit näher zusammen.

Neben den Panama Papers ist Hessen nach Angaben sein

nisteriums auch an der Sichtung der Paradise Papers sow

Leaks federführend für die deutschen Länder beteiligt. A

folge eine enge und intensive Zusammenarbeit mit dem

minalamt.

Finanzministerium Hessen, PM vom 08.02.2019

Öffentlicher Weeg: Nicht jede Treppe benötig
Geländer oder Handlauf

Ist eine Treppe Bestandteil eines öffentlichen Weges, mus

der oder ein Handlauf nur angebracht werden, wenn Gefa

räumt werden müssen, die für einen sorgsamen Benutze
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Sarglose Bestattung nur bei Bestehen entsprechender  

Glaubensregeln 

Ein Ehepaar war mit seiner Klage auf Feststellung, dass es nach seinem 

Tod auf dem Friedhof der beklagten Gemeinde ohne Sarg in einem 

Leintuch bestattet werden darf, erfolglos. Das Verwaltungsgericht (VG) 

Karlsruhe stellte bei der Abweisung der Klage darauf ab, dass die Reli-

gion, der das Paar angehört, keine sarglose Bestattung vorsehe. 

Die Kläger gehören der Evangelischen Landeskirche in Baden bezie-

hungsweise dem Zentralrat orientalischer Christen in Deutschland an. 

Sie hatten sich darauf berufen, die Erdbestattung in einem Leintuch sei 

ein urchristlicher Ritus, der heute unter anderem noch bei der christ-

lich-koptischen Glaubensgemeinschaft sichtbar sei. Er leite sich direkt 

aus der Bibel ab. Täufling und Leichnam würden danach nur in ein Lein-

tuch gehüllt. Dies entspreche auch der Grablegung Jesu. Die Muslime 

hätten diesen ursprünglichen Bestattungsritus bewahrt. Dass Christen 

anders als Muslime im Holzsarg beerdigt würden, sei nur der Tradition 

geschuldet. Im Mittelalter sei die sarglose Bestattung demgegenüber 

noch üblich gewesen und werde bis in die Gegenwart bei Kartäusern 

und Trappisten praktiziert. Sie gehöre zum gemeinsamen Kern der drei 

Religionen Judentum, Christentum und Islam. Die örtliche evangelische 

Kirchengemeinde unterstütze ihr Anliegen. 

Die Gemeinde Angelbachtal lehnte den Antrag der Kläger, ihnen vor 

diesem Hintergrund eine Leintuchbestattung zu genehmigen, ab. Das 

Bestattungsgesetz erlaube in ihrem Fall keine Leintuchbestattung. Un-

abhängig davon könne eine solche Entscheidung nicht bereits im Vor-

feld getroffen werden, sondern erst bei Vorliegen eines konkreten 

Sterbefalls. Den von den Klägern hiergegen erhobene Widerspruch 

hatte keinen Erfolg.  

Auch ihre Feststellungsklage ist nun erfolglos geblieben. Ihnen stehe 

kein Anspruch gemäß § 39 Absatz 1 Satz 3 des 

baden-württembergischen Bestattungsgesetzes zu, nach ihrem Tod 

sarglos in Tüchern bestattet zu werden, so das VG. Danach könnten Ver-

storbene, deren Religionszugehörigkeit eine Bestattung ohne Sarg vor-

sieht, in Tüchern erdbestattet werden, sofern keine gesundheitlichen 

Gefahren zu befürchten sind. Zwar sei die Regelung bei einer Auslegung 

im Lichte des Grundgesetzes nicht von vorneherein auf Angehörige der 

muslimischen Religionsgemeinschaften beschränkt. Die Religionszuge-

hörigkeit der Kläger sehe aber eine Bestattung ohne Sarg nicht vor. 

Es sei den Klägern nicht gelungen, die Existenz einer Glaubensregel 

ihrer Religionsgemeinschaft darzulegen, die diese Bestattungsart ge-

biete. Aus ihren Ausführungen ergebe sich nicht, dass sie die sarglose 

Bestattung als verpflichtendes religiöses Gebot empfinden würden. Nur 

in diesem Fall werde aber die grundrechtlich nach Artikel 4 des Grund-

gesetzes geschützte Glaubens- und Bekenntnisfreiheit tangiert. Die Klä-

ger hätten in der mündlichen Verhandlung ausgeführt, ihr Wunsch nach 

einer sarglosen Bestattung beruhe nicht auf einem Glaubenssatz, son-

dern sei emotional begründet. Es würde sie nicht in Gewissensnot brin-

gen, sich im Sarg bestatten zu lassen, sie hätten aber einfach ein 

besseres Gefühl bei einer sarglosen Bestattung. Dieser auch durch ihren 

Glauben motivierte Wunsch der Kläger genügt nach Auffassung des VG 

zur Begründung eines Anspruchs auf Leintuchbestattung ebenso wenig 

wie die Zugehörigkeit zu einer Religion, die eine sarglose Bestattung 

lediglich nicht verbietet. 

Hierin liege auch keine nach Artikel 3 Absatz 3 des Grundgesetzes ver-

botene Ungleichbehandlung wegen des Glaubens oder der religiösen 

Anschauungen. Der Sargzwang gelte vielmehr grundsätzlich für jeder-

mann unabhängig von der Religion. Soweit die Ausnahmevorschrift an 

das Bestehen einer als verpflichtend empfundenen Glaubensregel an-

knüpfe, liege hierin keine unzulässige Diskriminierung wegen religiöser 

Anschauungen. Es handle sich vielmehr um eine sachlich gerechtfer-

tigte Abgrenzung zu bloßen individuellen Wunschvorstellungen. 

 

Verwaltungsgericht Karlsruhe, Entscheidung vom 19.09.2019, 12 K 

7491/18 

 

Paritätisches Wechselmodell:  

Anordnung unterfällt ausschließlich dem Sorgerecht 

Die Anordnung des paritätischen Wechselmodells betrifft das Sorge-, 

nicht das Umgangsrecht. Deswegen sei eine einstweilige Anordnung, 

mit der ein paritätisches Wechselmodell angeordnet wird, anfechtbar, 

betont das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main. Es weicht damit 

von der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes ab. 
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Die Eltern der betroffenen Kinder hatten sich 2018 auf das so genannte 

paritätische Wechselmodell geeinigt. Die seinerzeit ein Jahr beziehungs-

weise fünf Jahre alten Kinder wechselten seither mehrfach während 

der Woche zwischen den Eltern. Im Sommer 2019 beantragte die Mut-

ter vor dem Familiengericht eine Abänderung der Vereinbarung und 

eine Anordnung des so genannten Residenzmodells, bei dem die Kinder 

bei regelmäßigen Umgängen überwiegend von ihr betreut werden. Die 

Beteiligten behandelten das Verfahren als Umgangsverfahren. Die El-

tern konnten sich in diesem Hauptsacheverfahren nicht auf eine Be-

treuungsform einigen. Derzeit wird in diesem Verfahren ein Gutachten 

zu der Frage eingeholt, welche Betreuungsform mit dem Wohl der Kin-

der am besten vereinbar wäre. 

Das Familiengericht hat wegen der fehlenden Einigung außerdem von 

Amts wegen das hier gegenständliche einstweilige Anordnungsverfah-

ren als Umgangsverfahren eingeleitet. Es ordnete an, dass die Eltern 

nunmehr die Kinder wochenweise abwechselnd betreuen und ging 

dabei davon aus, dass diese Anordnung in Anbetracht der fehlenden 

Anfechtbarkeit von einstweiligen Anordnungen zum Umgang unan-

fechtbar bis zum Abschluss des Hauptsacheverfahrens gelten wird. 

Mit ihrem Rechtsmittel hat die Mutter erfolgreich geltend gemacht, 

dass diese Einschätzung unrichtig und damit eine Beschwerde gegen 

die einstweilige Anordnung zulässig ist. Das OLG betont, dass die An-

ordnung des paritätischen Wechselmodells eine sorgerechtliche Rege-

lung enthält und nicht nur eine Umgangsregelung trifft. Entscheidungen 

über den Lebensmittelpunkt des Kindes – oder dessen paritätische Auf-

teilung – unterfielen dem Aufenthaltsbestimmungsrecht, nicht dem 

Umgangsrecht, so das OLG. 

Der Gesetzgeber habe ersichtlich mit "Umgang" eine den 

"Beziehungserhalt gewährende Besuchsregelung" gemeint. Die elter-

liche Sorge, die sich auf das Aufenthaltsbestimmungsrecht erstrecke, 

beinhalte dagegen "eine Aufenthaltslösung (...), die einen überwie-

gend betreuenden Elternteil schafft". Auch aus der Gesetzesgeschichte 

folge, dass der Gesetzgeber "zwischen einem betreuenden Elternteil 

und einem ̀ nur` umgangsberechtigten Elternteil Entscheidungen getrof-

fen (habe), die den unterschiedlichen Regelungsgehalt beider rechtli-

chen Kategorien abbilden". 

Zwar halte der BGH trotz breit geäußerter Kritik daran fest, dass das 

Wechselmodell über eine Umgangsregelung angeordnet werden kann. 

Das OLG hält dies für falsch. Die Auswirkungen zeigten sich im vorlie-

genden Verfahren besonders deutlich: Folge sei nämlich, dass einst-

weilige Anordnungen unanfechtbar wären, obwohl sie für Monate – 

wenn nicht Jahre – elementare Lebensbedingungen für Kinder und El-

tern festschrieben. Dies betreffe faktisch unabänderlich nicht nur die 

persönlichen Belange, sondern auch Unterhaltsfragen, das Recht auf 

staatliche Unterhaltsvorschüsse, Meldeverhältnisse et cetera. 

Die Einordnung in das Umgangsrecht führe auch zu einer vom Gesetz-

geber unerwünschten Erweiterung staatlicher Eingriffsbefugnisse. 

Grundsätzlich sei das in Artikel 6 Grundgesetz verwurzelte Erziehungs-

recht der Eltern zu respektieren. Einstweilige Anordnungen von Amts 

wegen könnten in Sorgerechtsverfahren deswegen nur bei einer fest-

gestellten Kindeswohlgefährdung ergehen. Diese Eingriffsschwelle 

würde untergraben, wenn das paritätische Wechselmodell als Um-

gangslösung gedacht und von Amts wegen angeordnet werden könne. 

Den Beschluss des Familiengerichts hob das OLG auf, weil kein Elternteil 

eine Abänderung der ursprünglich getroffenen Vereinbarung im Eilver-

fahren beantragt hatte und das OLG keinerlei Anhaltspunkte für eine 

Kindeswohlgefährdung erkennen konnte. Die im Eilverfahren ergan-

gene Entscheidung ist nicht anfechtbar. Oberlandesgericht Frankfurt am  

 

Main, Beschluss vom 29.01.2020, 2 UF 301/19 
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Grundstückseigentümer hat keinen Anspruch 
auf Anordnung eines Parkverbots auf gegenüber-
liegender Straßenseite

§ 12 Absatz 3 Nr. 3 Halbsatz 2 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), 

wonach auf „schmalen Fahrbahnen“ das Parken auch gegenüber von 

Grundstücksein- und -ausfahrten verboten ist, genügt den Anforde-

rungen des verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgebots. Dies hat das 

Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) entschieden. Dennoch verneinte 

es im konkreten Fall den Anspruch eines Grundstückeigentümers auf 

Anordnung eines Parkverbots auf der seiner Grundstückszufahrt ge-

genüberliegenden Straßenseite.

Der Kläger beantragte im September 2012 bei der Beklagten, auf der 

seiner Garage gegenüberliegenden Straßenseite ein Parkverbot einzu-

richten. Bei einer Straßenbreite von 5,5 Metern verbleibe, wenn dort 

ein Fahrzeug abgestellt werde, nur noch eine Restbreite von 3,5 Me-

tern. Damit sei ihm eine Ausfahrt aus seiner Garage nicht ohne Kollisi-

onsrisiko möglich. Diesen Antrag lehnte die Beklagte nach einer Orts-

besichtigung mit Durchführung eines Fahrversuchs ab, bei dem der 

Kläger nach dreimaligem Rangieren auf die Straße ausfahren konnte.

Die Klage ist in den Vorinstanzen erfolglos geblieben. Nach Auffas-

sung des Berufungsgerichts kann der Kläger den geltend gemachten 

Anspruch nicht darauf stützen, dass es sich hier um eine „schmale 

Fahrbahn“ im Sinne des § 12 Absatz 3 Nr. 3 Halbsatz 2 StVO handele. 

Diese Vorschrift sei verfassungswidrig und nichtig, da der Begriff der 

„schmalen Fahrbahn“ nicht den verfassungsrechtlichen Anforderungen 

Das BVerwG hat die Revision des Klägers zurückgewiesen. Das Beru-

fungsurteil verstoße zwar gegen Bundesrecht, soweit das Berufungs-

gericht § 12 Absatz 3 Nr. 3 Halbsatz 2 StVO wegen eines Verstoßes 

gegen den Bestimmtheitsgrundsatz für nichtig hält. Ausgehend von 

Sinn und Zweck der Vorschrift sei eine Fahrbahn schmal, wenn das Par-

ken gegenüber der Grundstücksein- und -ausfahrt deren Benutzung in 

unzumutbarer Weise beeinträchtigen würde; das sei bei Fahrbahnen 

mit einer Breite von 5,50 Metern aber in der Regel nicht der Fall. Im 

Ergebnis stelle sich die Entscheidung des Berufungsgerichts danach als 

richtig dar.

Die Fahrbahn sei im Bereich der Grundstückszufahrt 5,50 Meter breit. 

Sie sei auch nicht deshalb als schmal zu beurteilen, weil die Zufahrt zur 

Garage des Klägers abgesenkt ist und das Ein- und Ausfahren dadurch 

erschwert wird. Auch unter Berücksichtigung dieser, in den Verantwor-

tungsbereich des Klägers fallenden Umstände werde die Benutzung 

der Zufahrt nicht unzumutbar beeinträchtigt. Der Kläger könne für das 

Ein- und Ausfahren den Gehweg mit einer Breite von 1,15 Meter als 

Rangier- und Verkehrsfläche nutzen. Bei den im Verwaltungsverfahren 

und vom Verwaltungsgericht durchgeführten Ortsterminen mit Fahr-

probe habe er mit einem jeweils dreimaligen Rangieren ohne Schäden 

am eigenen oder anderen Fahrzeugen auf die Straße ausfahren kön-

nen. Ein solches dreimaliges Rangieren sei ihm unter den hier gegebe-

nen Umständen zumutbar.

C 7Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 24.01.2019, BVerwG 3 7..17

Unkraut-Abflammen mit Gasbrenner bei windigem 

Bauen und 
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an die Bestimmtheit von Normen genüge.

Ebenso wenig könne der Kläger ein behördliches Einschreiten nach § 

45 Absatz 1 Satz 1 StVO aus sonstigen Gründen der Sicherheit oder 

Ordnung des Verkehrs verlangen. Das setze voraus, dass er durch das 

Parken an der Benutzung seiner Garage gehindert oder dabei jedenfalls 

erheblich behindert würde. Diese Voraussetzungen seien hier nicht er-

füllt. Der Kläger müsse sich entgegenhalten lassen, dass er die Zufahrt 

zu seiner Garage abschüssig ausgestaltet habe. Wegen der Befestigung 

der Seitenränder könne er beim Herausfahren aus der Garage nicht 

frühzeitig das Lenkrad einschlagen und den daneben auf dem Grund-

stück liegenden Stellplatz nicht als Rangierfläche mitbenutzen. Eine 

bauliche Umgestaltung sei ihm mit zumutbarem Aufwand möglich.

g
Wetter grob fahrlässig 

Wer vor seinem Grundstück bei windigem Wetter Unkraut beseitigt, 

indem er es mit dem Gasbrenner abflammt, handelt grob fahrlässig. 

Kommt es aufgrund dessen zu einem Brand, der auch das auf dem 

Grundstück stehende Wohngebäude in Mitleidenschaft zieht, so be-

rechtigt dies den Wohngebäudeversicherer zu einer Kürzung seiner 

Leistungen. Dies ergibt sich aus einem Hinweisbeschluss des Oberlan-

desgerichts (OLG) Celle.

Der Kläger, der für sein Wohngebäude eine Versicherung gegen Feuer-

schäden unterhielt, wollte auf einer gepflasterten Fläche vor seinem 

Grundstück Reinigungsarbeiten durchführen. Er hatte seinen Auszu-
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Beschwerde 

9, 5 E 1711/19

ur Absenkung

Nichtteilnahme an der Rückrufaktion eine Betriebsuntersagung auch 

als verhältnismäßige Maßnahme von einem Fahrzeughalter hinge-

nommen werden müsse.

VGH Hessen, Beschluss vom 20.03.2019, 2 B 261/19, rechtskräftig

ollkaskV ooversicherung muss für Schäden durch allein 
losfahrendes Automatikfahrzeug zahlen

 

Gegen die Entscheidung können die Beteiligten jeweils Besch

beim Hamburgischen Oberverwaltungsgericht einlegen.

Verwaltungsgericht Hamburg, Beschluss vom 24.04.2019, 5 E 1711/19

Betriebsuntersagung für Fahrzeuge mit 
Abschaltvorrichtung ist rechtmäßig

Der Betrieb von Kraftfahrzeugen, die mit einer Software zur Absenkung 

Tder Stickoxidemissionen im Teestbetrieb ausgestattet sind, darf unter-

sagt werden. Dies hat der VGH Hessen bestätigt.

Der Lahn-Dill-Kreis hatte einem Fahrzeughalter den Betrieb seines 

Fahrzeugs untersagt. Hintergrund war, dass der Halter die in seinem 

Kfz verbaute unzulässige Abschaltvorrichtung nicht hatte entfernen 

lassen, obwohl ihm dies im Rahmen einer Rückrufaktion des Herstel-

lers möglich gewesen wäre.

Nach Auffassung des VGH entspricht das Fahrzeug des Antragstellers 

damit nicht mehr der allgemeinen, dem Hersteller des Fahrzeugs er-

Tteilten Tyypengenehmigung. Denn das Kraftfahrtbundesamt habe die 

Tvon den Herstellern Volkswagen, Audi und zum Teeil auch Seat mit Mo-

Ttor Aggregaten des Tyyps EA 189 (Euro 5) hergestellten und vertriebe-

nen Fahrzeuge wegen einer darin verbauten Software zur Absenkung 

Tder Stickoxidemissionen im Teestbetrieb als nicht den bei Erteilung 

Tder EG Tyypengenehmigung geltenden Vorschriften entsprechend ein-

gestuft und diese Software als eine unzulässige Abschalteinrichtung 

bewertet. Den Herstellern sei aufgegeben worden, die unzulässigen 

Abschaltvorrichtungen auch bei bereits im Verkehr befindlichen Fahr-

zeugen zu entfernen. Im Zuge dessen hätten Eigentümer oder Halter 

eines hiervon betroffenen Fahrzeuges an den Rückrufaktionen der 

Hersteller, die regelmäßig ein Software Update vorsahen, teilnehmen 

müssen. Dies habe der Antragsteller unterlassen, sodass sein Fahrzeug 

nicht als ordnungsgemäß zugelassen angesehen werden könne.

Der Hessische VGH hat ferner ausgeführt, dass die Zulassungsbehörde 

des Lahn-Dill-Kreises rechtmäßig gehandelt hat. Dem Antragsteller 

sei eine hinreichende Frist zum Nachweis der Ausführung der erfor-

derlichen Arbeiten eingeräumt worden. Durch die – nicht beseitigte 

Der Kläger hatte gegen seine Vollkaskoversicherung auf Ersatz der 

TSchäden nach einer Kollision mit einer Tooreinfahrt geklagt. Er machte 

geltend, sein Automatik-Fahrzeug habe sich selbstständig in Bewe-

gung gesetzt habe, obwohl er ausgestiegen und daher niemand am 

Steuer gewesen sei. Beim Versuch, das Fahrzeug zu stoppen, sei er 

dann auf das Gaspedal gekommen, woraufhin das Fahrzeug nach vorne 

Tgeschossen sei und einen Toorflügel durchbrochen und zwei Stützpfeiler 

mitgenommen habe.

Dies glaubte ihm seine Vollkaskoversicherung nicht – zu Unrecht, wie 

das OLG befand. Könne der Sachverhalt im Einzelnen nicht aufgeklärt 

werden, stehe aber fest, dass die Schäden nach Art und Beschaffen-

heit nur auf einen Unfall beruhen könnten, so reiche dies für eine Ein-

standspflicht der Versicherung aus.

Im vorliegenden Fall genügten dem OLG die Angaben des klägerischen 

Autofahrers, um vom geschilderten Unfallhergang überzeugt zu sein. 

Dessen Schilderung habe auch mit den Angaben übereingestimmt, 

die der Kläger unmittelbar nach dem Unfall gegenüber verschiedenen 

Zeugen gemacht habe. Auch der beauftragte gerichtliche Sachverstän-

Tdige habe bestätigt, dass die Spuren am Fahrzeug und in der Toorein-

fahrt zueinander passten und der vom Kläger geschilderte Unfallher-

gang plausibel sei. Immerhin habe sich das klägerische Fahrzeug auch 

bei einem der Versuchsabläufe des Sachverständigen mit einem auf 

„N“ gestellten Hebel selbstständig in Bewegung gesetzt.

Der Versicherungsschutz schied nach den Ausführungen des OLG auch 

nicht deshalb aus, weil der Kläger selbst das Gaspedal betätigt hatte 

Tund das Fahrzeug so in das Toor gefahren war. Nach dem Ergebnis der 

Beweisaufnahme sei davon auszugehen, dass der Kläger versehentlich 

 

– Abschaltvorrichtung, durch die im Betrieb auf öffentlichen Straßen 

die entstehenden Emissionen unzulässig erhöht würden, ergebe sich 

eine Gefahr für die allgemeine Gesundheit und die Umwelt, sodass bei 

auf das Gaspedal gekommen sei, als er versucht habe, sein allein fah-

rendes Automatikfahrzeug anzuhalten.

Oberlandesgericht Braunschweig, Urteil vom 11.02.2019, 11 U 74/17
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Kfz-Halter kann bei Verstoß gegen Parkordnung auf »erhöhtes 

Parkentgelt« haften 

Der Betreiber eines privaten Parkplatzes kann vom Halter eines unter 

Verstoß gegen die Parkbedingungen abgestellten Pkws ein so genann-

tes erhöhtes Parkentgelt verlangen, wenn der Kfz-Halter seine Fahrer-

eigenschaft nur pauschal bestreitet, ohne den Fahrer zu benennen. Dies 

stellt der Bundesgerichtshof (BGH) klar. 

Geklagt hatte ein mit der Bewirtschaftung privaten Parkraums befasstes 

Unternehmen, das für die jeweiligen Grundstückseigentümer zwei 

Krankenhausparkplätze betreibt. Diese sind durch Hinweisschilder als 

Privatparkplätze ausgewiesen. Die Benutzung ist für eine Höchstpark-

dauer mit Parkscheibe kostenlos; zudem gibt es gesondert beschilderte, 

den Krankenhausmitarbeitern mit Parkausweis vorbehaltene Stellflä-

chen. Durch Schilder ist darauf hingewiesen, dass bei widerrechtlich 

abgestellten Fahrzeugen ein 

"erhöhtes Parkentgelt" von mindestens 30 Euro erhoben wird. 

Die Beklagte ist Halterin eines Pkws, der im Oktober 2015 auf dem 

Parkplatz des einen Krankenhauses unter Überschreitung der Höchst-

parkdauer sowie im Mai und im Dezember 2017 unberechtigt auf 

einem Mitarbeiterparkplatz des anderen Krankenhauses abgestellt war. 

Die drei am Pkw hinterlassenen Aufforderungen zur Zahlung eines "er-

höhten Parkentgelts" blieben erfolglos. Daraufhin ermittelte die Kläge-

rin durch Halteranfragen die Beklagte als die Fahrzeughalterin. Diese 

bestritt, an den betreffenden Tagen Fahrerin des Pkws gewesen zu sein, 

und verweigerte die Zahlung. 

Das Amtsgericht hat die auf Zahlung der "erhöhten Parkentgelte" sowie 

der Kosten der Halteranfragen und von Inkassokosten in einer Gesamt-

höhe von 214,50 Euro gerichtete Klage abgewiesen. Das Landgericht 

(LG) hat die hiergegen gerichtete Berufung der Klägerin zurückgewie-

sen, weil Schuldner des "erhöhten Parkentgelts" nicht der Fahrzeughal-

ter, sondern nur der Fahrer sei und die Beklagte wirksam ihre 

Fahrereigenschaft bestritten habe. Die dagegen von der Klägerin ein-

gelegte Revision führte zur Aufhebung des angefochtenen Berufungs-

urteils und zur Zurückverweisung der Sache an das LG. 

Zwischen dem Betreiber eines privaten Parkplatzes und dem Fahrzeug-

führer komme ein Nutzungsvertrag zustande, indem der Fahrzeugführer 

das in der Bereitstellung des Parkplatzes liegende Angebot durch das 

Abstellen des Fahrzeugs annimmt, so der BGH. Wird der Parkplatz – wie 

hier – unentgeltlich zur Verfügung gestellt, handele es sich nicht um 

einen Miet-, sondern um einen Leihvertrag. Durch die Hinweisschilder 

werde das "erhöhte Parkentgelt" als Vertragsstrafe in Form Allgemeiner 

Geschäftsbedingungen wirksam in den Vertrag einbezogen. Die Fest-

legung mit mindestens 30 Euro ist laut BGH hinreichend bestimmt und 

der Höhe nach nicht unangemessen. 

Zu Recht habe es das LG zwar abgelehnt, eine Haftung der Klägerin für 

diese Vertragsstrafe allein aus ihrer Haltereigenschaft abzuleiten, führt 

der BGH weiter aus. Insbesondere schulde der Halter keinen Schaden-

ersatz wegen der Weigerung, die Person des Fahrzeugführers zu be-

nennen, weil ihn gegenüber dem Parkplatzbetreiber keine entsprech- 

ende Auskunftspflicht treffe. 

Anders als das LG meint, habe die Beklagte aber ihre Fahrereigenschaft 

nicht wirksam bestritten. Ein Anscheinsbeweis dafür, dass der Halter 

eines Kfz auch dessen Fahrer war, bestehe nicht, weil Halter- und Fah-

rereigenschaft in der Lebenswirklichkeit häufig auseinanderfielen.  

Jedenfalls wenn die Einräumung der Parkmöglichkeit, wie im vorlie-

genden Fall, unentgeltlich in Form einer Leihe erfolgt, könne sich der 

Halter jedoch nicht auf ein einfaches Bestreiten seiner Fahrereigen-

schaft beschränken. Vielmehr müsse er im Rahmen seiner so genann-

ten sekundären Darlegungslast dazu vortragen, wer als Nutzer des 

Pkws im fraglichen Zeitpunkt in Betracht kam. 

Die grundsätzlich dem Kläger obliegende Darlegungs- und Beweislast, 

hier für die Fahrereigenschaft, könne nach den von der Rechtsprechung 

zum Beweis negativer Tatsachen entwickelten Grundsätzen eine Er-

leichterung erfahren. Danach treffe den Prozessgegner eine sekundäre 

Darlegungslast, wenn die primär darlegungspflichtige Partei keine nä-

here Kenntnis der maßgeblichen Umstände und auch keine Möglichkeit 

zur weiteren Sachaufklärung hat, während der Prozessgegner alle we-

sentlichen Tatsachen kennt und es ihm unschwer möglich und zumut-

bar ist, hierzu näher vorzutragen. Diese Voraussetzungen hat der BGH 

für den vorliegenden Fall bejaht. 
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Denn beim Parken auf einem privaten Parkplatz handele es sich um 

ein anonymes Massengeschäft, bei dem der Parkplatz nicht einem be-

stimmten Vertragspartner, sondern der Allgemeinheit zur – regelmäßig 

kurzzeitigen – Nutzung angeboten wird. Zu einem persönlichen Kontakt 

zwischen Betreiber und Fahrer als den beiden Vertragsparteien komme 

es regelmäßig nicht. Dies habe zwangsläufig zur Folge, dass dem Ver-

leiher die Person des Fahrzeugführers als des Entleihers nicht bekannt 

ist. Dass der Parkplatzbetreiber das Abstellen des Fahrzeugs nicht von 

einer vorherigen Identifizierung des Fahrzeugführers abhängig macht, 

sei Bestandteil dieses Massengeschäfts und liege im Interesse der auf 

den einfachen Zugang auch zu privaten Parkplätzen angewiesenen Ver-

kehrsöffentlichkeit. Er habe keine zumutbare Möglichkeit, die Identität 

seines Vertragspartners bei Vorliegen eines unberechtigten Abstellvor-

gangs und damit einer Verletzung seiner letztlich aus dem Eigentum 

folgenden Rechte im Nachhinein in Erfahrung zu bringen. Selbst wenn 

er – mittels gesteigerten Personalaufwands – den Fahrer bei dessen 

Rückkehr zum Fahrzeug anhalten würde, könnte er dessen Personalien 

ebenso wenig ohne weiteres feststellen wie auf der Grundlage etwa 

von Videoaufnahmen. Jedenfalls von demjenigen, der Privatparkplätze 

unentgeltlich zur Verfügung stellt, könne auch nicht die Errichtung tech-

nischer Anlagen (etwa eines Schrankensystems) gefordert werden, die 

letztlich allein der Verhütung des Missbrauchs dieses Angebots dienen. 

Im Gegensatz dazu sei es dem Halter, der unter Beachtung seiner pro-

zessualen Wahrheitspflicht bestreitet, selbst gefahren zu sein, regel-

mäßig selbst mit einem gewissen zeitlichen Abstand ohne weiteres 

möglich und zumutbar, jedenfalls die Personen zu benennen, die im 

fraglichen Zeitraum die Möglichkeit hatten, das Fahrzeug als Fahrer zu 

nutzen. Denn er habe es regelmäßig in der Hand, wem er das Fahrzeug 

überlässt. 

Das LG müsse der Beklagten daher nun Gelegenheit zu einem wirksa-

men Bestreiten ihrer Fahrereigenschaft unter Angabe der als Fahrer im 

Zeitpunkt des jeweiligen Parkverstoßes in Betracht kommenden Person 

einräumen und dann neu entscheiden.  

 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 18.12.2019, XII ZR 13/19 

 

Fahrerlaubnisentzug: Epileptiker muss Anfallsfreiheit darlegen 

Ist ein Mann nach einer Operation zunächst frei von epileptischen An-

fällen, und erhält er eine Fahrerlaubnis, stellt sich später aber heraus, 

dass er in einem anderen Zusammenhang beim Gesundheitsamt an-

gegeben hat, etwa einmal im Monat wieder an Krampfanfällen zu lei-

den, so ist ihm die Fahrerlaubnis wieder zu entziehen. 

Das gilt auch dann, wenn es ihm ohne Führerschein sehr schwerfällt, 

einen Job zu bekommen. Denn eine Fahrerlaubnis ist "ohne Berücksich-

tigung privater Nachteile" zwingend zu entziehen, wenn sich der Inha-

ber zum Führen eines Kraftfahrzeugs als ungeeignet erweist. 

 

VwG Mainz, 3 L 1067/19 vom 22.11.2019
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Grundstückseigentümer hat keinen Anspruch 
auf Anordnung eines Parkverbots auf gegenüber-
liegender Straßenseite

§ 12 Absatz 3 Nr. 3 Halbsatz 2 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), 

wonach auf „schmalen Fahrbahnen“ das Parken auch gegenüber von 

Grundstücksein- und -ausfahrten verboten ist, genügt den Anforde-

rungen des verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgebots. Dies hat das 

Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) entschieden. Dennoch verneinte 

es im konkreten Fall den Anspruch eines Grundstückeigentümers auf 

Anordnung eines Parkverbots auf der seiner Grundstückszufahrt ge-

genüberliegenden Straßenseite.

Der Kläger beantragte im September 2012 bei der Beklagten, auf der 

seiner Garage gegenüberliegenden Straßenseite ein Parkverbot einzu-

richten. Bei einer Straßenbreite von 5,5 Metern verbleibe, wenn dort 

ein Fahrzeug abgestellt werde, nur noch eine Restbreite von 3,5 Me-

tern. Damit sei ihm eine Ausfahrt aus seiner Garage nicht ohne Kollisi-

onsrisiko möglich. Diesen Antrag lehnte die Beklagte nach einer Orts-

besichtigung mit Durchführung eines Fahrversuchs ab, bei dem der 

Kläger nach dreimaligem Rangieren auf die Straße ausfahren konnte.

Die Klage ist in den Vorinstanzen erfolglos geblieben. Nach Auffas-

sung des Berufungsgerichts kann der Kläger den geltend gemachten 

Anspruch nicht darauf stützen, dass es sich hier um eine „schmale 

Fahrbahn“ im Sinne des § 12 Absatz 3 Nr. 3 Halbsatz 2 StVO handele. 

Diese Vorschrift sei verfassungswidrig und nichtig, da der Begriff der 

„schmalen Fahrbahn“ nicht den verfassungsrechtlichen Anforderungen 

Das BVerwG hat die Revision des Klägers zurückgewiesen. Das Beru-

fungsurteil verstoße zwar gegen Bundesrecht, soweit das Berufungs-

gericht § 12 Absatz 3 Nr. 3 Halbsatz 2 StVO wegen eines Verstoßes 

gegen den Bestimmtheitsgrundsatz für nichtig hält. Ausgehend von 

Sinn und Zweck der Vorschrift sei eine Fahrbahn schmal, wenn das Par-

ken gegenüber der Grundstücksein- und -ausfahrt deren Benutzung in 

unzumutbarer Weise beeinträchtigen würde; das sei bei Fahrbahnen 

mit einer Breite von 5,50 Metern aber in der Regel nicht der Fall. Im 

Ergebnis stelle sich die Entscheidung des Berufungsgerichts danach als 

richtig dar.

Die Fahrbahn sei im Bereich der Grundstückszufahrt 5,50 Meter breit. 

Sie sei auch nicht deshalb als schmal zu beurteilen, weil die Zufahrt zur 

Garage des Klägers abgesenkt ist und das Ein- und Ausfahren dadurch 

erschwert wird. Auch unter Berücksichtigung dieser, in den Verantwor-

tungsbereich des Klägers fallenden Umstände werde die Benutzung 

der Zufahrt nicht unzumutbar beeinträchtigt. Der Kläger könne für das 

Ein- und Ausfahren den Gehweg mit einer Breite von 1,15 Meter als 
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probe habe er mit einem jeweils dreimaligen Rangieren ohne Schäden 

am eigenen oder anderen Fahrzeugen auf die Straße ausfahren kön-

nen. Ein solches dreimaliges Rangieren sei ihm unter den hier gegebe-

nen Umständen zumutbar.

C 7Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 24.01.2019, BVerwG 3 7..17

Unkraut-Abflammen mit Gasbrenner bei windigem 

Bauen und 
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an die Bestimmtheit von Normen genüge.

Ebenso wenig könne der Kläger ein behördliches Einschreiten nach § 
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Parken an der Benutzung seiner Garage gehindert oder dabei jedenfalls 
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füllt. Der Kläger müsse sich entgegenhalten lassen, dass er die Zufahrt 

zu seiner Garage abschüssig ausgestaltet habe. Wegen der Befestigung 

der Seitenränder könne er beim Herausfahren aus der Garage nicht 

frühzeitig das Lenkrad einschlagen und den daneben auf dem Grund-

stück liegenden Stellplatz nicht als Rangierfläche mitbenutzen. Eine 

bauliche Umgestaltung sei ihm mit zumutbarem Aufwand möglich.

g
Wetter grob fahrlässig 

Wer vor seinem Grundstück bei windigem Wetter Unkraut beseitigt, 

indem er es mit dem Gasbrenner abflammt, handelt grob fahrlässig. 

Kommt es aufgrund dessen zu einem Brand, der auch das auf dem 

Grundstück stehende Wohngebäude in Mitleidenschaft zieht, so be-

rechtigt dies den Wohngebäudeversicherer zu einer Kürzung seiner 

Leistungen. Dies ergibt sich aus einem Hinweisbeschluss des Oberlan-

desgerichts (OLG) Celle.

Der Kläger, der für sein Wohngebäude eine Versicherung gegen Feuer-

schäden unterhielt, wollte auf einer gepflasterten Fläche vor seinem 

Grundstück Reinigungsarbeiten durchführen. Er hatte seinen Auszu-
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Beschwerde 

9, 5 E 1711/19

ur Absenkung

Nichtteilnahme an der Rückrufaktion eine Betriebsuntersagung auch 

als verhältnismäßige Maßnahme von einem Fahrzeughalter hinge-

nommen werden müsse.

VGH Hessen, Beschluss vom 20.03.2019, 2 B 261/19, rechtskräftig

ollkaskV ooversicherung muss für Schäden durch allein 
losfahrendes Automatikfahrzeug zahlen

 

Gegen die Entscheidung können die Beteiligten jeweils Besch

beim Hamburgischen Oberverwaltungsgericht einlegen.

Verwaltungsgericht Hamburg, Beschluss vom 24.04.2019, 5 E 1711/19

Betriebsuntersagung für Fahrzeuge mit 
Abschaltvorrichtung ist rechtmäßig
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nen Fahrzeuge wegen einer darin verbauten Software zur Absenkung 

Tder Stickoxidemissionen im Teestbetrieb als nicht den bei Erteilung 

Tder EG Tyypengenehmigung geltenden Vorschriften entsprechend ein-

gestuft und diese Software als eine unzulässige Abschalteinrichtung 
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Abschaltvorrichtungen auch bei bereits im Verkehr befindlichen Fahr-
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eines hiervon betroffenen Fahrzeuges an den Rückrufaktionen der 

Hersteller, die regelmäßig ein Software Update vorsahen, teilnehmen 
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nicht als ordnungsgemäß zugelassen angesehen werden könne.

Der Hessische VGH hat ferner ausgeführt, dass die Zulassungsbehörde 

des Lahn-Dill-Kreises rechtmäßig gehandelt hat. Dem Antragsteller 

sei eine hinreichende Frist zum Nachweis der Ausführung der erfor-

derlichen Arbeiten eingeräumt worden. Durch die – nicht beseitigte 

Der Kläger hatte gegen seine Vollkaskoversicherung auf Ersatz der 

TSchäden nach einer Kollision mit einer Tooreinfahrt geklagt. Er machte 

geltend, sein Automatik-Fahrzeug habe sich selbstständig in Bewe-

gung gesetzt habe, obwohl er ausgestiegen und daher niemand am 

Steuer gewesen sei. Beim Versuch, das Fahrzeug zu stoppen, sei er 

dann auf das Gaspedal gekommen, woraufhin das Fahrzeug nach vorne 

Tgeschossen sei und einen Toorflügel durchbrochen und zwei Stützpfeiler 

mitgenommen habe.

Dies glaubte ihm seine Vollkaskoversicherung nicht – zu Unrecht, wie 

das OLG befand. Könne der Sachverhalt im Einzelnen nicht aufgeklärt 

werden, stehe aber fest, dass die Schäden nach Art und Beschaffen-

heit nur auf einen Unfall beruhen könnten, so reiche dies für eine Ein-

standspflicht der Versicherung aus.

Im vorliegenden Fall genügten dem OLG die Angaben des klägerischen 

Autofahrers, um vom geschilderten Unfallhergang überzeugt zu sein. 

Dessen Schilderung habe auch mit den Angaben übereingestimmt, 

die der Kläger unmittelbar nach dem Unfall gegenüber verschiedenen 

Zeugen gemacht habe. Auch der beauftragte gerichtliche Sachverstän-

Tdige habe bestätigt, dass die Spuren am Fahrzeug und in der Toorein-

fahrt zueinander passten und der vom Kläger geschilderte Unfallher-

gang plausibel sei. Immerhin habe sich das klägerische Fahrzeug auch 

bei einem der Versuchsabläufe des Sachverständigen mit einem auf 

„N“ gestellten Hebel selbstständig in Bewegung gesetzt.

Der Versicherungsschutz schied nach den Ausführungen des OLG auch 

nicht deshalb aus, weil der Kläger selbst das Gaspedal betätigt hatte 

Tund das Fahrzeug so in das Toor gefahren war. Nach dem Ergebnis der 

Beweisaufnahme sei davon auszugehen, dass der Kläger versehentlich 

 

– Abschaltvorrichtung, durch die im Betrieb auf öffentlichen Straßen 

die entstehenden Emissionen unzulässig erhöht würden, ergebe sich 

eine Gefahr für die allgemeine Gesundheit und die Umwelt, sodass bei 

auf das Gaspedal gekommen sei, als er versucht habe, sein allein fah-

rendes Automatikfahrzeug anzuhalten.

Oberlandesgericht Braunschweig, Urteil vom 11.02.2019, 11 U 74/17
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Verbraucher: Mehr Schutz vor Pfändungen 

Die Bundesregierung hat am 23.03.2020 den Entwurf eines Gesetzes 

zur Fortentwicklung des Rechts des Pfändungsschutzkontos und zur Än-

derung von Vorschriften des Pfändungsschutzes beschlossen. Mit dem 

Gesetz soll der Pfändungsschutz von Kontoguthaben auf einem Pfän-

dungsschutzkonto (so genanntes P-Konto) weiterentwickelt und an ak-

tuelle gesellschaftliche Bedürfnisse angepasst werden. 

Wie das Bundesjustizministerium mitteilt, sieht der Gesetzentwurf zu 

diesem Zweck verschiedene Maßnahmen vor: So solle die Frist für die 

Übertragung von nicht verbrauchtem, pfändungsfreiem Guthaben von 

einem Monat auf drei Monate verlängert werden. Auf diese Weise 

könnten höhere Summen als bisher angespart werden. Dadurch solle 

Bürgern zum Beispiel ermöglicht werden, größere Anschaffungen zu 

tätigen. 

Vorgesehen sei außerdem die Einführung eines Schutzes von Guthaben 

bei Pfändung eines Gemeinschaftskontos. Jeder Berechtigte könne ein 

separates P-Konto errichten und von dessen Schutz profitieren. 

Das Verbot der Aufrechnung und Verrechnung bei Zahlungskonten mit 

negativem Saldo solle gesetzlich normiert werden. Auf diese Weise 

werde sichergestellt, so das Ministerium, dass Bürger über Zahlungs-

eingänge auch dann verfügen können, wenn sie ein Zahlungskonto mit 

negativem Saldo in ein P-Konto umwandeln. Auch ein erleichterter Zu-

gang des Schuldners zu Bescheinigungen für die Erhöhung des pfän-

dungsfreien Grundfreibetrags sei vorgesehen. Eine Erhöhung des 

Grundfreibetrags sei zum Beispiel beim Bezug von Kindergeld möglich. 

Es werde nun geregelt, dass die zuständigen Stellen verpflichtet sind, 

eine entsprechende Bescheinigung auszustellen. Auch sehe das Gesetz 

vor, wie der Schutz gewährleistet wird, wenn die Bescheinigung nicht 

rechtzeitig erteilt wird. 

Der Anpassungszeitraum für die Pfändungsfreigrenzen von Arbeitsein-

kommen solle von zwei Jahren auf ein Jahr verkürzt werden. Dies er-

möglicht laut Bundesjustizministerium eine raschere Anpassung an die 

wirtschaftliche Entwicklung und trägt dadurch zu einem stärkeren 

Schutz bei. 

Schließlich werde auch der Pfändungsschutz von Kultusgegenständen 

in religiösen und weltanschaulichen Zusammenhängen erweitert.  

Bundesjustizministerium, PM vom 23.03.2020 

Schmerzensgeld: Einen großen Schritt muss eine Bahnkundin 

schon machen können 

Verletzt sich eine Frau beim Einstieg in einen Waggon einer Regional-

bahn, weil sie den Höhenunterschied zwischen dem Bahnsteig und 

dem Boden des Waggons nicht richtig eingeschätzt hatte und "ins Leere 

trat", so kann sie gegen den Betreiber der Bahn kein Schmerzensgeld 

durchsetzen. 

Die Bahnkundin forderte 25.000 Euro für eine nötig gewordene Opera-

tion an der Halswirbelsäule. Das Landgericht Hildesheim stufte den Tritt 

jedoch noch als ungefährlich ein. Höhendifferenzen von bis zu 20 Zen-

timetern müssen Bahnkunden mit Haltegriffen und Hinweisschildern 

bewerkstelligt bekommen (hier wurde ein Abstand von 18 cm gemes-

sen). 

 

LG Hildesheim, 5 O 97/16 vom 07.12.2016 

 

Krankenkasse muss Gebühren für Transport im Rettungswagen 

erstatten 

Das Sozialgericht (SG) Detmold hat eine Krankenversicherung dazu ver-

urteilt, die Gebühren für den Transport eines Versicherten mit dem Ret-

tungswagen zu übernehmen. 

Der Versicherte war aufgrund einer Blutzuckerentgleisung zu Hause zu-

sammengebrochen und mit dem Rettungsdienst in die Notaufnahme 

des nächstgelegenen Krankenhauses befördert worden. Er wurde dort 

allerdings erst behandelt, nachdem er zuvor vom ambulanten Not-

dienst, der sich in unmittelbarer räumlicher Nähe zur Notaufnahme des 

Krankenhauses befand, untersucht wurde. Nach Ausstellung einer Ver-

ordnung für stationäre Behandlung wurde er erneut in der Notauf-

nahme behandelt, jedoch nicht stationär aufgenommen, sondern nach 

Normalisierung der Blutzuckerwerte um 00.30 Uhr nach Hause entlas-

sen. 

Mit Gebührenbescheid der Stadt Minden vom 14.01.2016 wurden dem 

Kläger die Kosten für die Fahrt mit dem Rettungswagen ins Kranken-

haus in Höhe von 425,18 Euro in Rechnung gestellt. Die Beklagte ver-

neinte ihre Kostenerstattungspflicht mit der Begründung, eine ärztliche 

Verordnung für den Transport habe nicht vorgelegen. 

Dies sahen die Richter des SG Detmold anders. Die Krankenkasse müsse 
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die Kosten der Rettungsfahrt zum Krankenhaus abzüglich der Zuzahlung 

durch den Versicherten zu übernehmen, auch wenn im Anschluss an 

die Rettungsfahrt zunächst eine ambulante Behandlung stattgefunden 

habe. Aus dem Einsatzprotokoll des Rettungsdienstes habe sich ein-

deutig ergeben, dass die Fahrt mit dem Ziel einer Behandlung in der 

Notaufnahme durchgeführt wurde. Daher könne die Beklagte nicht mit 

dem Argument durchdringen, eine Behandlung habe dort unmittelbar 

nach der Fahrt nicht stattgefunden. Dass die Untersuchung nicht durch 

die Ärzte in der zentralen Notaufnahme erfolgt ist, sondern durch den 

ambulanten Notdienst, könne nicht dazu führen, eine Rettungsfahrt mit 

dem Ziel einer ambulanten Behandlung anzunehmen, für die der Kläger 

bei Fehlen einer ärztlichen Verordnung allein die Kosten zu tragen hätte. 

Das Fehlen einer Verordnung schließe die Geltendmachung des An-

spruchs nicht grundsätzlich aus. Insbesondere sei der Kläger nicht ver-

pflichtet gewesen, für die Verordnung der Transportleistung zu sorgen.  

 

Sozialgericht Detmold, Urteil vom 05.11.2019, S 5 KR 460/16, rechts-

kräftig 

 

Wandern im Wald erfolgt auf eigene Gefahr 

Wer im Wald Wandern geht, tut dies auf eigene Gefahr. Bei Unfällen 

hafte nicht der Waldbesitzer, da dieser keine Sicherungsmaßnahmen 

gegen waldtypische Gefahren ergreifen müsse, stellt das Landgericht 

(LG) Magdeburg klar. 

Im zugrunde liegenden Fall hatte ein Mann von der Stadt Thale ein 

Schmerzensgeld von mindestens 200.000 Euro verlangt. Er war nach 

seiner Schilderung auf dem touristisch beworbenen 

"Harzer-Hexen-Stieg" unterwegs gewesen, als ein Baum auf ihn stürzte. 

Seither sei er querschnittsgelähmt. Der Kläger meint, die beklagte 

Stadt, auf deren Waldgrundstück sich der Unfall ereignet habe, habe 

ihre Verkehrssicherungspflichten verletzt. Der Baum sei deutlich er-

kennbar abgestorben gewesen und wäre bei der Durchführung einer 

Baumschau sofort als Gefährdungsbaum ersichtlich gewesen und gefällt 

worden, sodass es nicht zu dem Unfall gekommen wäre. 

Das LG Magdeburg hat die Klage unter Verweis auf die Gesetzeslage (§ 

4 und § 22 Landeswaldgesetz Sachsen-Anhalt – LWaldG LSA) und die 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (Urteil vom 02.10.2012, VI ZR 

311/11) abgewiesen. Der Waldbesucher, der auf eigene Gefahr Wald-

wege betritt, könne grundsätzlich nicht erwarten, dass der Waldbesitzer 

Sicherungsmaßnahmen gegen waldtypische Gefahren ergreift. Mit 

waldtypischen Gefahren müsse der Waldbesucher auch auf Wegen 

rechnen. Er sei primär selbst für seine Sicherheit verantwortlich. Risiken, 

die ein freies Bewegen in der Natur mit sich bringt, gehörten grund-

sätzlich zum entschädigungslos hinzunehmenden allgemeinen Lebens-

risiko. Dementsprechend könnten und müssten auf Wanderwegen nicht 

sämtliche Gefahren ausgeschlossen werden. Würde man eine völlige 

Gefahrlosigkeit der Wanderwege fordern, müsste man auf reizvolle 

Routen im Bergland ebenso wie auf einsame Waldpfade im Flachland 

aus Haftungsgründen verzichten. 

Auch nach der gesetzlichen Risikoverteilung aus § 22 LWaldG LSA hafte 

der Waldbesitzer selbst auf stark frequentierten und touristisch bewor-

benen Waldwegen nicht für waldtypische Gefahren. Dies gilt laut LG 

ungeachtet der Tatsache, dass die Waldnutzung im Verlauf der Jahre 

zugenommen hat. Auch an stark frequentierten Waldwegen würden 

die Haftungsrisiken relevant, die nach den gesetzlichen Vorschriften der 

Waldbesucher tragen solle. 

Das Urteil ist nicht rechtskräftig. Der Kläger hat die Möglichkeit Berufung 

zum Oberlandesgericht Naumburg einzulegen.  

 

Landgericht Magdeburg, Urteil vom 04.03.2020, nicht rechtskräftig
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